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(Beginn um 11.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie zur 48. Sitzung des Wiener Gemeinderates am heutigen Tag recht herzlich begrüßen.

Ich darf die Sitzung für eröffnet erklären.

Ich darf, bevor ich die Absenzen bekannt gebe, den Freiheitlichen Klub ersuchen, der Familie des verstorbenen GR a D Michael Kreißl unsere Anteilnahme auszudrücken. Die Gattin ist ja auch Gemeindebedienstete und Kollege Kreißl war 6°Jahre Mitglied des Hauses. Ich ersuche, unsere Anteilnahme der Familie entsprechend zu übermitteln.

Ich darf weiters bekannt geben, dass für heute entschuldigt sind: Herr GR Dr Salcher und Herr GR Dr Ulm, beide befinden sich auf Auslandsaufenthalten, Herr GR Dr Serles und Herr GR Stark sind für heute entschuldigt, weil sie beruflich unabkömmlich sind, und weiters ist entschuldigt Herr GR Reindl, der sich im Anflug auf Österreich befindet und die Frau Präsidentin Stubenvoll, die einen Kuraufenthalt absolviert.

Gemäß § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderates wurde ein Verlangen des Grünen Klubs im Rathaus auf Einberufung einer Sitzung des Gemeinderates zum Thema "Schwarz-rot-blauer Belastungspakt – Wiener Stadtregierung packelt mit Schwarz-Blau" eingebracht. 

Der Herr Bürgermeister hat in Entsprechung des § 21 Abs 4 der Wiener Stadtverfassung in Zusammenhalt mit § 8 der Geschäftsordnung des Gemeinderates zu dieser Sitzung eingeladen.

Bevor wir beginnen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen eine von der ÖVP und zwei von den Freiheitlichen eingelangt sind. 

In der Präsidialkonferenz wurde vereinbart, dass bei der nun folgenden Debatte über das Verlangen die Erstredner jeder Fraktion eine Gesamtredezeit von je 30 Minuten zur Verfügung haben, allen nachfolgenden Rednern steht eine Gesamtredezeit je Person von je 20 Minuten zu.

Ich eröffne somit die Debatte und als Erste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Bitte! 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister! Herr Finanzstadtrat! Verehrte Damen und Herren!

(Während dieser Einleitungsworte heben Gemeinderäte der GRÜNEN Plakate in die Höhe mit folgenden Aufschriften: “Kurs gegen Kranke und Schwache – SPÖ – Gusenbauer 30.10.04“, “Neue Freundschaft - Rieder Grasser“ und “Rezeptgebühr trifft sozial Schwache – SPÖ Wien, 3.10.2001“) Wenn ich mir so die mediale Debatte der letzten Tage im Zusammenhang mit dem Finanzausgleich anschaue, gewinne ich manchmal das Gefühl, dass Sie vielleicht in den letzten Jahren nicht hier waren. Entweder war ich nicht hier, oder ich habe die Debatten, die es hier gegeben hat, falsch verstanden, oder Sie waren nicht hier, oder irgendetwas muss da in der Kommunikation total falsch gelaufen sein. Denn in der Tat, ich habe nur mehr Fragen, auf die ich überhaupt keine Antworten finde. 

Waren es doch nicht Sie, die 2001 angetreten sind, um hier in Wien als Sozialdemokratie und Alleinregierung ein alternatives Modell zur schwarz-blauen Bundesregierung zu schaffen, und waren es nicht Sie, die aufgetreten sind, laut und mit großen Worten, um den Belastungskurs der schwarz-blauen Bundesregierung anzuprangern und mittels Dauerkampagne - muss ich fast sagen - festzustellen, dass Sie doch diejenigen sind, die für die Pensionisten, für die Ärmeren in der Stadt, für die Kranken in der Stadt ja geradezu als Schutzschild da stehen, um sie davor zu schützen, dass sie der blau-schwarze Belastungskurs weiterhin treffe? 

Und waren es nicht Sie, die hier in diesem Haus, gemeinsam mit uns, in einer Vielzahl von Debatten in den letzten Jahren diskutiert haben über diese Belastungen und was sie eigentlich für die Bevölkerung bedeuten und auch bis ins kleinste Detail über den letzten Finanzausgleich diskutiert haben und was dieser Finanzausgleich für die Stadt Wien mit sich gebracht hat?

Ich möchte hier nur ein Beispiel herausgreifen: Die Debatten um die Lehrerinnen und Lehrer, die in Wiens Pflichtschulen fehlen, und zwar als Folge des letzten Finanzausgleichs. Ja, haben wir nicht darüber geredet und haben wir nicht mehrfach diskutiert, dass dieser Fehler im nächsten Finanzausgleich zu reparieren ist, dass Wien stark und klug verhandeln muss und dass Wien hier eine Lösung herbeiführen muss? War es hier oder habe ich davon geträumt, so frage ich mich jetzt.

Und hat es nicht geheißen, dass der Herr Bürgermeister sich dafür einsetzen wird, dass Wien im nächsten Finanzausgleich ein gutes Ergebnis erzielt? Ja, es hat sogar - sofern ich mich richtig erinnern kann - Interviews von Ihnen, Herr Bürgermeister, gegeben, vor allem zu Beginn des Herbstes, wo gemeint wurde, wenn für die Stadt kein akzeptables Ergebnis erzielt werden kann, könnte es sogar zu Neuwahlen kommen. 

Zumindest angedeutet ist es worden, mindestens zwei- bis dreimal, die Interviews habe ich in Erinnerung. Nun, und was ist jetzt? Also offenbar müssen Sie es als befriedigendes Ergebnis empfinden, was hier vorliegt, sonst hätten wir ja längst irgendwie alles auflösen müssen, Neuwahlen ausrufen oder sonst irgendetwas. 

Nichts dergleichen! Jetzt liegt etwas vor, was keinesfalls als Fortschritt für die Stadt Wien bezeichnet werden kann, und was noch dazu eine Reihe von Belastungen für die Bevölkerung mit sich bringt, ja gerade für diese Bevölkerungsgruppen, von denen Sie gemeint haben, dass Sie sie schützen möchten. 

Und wer hat das mitverhandelt, wer war als Chefverhandler für die Gemeinden dabei? Unser eigener Finanzstadtrat. Und wer hat es unterzeichnet und wer ist, bitte, mit Herrn Finanzminister Grasser, auch anders bekannt übrigens als Schulden-Karli, sozusagen Hand in Hand aufgetreten und hat gesagt, das ist ein tolles Ergebnis, ein akzeptables Ergebnis? War das nicht jemand aus Wien? Also, irgendwie kommen diese Dinge nicht mehr zusammen.

Und insofern, glaube ich, lohnt es, sich auch die Kritik im Detail anzuschauen, die gerade in den letzten Tagen und Wochen auch in den Medien zu finden war. Also, was hat es da alles geheißen? Ich zitiere:

Dort sprach man von einem “ablehnungswürdigen Abwälzen der Versäumnisse auf den Rücken der Kranken und sozial Schwachen.“ Weiters: „Man soll nicht auf Kosten der Kranken und Alten Budgetlöcher stopfen.“ Außerdem: „Wir werden einer weiteren Belastung der kranken Menschen nicht zustimmen.“ Und: „Die Vorschläge widersprechen sozialdemokratischen Grundsätzen.“ 

Danach Rieder: „Diese Maßnahmen treffen die Seele der Sozialdemokraten mitten ins Herz, unsozialer Kurs, soziale Schieflage“, dann „unsoziales neues Belastungspaket, eine höhere Rezeptgebühr und eine Anhebung des Spitalskostenbeitrages belasten in erster Linie Pensionisten, Kranke und sozial Schwächere.“ Ja, übrigens kann ich dem auch sehr stark beipflichten. Schließlich: „Mit der Gesundheit der Menschen soll man keine politischen Spielchen machen.“ Letzteres Zitat stammt sogar von unserem Herrn Bürgermeister selbst, alle vorangegangenen Zitate stammen von hohen Vertreterinnen und Vertretern der SPÖ auf Bundesebene.

Und ich hätte hier übrigens auch ältere Zitate von Ihnen selbst aus früheren Jahren. Zum Beispiel von Klubobmann Oxonitsch, der zwar zunächst einmal gefunden hat: „Da gibt es nichts schlechtzureden an diesem Paket“, als es unmittelbar der Öffentlichkeit präsentiert wurde, der aber zum Beispiel im Jahre 2000 im Zusammenhang mit der Erhöhung der Rezeptgebühr von einer Geißelung kranker Menschen gesprochen hat, und so weiter. 

Da gibt es Wortmeldungen von Ihnen mit noch und nöcher, was Sie nicht alles selbst auszusetzen hatten in vergangenen Jahren, wann immer es darum ging, dass die Rezeptgebühr erhöht wird, dass Spitalskostenbeiträge erhöht werden, dass Belastungen allgemein eingeführt werden, die eben die gesamte Bevölkerung gleichermaßen treffen und zwar unabhängig davon, ob sich die Menschen das leisten können oder nicht. 

Auf einmal, wie gesagt, ist es dann doch offenbar möglich, das alles zu vergessen und, ja, einem Patienten die Zustimmung zu etwas zu geben, das genau das alles bewirkt. Und so stellt sich nun die Frage, was haben Sie sich dabei gedacht. Ja, was haben Sie sich dabei gedacht, herzugehen nach all diesen großen Wortmeldungen und kehr um die Hand, wirklich kehr um die Hand, genau das alles mit zu beschließen? 

Aber das ist ja noch nicht das einzige, was es hier sozusagen zu diskutieren und zu bekritteln gibt. Es gibt ja auch noch eine zweite Komponente. Ja, wir wissen alle, dass das Gesundheitssystem größere Finanzierungslücken aufweist. Und ja, wir wissen alle, dass man hier durchaus überlegen muss in den nächsten Jahren, was denn zu tun ist - nun, eigentlich nicht in den nächsten Jahren, sondern lieber gestern als heute -, um diese Finanzierungslücken auch nachhaltig zu schließen. Und ist es nicht so, dass wenn man einen Blick wirft in Ihr eigenes Programm, ganz ganz andere Lösungen darin enthalten sind? Schauen wir doch ins Programm der SPÖ, oder wenn man sich besinnt, blicken wir auf den letzten Wahlkampf, den es auf Bundesebene gegeben hat: Hat es da nicht geheißen, dass es einerseits Strukturreformen bedarf und dass es andererseits, wenn man schon etwas erhöhen muss Hand in Hand mit den Strukturreformen, dann die Höchstbeitragsgrundlage und nicht allgemein die Beitragssätze, was ja durchaus die gesamte Bevölkerung belastet, was ja gerade die Schwächsten am stärksten belastet und was bekanntlich am allerwenigsten nachhaltig ist. Nun, und wieso haben Sie das vergessen, gerade in dem Moment, wo es darum ging, die Zustimmung zu geben zu einen solchen Paket oder nicht? 

Und wo bleibt die Debatte über die Strukturreformen, die es schon in Wien geben kann? Und hat es oder hat es nicht in den letzten Jahren eine Vielzahl von Debatten gegeben über die Einsparungspotentiale, die es in Wien sehr wohl gibt, im eigenen Wirkungsbereich, im Bereich des KAV? 

Wie kann es sein, dass Sie verabsäumen, absolut eine Reihe von dringend notwendigen und uns allen seit Jahren bekannten Reformen anzugehen. Und wenn es darum geht, das Geld zu beschaffen, was ja fehlt, greift man dann auf das, was halt am gemütlichsten ist, man greift auf das zurück, was irgendwie am leichtesten geht, man einigt sich halt zu Lasten Dritter, man belastet halt noch einmal erneut die Bevölkerung. Und das nennt man dann den anderen Weg Wiens, das ja angeblich so anders ist als die schwarz-blaue Belastungsregierung. 

Also fassen wir jetzt zusammen: Sie haben neuen Belastungen zugestimmt, Sie haben noch dazu einer allgemeinen Anhebung der Versicherungsbeiträge zugestimmt und Sie haben es verabsäumt, parallel dazu dringend notwendige und schon seit längerem bekannte Strukturreformen im eigenen Wirkungsbereich, im Gesundheitssektor der Stadt Wien, irgendwie anzugehen. 

Aber, es ist noch nicht allein diese Komponente, die das Ergebnis des Finanzausgleichs der Agenturen macht, es bleibt auch noch zu diskutieren darüber, was dieses Ergebnis, das Sie jetzt erzielt haben, auch im engeren Sinne für die Stadt Wien bedeutet. Haben Sie gut verhandelt, haben Sie für die Stadt etwas Gutes erreicht? 

Und hier gibt es eine Vielzahl von Beispielen, die belegen, dass Sie auch noch obendrein schlecht gehandelt haben. Mein Kollege GR Martin Margulies kommt ja auch noch zu Wort und wird auch eher darauf eingehen. Ich möchte hier nur einen einzigen Bereich herausgreifen, nicht nur weil er mir besonders am Herzen liegt, sondern weil wir darüber so viel und wirklich detailliert diskutiert haben in den letzten Jahren: Also, die fehlenden Lehrerinnen in Wiens Pflichtschulen. Wir wissen, dass seit dem Jahr 2000, also infolge des vergangenen Finanzausgleichs, mehr als 1000 Lehrerinnen und Lehrer inzwischen fehlen und wir haben ausführlich darüber diskutiert, was es eigentlich für Wiens Schulen bedeutet, dass Integrationsmaßnahmen gefährdet sind, wie gerade Fördermaßnahmen zu Lasten von Kindern aus sozial schwächeren Haushalten, aus Migrantenhaushalten, oder aber auch Fördermaßnahmen für Kinder mit Behinderungen gerade sozusagen durch diese Sparmaßnahmen, durch die fehlenden Lehrerinnen und Lehrer, gefährdet sind oder sogar in etlichen Schulen teilweise gestrichen werden mussten. Und wir haben auch letztes Jahr nicht wirklich wenig häufig diskutiert, als 700 Lehrerinnen und Lehrer plötzlich mitten im Schuljahr in Pension gegangen sind. Und da hat es geheißen, da wird sich Wien dafür einsetzen, dass gerade dieses riesige Loch in Wiens Schulen, dieses Debakel, im nächsten Finanzausgleich korrigiert wird. 

Nun, und was haben Sie da verhandelt? 50 Lehrer-Innen ist der große Erfolg, den Wien eingefahren hat, das ist das akzeptable, das gute Ergebnis im Finanzausgleich, für das man dann, kehr um die Hand, auch noch, wie gesagt, seine Unterschrift für das Belastungspaket zu Lasten der Bevölkerung gibt? Also, das kann doch wirklich nicht ernst gemeint sein, das kann doch nicht Ihr Ernst sein. Also, das werden Sie uns auch noch erklären müssen, wie Sie denn dazukommen, dieses Ergebnis als gutes Ergebnis für Wien zu bezeichnen. 

Und die Konsequenzen für Wien aus diesem Finanzausgleich sind ja mittelfristig auch abzusehen. Geld wird fehlen, und zwar in nicht wenigen Bereichen. Und das bedeutet doch, dass wir spätestens nach den nächsten Wahlen wieder mit einer Vielzahl von Gebührenerhöhungen rechnen müssen, wir mit Tariferhöhungen rechnen müssen, mit einer Fortschreibung des Sparkurses rechnen müssen, den es zum Beispiel bereits seit längerem im Sozialbereich gibt, im Bereich einer Vielzahl von Vereinen, die wertvollste Arbeit für die Stadt leisten und die ständig gekürzt werden müssen und die, wie gesagt, um jeden Cent kämpfen müssen, und so weiter. 

Wir können also davon ausgehen, dass Sie hier über etwas verhandelt haben, das eigentlich in Wien längerfristig sogar noch mehr Belastungen für die Bevölkerung und einen weiteren Qualitätsabbau bedeutet, und das nennen Sie dann ein akzeptables Ergebnis. Nun, wir sehen das so nicht und deshalb haben wir auch einen Antrag vorbereitet, den ich hiermit auch einbringen werde und in welchem wir den Gemeinderat auffordern, sich zunächst einmal laut und deutlich gegen eine Erhöhung der Rezeptgebühr sowie des Spitalskostenbeitrages auszusprechen, und wo es uns auch darum geht, Sie aufzufordern, alles in Ihrer Macht Stehende zu unternehmen - also Sie, Herr Finanzstadtrat Rieder und Sie, Herr Bürgermeister - alles in Ihrer Macht Stehende zu unternehmen, um die drohende Belastungswelle für die Bevölkerung hintanzuhalten und neue Verhandlungen aufzunehmen mit dem Ziel, eine bessere Mittelaufteilung zugunsten Wiens zu erreichen. 

Ich glaube, das ist das einzig Sinnvolle, was man in dieser Situation beantragen kann und es ist auch das Vordringlichste. Es gibt aber noch eine Reihe von weiteren Anträgen, die gestellt werden müssen und gestellt werden können, meine Kolleginnen und Kollegen werden auch weitere Anträge stellen, aber das ist sozusagen zunächst einmal meines Erachtens das, was am allerdringendsten getan werden muss. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Also, ich bringe den Antrag ein und hoffe, er findet Zustimmung. 

Also, fassen wir zusammen wie folgt: Sie haben leider schlecht verhandelt dort, wo in der Tat größere Beträge für Wien gefehlt haben. Sie haben wirklich Trägheit und Untätigkeit gezeigt dort, wo in der Tat im eigenen Wirkungsbereich Reformen möglich und auch dringend notwendig gewesen wären, um sich selbst finanzielle Spielräume zu schaffen, und Sie haben in der Tat finanzielle Belastungen für die Bevölkerung erfunden oder erhöht. Das heißt, Sie haben in der Tat ein Desaster verursacht. Und was lernen wir daraus? 

Erstens, die Märchenstunde ist zu Ende. (Bgm Dr Michael Häupl: Das hoffe ich!) Es wird nicht mehr möglich sein, Herr Bürgermeister, einfach in der Öffentlichkeit aufzutreten und sich weiterhin als Schutzpatron der Armen, der Schwachen, der Kranken, der älteren Menschen hinzustellen, weil mit dem, was Sie da unterstützt haben, (Bgm Dr Michael Häupl: Das war ein Mehrheitsbeschluss!) mit dem, was Sie da unterstützt haben, wird es nicht mehr möglich sein, Ihren Heiligenschein aufrecht zu erhalten. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Was ist das Zweite, was wir daraus lernen? Wir lernen daraus, dass wenn Rot, Blau und Schwarz an einen Tisch kommen und um Geldmittel feilschen, letztendlich das, was ihnen einfällt, der Weg des geringeren Widerstands ist. Es fällt ihnen schon wieder eine Belastung der Bevölkerung ein, schon wieder eine Einigung zu Lasten Dritter, es fällt ihnen ein, eben etwas zu packeln, womit sie zu Lasten der Schwachen in der Bevölkerung zu Geld kommen, aber es fällt ihnen nicht ein, das zu tun, was weniger gemütlich ist, nämlich das Ganze anzugehen, dringend notwendige Reformen anzugehen, und wenn man schon erkennt, dass dann eine Finanzierungslücke übrig bleibt, dann nicht die Schwächsten zu belasten, sondern eben diejenigen, die es sich leisten können, zum Beispiel mittels Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage. 

Und drittens lernen wir daraus, wenn die SPÖ mit Blau und Schwarz verhandelt, kommt letztendlich – und das ist eben das, was dem Fass die Krone ausschlägt – eines heraus, nämlich neue Belastungen für die Bevölkerung. Also, schlecht verhandelt und dafür auch noch neue Belastungen mit erfunden. Nun, ich kann nur mehr sagen, super, SPÖ. 

Also noch einmal, und ich hoffe, dass Sie das auch beherzigen: Auftritte als Schutzschild für die Armen und die Schwachen können Sie sich künftig sparen, das glaubt Ihnen niemand mehr. Und das einzige, (Beifall bei den GRÜNEN. – Bgm Dr Michael Häupl: Lassen Sie das unsere Sache sein!) das einzige, was übrig bleibt, um dieses Debakel zu reparieren, ist, unserem Antrag zuzustimmen, (Bgm Dr Michael Häupl: Ja ja!) unserem Antrag zuzustimmen, sich laut und deutlich gegen diesen Belastungskurs hier drinnen auszusprechen - das ist auch ja auch bis zu einem gewissen Grad die Nagelprobe für mehrere Kolleginnen und Kollegen aus der Sozialdemokratie - und nicht zuletzt sich dafür einzusetzen, dass neue Verhandlungen aufgenommen werden mit dem Ziel, vielleicht ein besseres Ergebnis für Wien zu erzielen. (Beifall bei den GRÜNEN. – Bgm Dr Michael Häupl: Ja, es war schwach!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Stadtrat Dr Hahn gemeldet, ich erteile ihm das Wort.

StR Dr Johannes Hahn: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Wir sind heute zusammengekommen, weil offensichtlich bei der SPÖ, bei der FPÖ, aber auch bei den GRÜNEN ein Kommunikations- und Abstimmungstohuwabohu herrschte und herrscht, und wir sozusagen das Vergnügen haben, die Sache noch einmal zu diskutieren. Wenn man jetzt nicht nur krakeelt, oder sich sozusagen fußfrei, erste Reihe sitzend, die Dinge anschaut, dann wären wir möglicherweise daraufgekommen, dass schon seit Monaten das Thema Finanzausgleich und Spitalsfinanzierung auf der politischen Agenda steht. 

Es waren ja auch nicht wirklich Geheimverhandlungen. Also, ich glaube im Juni ist offiziell damit begonnen worden, die Vorgespräche gehen noch viel weiter zurück. Also, wer wollte, wer wirklich ein legitimes Interesse hatte, sich für die künftige Gestaltung der Gemeinden, der Städte, der Länder oder auch des Bundes zu engagieren, der hat alle Möglichkeiten gehabt, sich in den vergangenen Monaten in diese Debatte einzubringen. Ich kann nur sagen, ich selbst habe parteiintern schon im April gemeinsam mit meinem Kollegen Bischof von Vorarlberg in einer Runde von ÖVP - Gesundheits- und -Finanzreferenten das Thema bei der Gesundheitsministerin aufs Tapet gebracht, dass wir einen anderen Abrechnungsmodus bei den Tageskliniken brauchen, damit wir eben eine Entlastung des stationären Bereichs herbeiführen können. Das wird es geben, das wird beachtliche Auswirkungen in der Zukunft haben und wir können davon ausgehen, dass heute 20 bis 25 Prozent aller stationären Leistungen im Spital eigentlich ambulant tagesklinisch erbracht werden können. Was gefehlt hat bis dato, oder was noch immer fehlt - es wird ja geändert -, ist eben die entsprechende Abrechnung. 

Oder: Ich habe im Sommer und vor allen Dingen im Herbst, die Wiener ÖVP-Nationalratsabgeordneten mobilisiert, eingeschworen, gemeinsam mit anderen Kollegen im ÖVP-Nationalratsklub die Interessen der Städte wahrzunehmen. Es wird Ihnen ja auch nicht entgangen sein, dass es auch in meiner Fraktion die eine oder andere Wortmeldung gegeben hat, die nicht gerade eine Ode an die Städte war und das musste korrigiert werden, und das ist korrigiert worden. 

Also, wer wollte, und wer ein vitales Interesse hatte, der konnte sich in der Vergangenheit in diese Diskussion einmischen, einmengen und seine Debattenbeiträge anbringen. Und ich würde sagen, jeder der Spitzenrepräsentanten aller hier im Haus vertretenen Parteien hätte im Wege seiner Partei diese Möglichkeiten gehabt. Auch Sie, Frau Vassilakou von den GRÜNEN, denn der Herr Lhptm Pühringer, der ja durch Monate in Vertretung des Herrn Sausgruber, des wahlkämpfenden Lhptm Saus-gruber, der Chefverhandler der ÖVP war, hat sicherlich seinen Kollegen Anschober regelmäßig informiert, weil er ihn ja dann als Koalitionspartner für die entsprechenden Beschlüsse braucht. Ich habe zwar keine Ahnung, wie Ihre Gesprächsbasis zu den oberösterreichischen Grünen ist, (GRin Mag Maria Vassilakou: Sehr gut!) aber wenn ich von Parteifreundschaft einmal ausgehe, dann sollten Sie eigentlich alle Möglichkeiten gehabt haben, sich zu informieren. 

Was die FPÖ anbelangt, da habe ich hier nur ein Fragezeichen und tue mir schwer, das zu beurteilen. Fakt ist - zwar auch nicht ganz unbekannt -, dass der Herr Lhptm Haider in diese Gespräche eingebunden war und der Herr Landesrat Pfeifenberger ja immerhin seine Unterschrift unter die Vereinbarung gesetzt hat. Also, auch hier bestand jede Möglichkeit, sich im Vorfeld auszutauschen und vielleicht auf die eine oder andere Entwicklung gestaltend Einfluss zu nehmen, zumal Sie ja bis vor kurzem sogar den Gesundheitsstaatsekretär hatten, der noch dazu, glaube ich, ein Wiener Mandatar war oder ist oder sich jetzt besonders einbringt. Also Expertisen wären ja zuhauf vorhanden gewesen. 

Wie gesagt, diese merkwürdige Mesalliance von Grünen und Freiheitlichen erinnert mich ja ein wenig an das Verhalten meines 16-jährigen Sohnes und vieler gleichaltriger Kollegen, die einen Tag vor einer Schularbeit drauf kommen, dass sie am nächsten Tag eine Schularbeit haben. Bei Ihnen ist es noch schlimmer, Sie kommen am Tag nach der Prüfung drauf, dass sie stattgefunden hat, und dann lamentieren sie. (Beifall bei der ÖVP.) Das Lamento wäre ja gar nicht notwendig, wenn Sie sich rechtzeitig engagiert und eingeschalten hätten und, Herr Strache, Sie konfrontieren nahezu täglich die nicht interessierte Weltöffentlichkeit mit neuen Vorschlägen, was man jetzt alles besser machen könnte. Es gibt den einen oder anderen, den könnte ich durchaus nachvollziehen - Stichwort Senkung AK-Umlage. 

Die Wirtschaftskammer hat das eine oder andere an Kammerumlage schon in der Vergangenheit gesenkt. Nur, wo waren diese Vorschläge vor Wochen oder Monaten, oder hat man vielleicht im Vorfeld festgestellt, dass das so nicht umsetzbar ist? Frau Vassilakou, wo waren Sie in den letzten Wochen und Monaten in dieser Debatte? Ich habe keinen einzigen konstruktiven Vorschlag von Ihnen im Zusammenhang mit der Spitalsfinanzierung, mit den Finanzausgleichsgesprächen gehört. (GRin Mag Maria Vassilakou: Aber, aber!) Also, wenn ich das überlesen oder nicht registriert haben sollte, korrigieren Sie mich. 

Ich bin jetzt im November, wie manche von Ihnen, 8°Jahre hier im Haus und war von Anfang an im Gesundheitsbereich tätig und ich glaube, es sind sich alle Oppositionsparteien einig, dass in diesen 8°Jahren wenig bis gar nichts weiter gegangen ist, (GR Heinz-Christian Strache: Das lag ja daran, weil alles neu war!) und das beschränkt sich ja nicht auf diesen Zeitraum der 8°Jahre, sondern wenn ich mir die Protokolle und Konzepte und Reformvorschläge ... (GR Heinz Hufnagl: Aber das haben Sie mitratifiziert!) Ja, da ist zum Beispiel die Patientenentschädigung, die stattgefunden hat, dafür danke ich heute noch dem Sepp Rieder. Ich denke, es war mein Vorschlag, aber er hat das aufgegriffen und wir haben das schnell, schmerzlos und sehr präzise umgesetzt in einer Art und Weise, dass die anderen Bundesländer das dann nachgemacht haben. Es hat die eine oder andere nicht an Schmerzen freie Zusammenlegung stattgefunden. (GR Heinz Hufnagl: So wenig war es doch wieder nicht, was Ihr zusammengebracht habt!) Nun ja, auf die wesentlichen strukturellen Dinge, auf die warten wir bis heute. Und wenn ich mir die Protokolle und Reformvorschläge im Gefolge von Lainz 1989 durchlese, dann brauche ich eigentlich nur das Datum auswechseln. Sie sind leider Gottes aktuell bis heute und es ist wenig passiert. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wobei ich, Frau Vassilakou, viele Ihrer Vorschläge, die Sie jetzt im Zusammenhang mit der Spitalsfinanzierung bringen, teile, zum Beispiel die Frage der Prävention. Natürlich ist 1 EUR in die Prävention gesteckt, wesentlich mehr wert und erspart 7 EUR an nachfolgenden Reparaturkosten.

Wir haben ja selbst viele dieser Vorschläge immer wieder gemacht, aber Sie wissen genau so wie ich, oder es sollte Ihnen zumindest aufgefallen sein, dass die SPÖ aus verschiedenen, vielfach auch uns bekannten Gründen nichts tut oder nichts getan hat. Also, selbst wenn man viele Ihrer Vorschläge aufgreift - und wie gesagt, manche von ihnen goutiere ich, ich unterstütze sie -, die Wirksamkeit tritt nicht jetzt ein, sondern die tritt mittelfristig und manches von dem erst sehr langfristig ein. 

Aber das Wiener Gesundheitswesen braucht jetzt und heute das Geld und nicht in drei, vier oder fünf Jahren. Der KAV ist praktisch jetzt pleite, das Gesundheits- und Sozialbudget kracht wie eine ofenfrische Kaisersemmel. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Ich habe vor ziemlich genau zwei Jahren darauf aufmerksam gemacht, dass wir im AKH personelle Probleme bei der Akutherzchirurgie haben. Die damalige Gesundheitsstadträtin hat dann nach mehrmaligen Urgenzen auch entsprechende Weisungen gegeben und wie ich leider feststellen musste, wurden diese Weisungen nicht befolgt. Die Konsequenz ist, dass bis heute im Schnitt alle 14 Tage ein Mensch stirbt, weil es nicht gelingt, diese Akutherzoperationen durchzuführen. Das sind die Probleme, mit denen wir konfrontiert sind, meine Damen und Herren, und da kann man nicht auf irgendwelche Effekte in einigen Jahren warten. 

Also, das Verhalten von FPÖ und GRÜNEN in der Frage hier und heute erinnert mich ein bisserl an die Situation, dass ein Fußgänger absichtlich bei Rot über die Kreuzung geht, von einem Auto angefahren wird, schwer verletzt ist und ich versage ihm die Erste-Hilfe-Leistung, weil ich sage, du bist selber schuld, weil du bei Rot über die Kreuzung gegangen bist. Das ist die Situation, die ich bei Ihnen feststelle. (StR David Ellensohn: Das macht aber die ÖVP! – GR Mag Christoph Chorherr: Die ÖVP sitzt im Auto und scheibt selber die zehn zusammen!) Die ÖVP ist stehen geblieben und hilft, das ist der springende Punkt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich sage Ihnen, mit Ihrem Verhalten, Ihrem obstruktiven Verhalten, gefährden Sie, wie auch Teile der SPÖ, die Gesundheitsversorgung nicht nur in Wien, sondern in Österreich, und zwar die Erhaltung des hervorragenden Niveaus. Das gefährden Sie ernsthaft und nachhaltig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Manchmal habe ich das Gefühl, dass Sie aus parteipolitischen Gründen das Ding absichtlich an die Wand fahren wollen, aber hier geht es um Menschen und zwar um Menschen in einer besonders schwierigen Situation, um Menschen, die krank sind, die pflegebedürftig sind, und da kann man nicht um parteipolitisches Kleingeld ringen.

Ich habe immer wieder, und auch viele meiner KollegInnen, das Nichtagieren der SPÖ, oder das zu langsame Agieren der SPÖ gerade im Gesundheits- und Pflegebereich kritisiert. Ehrlich gesagt, diese Kritik gilt auch in einem bestimmten Umfang für andere Bundesländer, wobei ich allerdings überzeugt bin, dass Wien hier die absolute Spitze darstellt.

Aber, meine Damen und Herren, es gilt, die Gunst der Stunde jetzt und hier zu nutzen, nämlich die Gunst der Stunde, dass wir eine Finanzierungsvereinbarung brauchen, die ein gegenseitiges Geben und Nehmen darstellt. Eine Vereinbarung, die einschließt, dass es Reformen, strukturelle Veränderungen gibt und die an diese Veränderungen geknüpft sind. Wir werden dann auch sehen, ob sie entsprechend umgesetzt werden und ich vermute, dass einige der Wiener SPÖ-Granden gar nicht so sehr ungehalten sind über dieses Junktim, dass man jetzt im Gegenzug für bestimmte Finanzierungsleistungen, Finanzierungszusagen auch entsprechende Reformen umsetzen muss. Da gibt es den praktischen Druck von außen, auf den man sich dann berufen kann. 

Geht in Ordnung, und ich kündige Ihnen heute schon, an die Adresse der Wiener SPÖ, an, die Wiener ÖVP wird sich an Ihrer Seite finden, wenn Sie im Geiste der zu treffenden Vereinbarungen Beschlüsse für Wien fassen müssen, auch Beschlüsse, die vielleicht dann da und dort nicht populär sind. Aber, wenn wir das Gesundheitswesen nachhaltig reformieren müssen, dann müssen wir auch die eine oder andere Maßnahme setzen, die vielleicht auf den ersten Blick nicht die Zustimmung aller finden wird. 

Umgekehrt ergeht aber auch eine Aufforderung an die Wiener SPÖ, an dich, Herr Bürgermeister, das deine dazu beizutragen, dass das Haus, dass die SPÖ insgesamt, sich der vor 14 Tagen getroffenen Vereinbarung anschließt. Dazu vielleicht einige Hinweise, die du wahrscheinlich nicht brauchst, aber ich sage es trotzdem für das Haus hier: Es besteht ja die Möglichkeit, und es hat schon andere mächtige Landeskaiser gegeben, die ihre Nationalräte im Parlament aufgefordert haben, auch gegen die eigene Parteilinie, aber im Interesse des Bundeslandes zu stimmen, das hat auch stattgefunden. (Bgm Dr Michael Häupl: Der Erfolg war enden wollend!) Man kann es ja einmal positiv machen. Ich würde mich freuen, (Bgm Dr Michael Häupl: Der steirische Erfolg!) ich würde mich freuen, wenn es einmal klappen würde und stehe nicht an, dann zu applaudieren. (Beifall bei der ÖVP. – Bgm Dr Michael Häupl: Wie die steirischen Abfangjäger!) Für die österreichischen, nicht nur für die steirischen.

Aber ein anderer Punkt: Die Spitalskostenbeiträge, über die heute schon diskutiert wurde oder die Rezeptgebühr, waren ja Dinge, die von SPÖ‑Gesundheitsmi-nistern eingeführt wurden und die natürlich auch einer entsprechenden Weiterentwicklung in der Dotierung bedürfen, und wenn man einmal A gesagt hat, dann muss man konsequenterweise auch irgendwann B sagen. Apropos Rezeptgebühren, (GRin Dr Sigrid Pilz: Die Kranken werden bestraft!) Sigrid, Rezeptgebühren. Das, was jetzt erstmalig passiert, ist dass wir eine Splittung vorsehen zwischen den “normalen“ Rezepten und den Generika, (GR Dipl Ing Martin Margulies: Deshalb habt Ihr 15 Millionen pro Monat vorgesehen!) und ich erhoffe mir hier Lenkungseffekte, die sogar unter Umständen für den Einzelnen kostenneutral sein können. Abgesehen davon, Herr Margulies, das wissen Sie genauso gut wie ich - so hoffe ich jedenfalls -, dass chronisch Kranke, Mindestrentner und Dergleichen von der Rezeptgebühr schon heute befreit sind und das auch in Zukunft sein werden. 

Das, wo wir uns auf die eigene Brust klopfen müssen, ist dass wir es in der Vergangenheit verabsäumt haben, die Sinnhaftigkeit von Generika zu bewerben. Ich selbst habe in den letzten Tagen und Wochen feststellen müssen, dass viele, gerade ältere Leute, glauben, Generika seien Medikamente zweiter Kategorie. Möglicherweise vermischen sie Generika mit Geriatrie, ich weiß es nicht, aber hier tut Aufklärung Not, es muss klargestellt werden, dass es sich um gleichwertige Medikamente handelt, die einfach nur deshalb billiger sind, weil die Patentrechte abgelaufen sind.

Aber vielleicht kann der Kollege Oxonitsch, der in einer geradezu hymnischen Aussendung das Verhandlungsergebnis gewürdigt und kommentiert hat, das Verhalten und die Entscheidungskonzepte der Wiener SPÖ, insbesondere ihres Vorsitzenden aufklären oder zumindest interpretieren, wie das nun alles zusammen geht. Weil, dass man gleichzeitig das Verhandlungsergebnis begrüßt und im selben Atemzug aber Neuverhandlungen mitbeschließt, also, das ist eine jesuitische Doppelmühle vom Feinsten, die noch zu klären ist. (Bgm Dr Michael Häupl: Da kennen Sie sich ja aus!) Ich bin mir gar nicht so sicher, ob du dich da nicht besser auskennst.

Im Übrigen, Herr Bürgermeister, danke ich dir für deine in der Form gar nicht erwartete Klarstellung, dass du im Hauptberuf Bürgermeister von Wien und nicht stellvertretender Bundesparteivorsitzender bist. Ich bin überzeugt, es wird in der näheren und ferneren Zukunft noch viele Gelegenheiten geben, dich an diese Feststellung, die ja nicht unzutreffend ist, zu erinnern. Als Staatsbürger hätte ich mir nur gewünscht, dass du bei dieser ominösen Sitzung sitzen geblieben wärst und nicht weggegangen, weil da wäre es notwendig gewesen, die Interessen Wiens und Österreichs wirklich zu vertreten, für sie zu kämpfen oder sich zumindest zu engagieren. (Bgm Dr Michael Häupl: Ihr habt das letzte Mal die SPÖ auch nicht gebraucht, also beschließen sie das auch ohne die SPÖ!) Also, in der Phase war es dringlich geboten, dass der Wiener Bürgermeister ausnahmsweise, (Bgm Dr Michael Häupl: Das ist das Neueste, dass die Opposition verantwortlich ist, das ist ja absurd!) ausnahmsweise im Präsidium der SPÖ sitzen geblieben wäre, aber er hat es nicht getan. (Beifall bei der ÖVP.) 

Nochmals, meine Damen und Herren, niemand in diesem Hause, davon gehe ich einmal aus, ist glücklich mit irgendwelchen Erhöhungen und macht das pour l’art. Aber diesen Erhöhungen stehen Gegenleistungen gegenüber, hier sind Effekte zu erwarten und wir werden auch als Wiener ÖVP kritisch prüfen, ob diese Effekte zustande kommen. Jedenfalls ist diese Vereinbarung besser als unbegründete Erhöhungen, wie wir sie im diesem Jahr in Wien auch schon erlebt haben, dass die Gas- und Strompreise in einem Ausmaß erhöht werden von 50 EUR pro Jahr pro Haushalt oder dass die Kindergartenerhöhung in diesem Jahr um 130 EUR pro Kind pro Jahr stattgefunden hat und dem eigentlich keine signifikanten Mehrleistungen gegenüberstehen. Dem gegenüber beträgt die Krankenkassaerhöhung von 0,1 Prozent, die Ihr Vorsitzender als eine Lawine betrachtet - also ich kann mir nicht vorstellen, dass ein Tiroler nicht weiß, was eine Lawine ist - (Beifall bei der ÖVP.), aber dass er 0,1 Prozent als Lawine bezeichnet, zeigt, dass er schon lange weg von der Natur ist. Also, diese 0,1 Prozent heißt im Klartext 1 EUR pro Monat pro Beitragszahler, und wir wissen, dass den Österreichern ihre Gesundheit etwas wert ist. 

Wie gesagt, man kann über alles reden zum Stichwort Finanzausgleich, Spitalsfinanzierung. Man konnte es, wenn man wollte, in den vergangenen Monaten, aber irgendwann - und dieses irgendwann ist jetzt, meine Damen und Herren - muss es Ergebnisse geben, müssen Entscheidungen stattfinden, weil das Jahr endet auch für Sie am 31. Dezember und dann laufen bestimmte Vereinbarungen aus und daher ist es notwendig, jetzt die entsprechenden Beschlüsse zu fassen und Politik, das sollte auch ihnen nicht entgangen sein, ist die Kunst des Möglichen und da ist es notwendig, Kompromisse zu schließen und solche Kompromisse bedeuten, dass keiner mit allem glücklich ist, was sich hier findet, aber ich sage Ihnen, die Wiener Volkspartei garantiert offensichtlich als einzige auf Bundes- und Landesebene die Sicherstellung kommunaler Standards und insbesondere die Sicherstellung der medizinischen Versorgung und, was noch viel wichtiger ist, den Zugang für alle zur medizinischen Versorgung und das ist etwas, was ich mir von den anderen Parteien in diesem Haus erwarte, und zwar mit Nachdruck. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. 

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vielleicht gleich eingangs zum Vorredner, da Sie die Meinung vertreten haben, es gäbe da irgendwo ein Abstimmungsproblem bei den anderen Parteien, vor allen Dingen bei jenen Parteien, die in diesem Haus Sondersitzungen beantragt haben, die ja auch heute und am Mittwoch stattfinden werden. Also Abstimmungsprobleme gibt es keine, ich darf Sie beruhigen. Was es aber gibt, ist die Sorge, dass Menschen, Patienten, belastet werden sollen, obwohl es andere Wege und andere Möglichkeiten gegeben hätte und darauf haben wir aufmerksam gemacht, und das ist auch der Grund, warum diese Sondersitzungen jetzt stattfinden, um auch darüber zu diskutieren, und die Geschichte der Finanzausgleichsverhandlungen ein bisschen näher zu beleuchten. 

Und natürlich ist das Ergebnis der Finanzausgleichsverhandlungen im Großen und Ganzen ein gutes Ergebnis. Bis auf wenige Punkte und Ausnahmen, die verquickt worden sind, wie die Rezeptgebühr und die Spitalskostenbeitragserhöhungen. Und genau darauf will ich es auch festmachen. Wir wissen, dass es von Seiten der Länder einen so genannten Chefverhandler gegeben hat, das war Herr StR Rieder, von Seiten der Länder, und von Seiten der Gemeinden war es Bgm Schaden aus Salzburg. (VBgm Dr Sepp Rieder: Und Nagl aus Graz!) Und Nagl aus Graz, gut, wunderbar. Diese Chefverhandler, und das wissen wir, haben diese Vorschläge eingebracht. Das heißt, sie haben in diesen Bereichen Vorschläge eingebracht, hier eine Erhöhung vorzunehmen. Und um was es mir geht, ist einfach in diesen Bereichen darüber nachzudenken, ob es nicht andere vernünftigere, intelligentere Lösungen gegeben hätte, als eben wiederum nur auf dem Rücken von Patienten mit Erhöhungen etwas festzumachen. 

Das war der Ansatz, und das ist halt nichts anderes als die reine belastungspolitische Philosophie, die halt in der Vergangenheit auch schon vorherrschend war: Machen wir keine Reformen, versuchen wir nicht, über andere Bereiche Entlastungen herbeizuführen, machen wir es einfach, tun wir wieder erhöhen, tun wir es auf dem Rücken der Patienten. Das ist die Philosophie, die wir da erkannt und gesehen haben und die einfach weh tut.

Natürlich muss man auch sagen, dass es verantwortungsvoll ist, wenn man versucht, einen Finanzausgleich gemeinsam positiv herbeizuführen und natürlich waren das Verhandlungen vorwiegend, wenn man die 9 Lan-deshauptleute hernimmt, von roten und schwarzen Landeshauptleuten - es gibt auch ein freiheitliches Bundesland wie wir wissen - und das haben Sie zu Recht gesagt, dass der Herr, der damals anwesend war, der Finanzlandesrat Pfeifenberger, für sein Bundesland mitverhandelt hat, aber im Großen und Ganzen waren es die 9°Landeshauptleute, da sind rote und schwarze in der Mehrzahl, wie ich weiß, die mit dem schwarzen Finanzminister (Heiterkeit bei der SPÖ – GR Mag Hilmar Kabas: ÖVP-Finanzminister, das kann man wohl sagen!) verhandelt haben und wo, wie gesagt, diese Vorschläge und Ergebnisse dann zustande gekommen sind. Da kann man herumrütteln, was man will, das ist einfach die faktische Situation. (GR Mag Christoph Chorherr: Gibt es eine Kärntner Tarnkappe?) 
Und natürlich ist es so, dass die Kärntner ein gutes Ergebnis für sich erreicht haben, aber mir als Wiener - und ich rede als Wiener, ich rede nicht für die Kärntner, ich rede als Wiener, ich bin ein leidenschaftlicher Wiener und mir liegt Wien am Herzen - liegen die Wiener Patienten am Herzen und da kann ich nicht einsehen, dass man diesen einfachen Weg geht, den der StR Rieder vorgeschlagen hat, nämlich Rezeptgebührenerhöhung auf 5 EUR, Spitalskostenbeitragserhöhung auf 10 EUR. Bei den Rezeptgebühren im Übrigen innerhalb von wenigen Jahren fast eine Verdoppelung, wenn man das gegenüberstellt. Und all das war halt der Vorschlag des Finanzstadtrates Rieder, bitte nicht zu vergessen. Und das muss man festmachen, und da muss man natürlich auch darüber nachdenken dürfen, dass das nicht der gute und richtige Weg ist, einfach nur mit Gebührenerhöhungen zu arbeiten. 

Und natürlich ist es auch insofern eine Blamage des Landeshauptmannes und Bürgermeisters von Wien, weil er sich in seiner eigenen Partei mit diesem Verhandlungsergebnis nicht durchsetzen konnte und es offensichtlich dem Bundesvorsitzenden der SPÖ wichtig war, einmal zu zeigen, wer der Chef im Hause ist, weil ja immer medial zumindest artikuliert wird, der starke Mann der SPÖ sitzt in Wien, nämlich Sie, und jetzt war ihm offensichtlich einmal wichtig, da ein Zeichen zu setzen, dass das nicht ganz der Richtigkeit entspricht. Also, ich gebe Ihnen schon Recht, es wird sich noch zeigen, wer der starke Mann der SPÖ ist, aber ich habe den Eindruck, dass das so ein bisschen das Anliegen Herrn Gusenbauers war (Bgm Dr Michael Häupl: Das haben Sie noch vor sich!) und nicht gerade die staatspolitische Verantwortung im Vordergrund gestanden ist in dem Fall bei ihm, und er auch nicht davor zurückgeschreckt hat, Ihnen damit Schaden zuzufügen und letztlich auch den Wienern Schaden zuzufügen. 

Aber, es geht uns natürlich darum, andere Möglichkeiten aufzuzeigen als eben die reine Gebührenerhöhung, und das wäre eben gerade, wenn man die Rezeptgebühren hernimmt, möglich. 

Da gilt es, Möglichkeiten nicht auf dem Rücken der Patienten und der Kranken, die eben Medikamente brauchen und hier wieder belastet werden sollen, zu finden. Da hätte man die Möglichkeit gehabt einmal - und das ist vielleicht für die Pharmaindustrie nicht angenehm, aber da wäre ein Einsparungspotential vorhanden gewesen -, darüber nachzudenken und zu verhandeln, ob es nicht Sinn macht, die Medikamentenpackungen auch mit unterschiedlichen Mengen anzubieten und möglich zu machen, sodass man nicht mehr den Patienten automatisch Tabletten auf den Weg mitgibt, die dann in den Heimapotheken zu Hause jahrelang herum liegen und in Wirklichkeit dann auch irgendwann einmal auslaufen. Da wäre ein Einsparungspotential vorhanden gewesen, was natürlich nicht im Interesse der Pharmaindustrie gelegen ist, aber im Interesse der Kunden, der Patienten und jener, die Medikamente benötigen. 

Und natürlich auch der Bereich der Prävention, die der Herr StR Hahn angesprochen hat, wo er dankenswerterweise gesagt hat, er gäbe uns da auch Recht bei diesen Vorschlägen. Ja, das ist schön, wenn Sie uns Recht geben, wichtig wäre aber gewesen, das auch einmal bei der ÖVP ein bisschen stärker zu verdeutlichen, um dort in diese Richtung zu denken und eben andere Wege einzuschlagen. Und natürlich ist es so, wenn man 1°EUR heute in die Prävention investiert, man sich 20°EUR an Folgekosten erspart. Da wäre viel möglich gewesen. 

Und es wäre auch interessant gewesen, nicht nur einfach die Tabaksteuer zu erhöhen, sondern auch darüber nachzudenken, kann ich einen Teil davon zweckbinden, kann ich einen Teil davon jenen zugute kommen lassen, die vielleicht leider Gottes noch etwa der Sucht des Rauchens frönen und vielleicht in Raucher-Entwöhnungsprogramme stecken. Das wäre ja auch ein vernünftiger Ansatz gewesen, der uns da auch wieder - zwar nicht jetzt gleich, aber in Zukunft - viel Geld sparen würde. 

Oder im Bereich Sozialbetrug, wo wir heute auch von Seiten der Experten Schätzungen kennen, dass es halt in Wien viele Baufirmen gibt, die Leistungen weit unter dem Marktpreis anbieten, die letztlich auch gar nicht vorhaben, Steuern und Abgaben zu entrichten, und bevor Ansprüche sozusagen über die Sozialversicherung geltend gemacht werden, ziehen sich die Drahtzieher zurück. Da werden dann neue Firmen gegründet, Scheinfirmen gegründet und wir wissen, dass in etwa eine Milliarde Euro uns daher gerade im Wiener Bereich durch die Lappen geht, 4000 Schwarzarbeiter sind in diesen Bereichen, vorwiegend im Baubereich, nämlich im Trockenbaubereich, unterwegs. Da wäre ein großes Potential da, darüber nachzudenken, wie wir in dem Bereich dafür Sorge tragen können, dass uns nicht Steuern und Abgaben sozusagen durch die Finger gehen, und das wäre einer Überlegung wert. 

Oder Wiener Spitalsambulanzen, wo der Sozialbetrug fröhliche Urständ feiert, und wir eine Situation haben, wo ein Versicherter mit seiner Sozialversicherung auch andere Patienten oftmals gleich mitnehmen kann und überhaupt keine Kontrolle und Überprüfung stattfindet. All das sind Überlegungen, wo wir einfach der Meinung sind, man soll über Reformen nachdenken, die wirkungsvoll sind, ohne einfach mit Gebührenerhöhungen zu arbeiten, nämlich Kooperationsmodelle. (Beifall bei der FPÖ.) 
Kooperationsmodelle zwischen der Region Ost, zwischen dem nördlichen Burgenland, Niederösterreich, Wien, wo man darüber nachdenkt, die Beseitigung von Parallel- und Doppelstrukturen in Angriff zu nehmen. Kooperationen im Ausbildungsbereich, im Pflegebereich, bestehende Verbundsysteme, die für Spitäler einfach vorhanden sind, zusammenzulegen und dadurch Einsparungspotentiale möglich zu machen. 

Es gibt hier viele Möglichkeiten: Zusammenlegung der Versicherungsanstalten, Ausbau der mobilen Pflegestrukturen, Heimkrankenpflege, vor allen Dingen hier auch im Blick habend das Arbeitsmarktpotential, das ja gerade in Wien hier möglich wäre, wo 5000 Personen im Pflegebereich gebraucht werden würden, wo wir jungen Menschen eine Chance bieten könnten, diesen Beruf in Angriff zu nehmen und wir letztlich damit auch die Pflegebetreuung für ältere Menschen in unserer Stadt sicherstellen könnten. Bis dato leider Gottes etwas, wo Sie die Dynamik eines Fiakergespanns an den Tag legen in dieser Stadt, wo seit Jahrzehnten nichts weiter geht in diesem Bereich, völlige Flexibilisierung der Medikamentenabgabe, die ich schon angesprochen habe. Dort, in diesen Bereichen wäre einmal anzusetzen, da gibt es also so viele Überlegungen und Möglichkeiten, die einfach vernünftig wären. Und natürlich ist es klar, dass dem Bürgermeister jetzt nach seinem 10-Jahres-Jubliäum die ganze Situation keine große Freude bereitet. 

Das ist mir schon klar, und natürlich war sozusagen dieses 10-Jahres-Jubiläum anders angedacht. Da war eigentlich sozusagen alles auf Feierlichkeiten ausgerichtet, alles auf dem Motto aufgebaut, Wien ist ohnedies leiwand, Wien ist so klass, da gibt es keine Probleme. 

Das ist also diese Gefühlsebene, die Sie versuchen zu vermitteln, und das ist natürlich besonders unangenehm, dass diese Sache der Finanzausgleichsverhandlungen jetzt so gerutscht ist, nachdem die Unterschrift darunter gesetzt worden ist und man ja weiß, und bisher auch stolz darauf war, dass gerade wenn man mit der SPÖ etwas auspaktiert, eine Handschlagsqualität vorhanden ist und das auch hält. Es ist dann natürlich besonders unangenehm, wenn dann der eigene Bundesvorsitzende beginnt, diese Qualität sozusagen in Frage zu stellen und hier in Wirklichkeit den Herrn Bürgermeister zurück pfeift. 

Und natürlich stellt sich dann die Frage, was gibt es für einen Grund zu feiern nach 10 Jahren Bgm Häupl. Und das ist natürlich schon eine berechtigte Frage angesichts der vielen Probleme, die immer wieder so unter den Teppich gekehrt werden in dieser Stadt, es gibt halt wenig Grund zum Feiern. 

Und natürlich muss man auch immer wieder festmachen, dass Wien eben die Stadt ist, und das Bundesland ist mit der größten Arbeitslosigkeit in Österreich, Wien die Gemeinde ist mit der höchsten Belastungsquote im Vergleich zu den anderen Ländern und Gemeinden, Wien halt jenes Bundesland ist, wo die Armutsgrenze für immer mehr Menschen in dieser Stadt eben rasant wächst und immer mehr Menschen auch davon betroffen sind, unter die Armutsgrenze zu rutschen und Wien auch jene Stadt ist, wo immer mehr Betriebe schließen und abwandern und die natürlich auch bei den wirtschaftlichen Indikatoren letztlich die rote Laterne heute im Bundesländervergleich darstellt und ausmacht. 

All das ist leider Gottes so und es gibt natürlich dann auch wenig Grund zum Feiern, aber ich glaube trotzdem, ich weiß, der Bürgermeister lässt sich nicht davon abhalten, es werden die Sektkorken knallen, aber vielleicht in der Pause zwischen den Sektkorken und zwischen den Champagnergläsern nach 10 Jahren Bgm Häupl wäre es vielleicht vernünftig, mit uns gemeinsam darüber nachzudenken, um einen Weg zu finden, wie können wir statt Erhöhung der Rezeptgebühren, statt Erhöhung der Spitalskostenbeiträge, einen gemeinsamen Weg finden, der mit anderen intelligenten Überlegungen eben hier eine Reform und Einsparungspotentiale möglich macht. 

Und deshalb bringen wir heute auch einen Antrag ein, nämlich einen Beschlussantrag, wo wir unsere Überlegung, nämlich die Arbeiterkammerumlage eben zu senken, nämlich von 0,5 auf 0,3 Prozent, realisieren wollen. Wir haben ausgerechnet, und Experten bestätigen, dass 240 Millionen EUR Potential da freigemacht und umgeschichtet werden könnten. (GR Godwin Schuster: Das ist die Idee der FPÖ, ihr glaubt, ihr seid immer die Ersten!) Es wäre also eine Möglichkeit, mit der Senkung dieser Arbeiterkammerumlage hier letztlich im Ausgleich mit der geplanten Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage sozusagen eine Umschichtung vorzunehmen. Das wäre keine Mehrbelastung und ich glaube, dass es vernünftig wäre, das Geld von den Arbeiterkammerbonzen zu den Menschen rüber zu transferieren. Ich verstehe schon, dass da wieder ein Aufschrei erfolgt, weil natürlich vor allen Dingen die Arbeiterkammervertreter die Meinung haben, da wäre dann sozusagen die Rechtsberatung gefährdet. (GR Godwin Schuster: Jawohl!) Ich habe jetzt bewusst das Beispiel Wien nicht hergenommen, um Ihnen nicht noch mehr weh zu tun. 

Aber das Beispiel Niederösterreich, das Beispiel Niederösterreich Arbeiterkammer, Situation Niederösterreich, Vermögensbilanz: Kapitalvermögen von 43 Million-en EUR, Umlagen in der Höhe von 37 Millionen EUR werden eingenommen, die Arbeiterkammer kumuliert also Kapital in der Höhe von 19 Millionen EUR, 45 Pro-zent sind Aufwendungen allein im Personalbereich, 45 Prozent! Lediglich zwei Prozent vom gesamten Kapital wird für Rechtsschutz und Rechtsberatung verwendet. Zwei Prozent! (GR Godwin Schuster: Das ist das Personal!) 1,8 Millionen EUR verwendet man hingegen ausschließlich für die Öffentlichkeitsarbeit. Und jetzt kommt Ihre Argumentation, wenn man das macht, kann man die Rechtsberatung nicht mehr finanzieren. Also, das zeigt, dass das ein Unsinn ist. Das zeigt, dass das ein Unsinn ist. (GR Godwin Schuster: Das zeigt, dass das ein Unsinn ist!) 
Es liegt in der Natur der Sache, dass die Funktionäre natürlich wieder versuchen, ihren Bereich abzudecken, abzuschützen. Da kann man natürlich auch viele Leute aus dem eigenen Bereich beruflich vielleicht festsetzen und ein bisschen was vergeben, alle diese Überlegungen spielen eine Rolle. Aber wir sollten uns mehr auf Überlegungen konzentrieren, wie können wir den Menschen in diesem Land helfen. 

Und da wäre eine sehr, sehr vernünftige Möglichkeit der Umschichtung gegeben, wo wir einen Beschlussantrag einbringen, nämlich der FPÖ-GRe Heinz-Christian Strache und Mag Helmut Kowarik betreffend Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems. 

Beschlussantrag: „Der Gemeinderat der Stadt Wien ersucht die Bundesregierung und den Nationalrat, Ini-
tiativen zur Senkung der Arbeiterkammerumlage um 0,2 Prozent zu setzen und mit diesen frei werdenden Mitteln auch die Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems zu verbessern.“ 

Dieser Antrag wird von uns hiermit eingebracht. (Beifall bei der FPÖ. – GR Johann Driemer: Anträge können Sie einbringen!) 
Das wäre eine Chance, einmal abseits der reinen Gebührenerhöhungsvorschläge von Seiten der Sozialdemokratie in eine positive Reformrichtung sozusagen einmal zu gehen und nicht die Patienten zu belasten. Das wäre ein völlig neuer Zugang, so wie wir ihn uns vorstellen. 

Und vielleicht zum Abschluss noch einmal festhaltend: Herr StR Hahn, es geht uns halt als Wiener Freiheitliche darum, nicht immer alles nur durch die parteipolitische Brille zu sehen (GR Christian Oxonitsch: Nein, so kann man das nicht machen!) und Sie werden ja bestätigen, dass wir Freiheitlichen auch auf Bundesebene die erste Partei im Land waren, die in der Öffentlichkeit die klare Meinung vertreten hat, Rezeptgebühr- und Spitalskostenbeitragserhöhungen werden wir nicht unterstützen. Da waren wir die Ersten, (GR Franz Ekkamp: Das ist falsch!) und wir waren die Ersten, die in der Öffentlichkeit gesagt haben, darüber soll man in neue Verhandlungen treten. 

Die ÖVP war jene Partei, die gesagt hat, nein, mit uns nie und nimmer. Ein bisschen verspätet ist dann die SPÖ aufgewacht, nämlich auf Bundesebene, der Herr Vorsitzende Gusenbauer, wo er dann erkannt hat, halt, da haben die Wiener Freiheitlichen und die Bundesfreiheitlichen Recht. Und ganz zum Schluss sind die Grünen aufgewacht, die ganz zum Schluss, nachdem wir die Sondersitzung im Wiener Landtag gefordert haben, dann auch, ein bisschen zeitverzögert, eine Sondergemeinderatssitzung hier verlangt haben. 

Das zeigt nur ein bisschen den Zeitablauf (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das war vorher!), und das ist ja alles dokumentierbar. Denn an dem Tag, als wir die Sonderlandtagssitzung gefordert haben (GRin Mag Maria Vassilakou: Das war vorher!), hat es 5°Stunden gedauert, bis Sie dann den Antrag eingebracht haben. (GR Godwin Schuster: Das war aber doch am selben Tag!) Aber politisch kam die Forderung von unserer Seite. Ich will es ja gar nicht näher beleuchten, aber es geht darum, dass halt manche ein bisschen länger brauchen, bis sie auf etwas draufkommen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Peinlich ist aber, dass Sie hier nur etwas hinausschreien, aber nichts Konkretes einbringen!) 

Da sieht man halt, woher zuerst die Einwände kamen. Die Einwände sind klar und deutlich zuerst von den Wiener Freiheitlichen gekommen. Das ist medienpolitisch nachvollziehbar, über die APA nachvollziehbar, das kann man alles überprüfen. (GR Godwin Schuster: Zwischen Gedanken und Realität ist aber ein Unterschied!) Der Nächste, der zu diesem Thema herausgekommen ist, war Klubobmann Herbert Scheibner von den Freiheitlichen, dann die Sozialdemokratie und am Ende die Wiener Grünen. Das muss man schon festmachen, das war der Zeitablauf in der Diskussionsfolge. Dass es vielleicht manchen nicht passt, ist mir schon bewusst und klar, aber wir sollten bei der Wahrheit bleiben. (GR Godwin Schuster: Andere Meinungen ignorieren Sie einfach!)

Deshalb kann ich nur den Appell an alle richten, jetzt nach dieser peinlichen Situation, die der Wiener SPÖ in dem Fall als Stadtregierung passiert ist, dass ihre Verhandlungsvorschläge von der eigenen Bundesparteiführung abgelehnt worden sind. Was für mich aber auch interessant ist: Nachdem Bgm Häupl die SPÖ-Bundessitzung verlassen hat, wie war denn das mit den anderen Präsidiumsmitgliedern, die aus der Wiener SPÖ kommen? Sind da andere drinnen sitzen geblieben und haben andere den Weg Gusenbauers unterstützt? (GR Christian Oxonitsch: Das ist alles dokumentiert! Das können Sie alles nachlesen!) Das wäre für mich eine interessante Fragestellung. Wie hat sich die Frau StRin Brauner verhalten in dieser Abstimmung dann in der Folge? Ist sie dort geblieben? Hat sie für den Bundesvorsitzenden Gusenbauer gestimmt? (GR Christian Oxonitsch: Lesen Sie nach!) Das wäre eine interessante Antwort, die ich dann vielleicht noch von Herrn Klubobmann Oxonitsch bekomme. Gibt es da jetzt wirklich eine Spaltung in der Wiener SPÖ oder nicht? Gibt es da wirklich eine Zerrissenheit in der Frage, wie es in Zukunft weitergehen soll oder nicht? Das sind alles interessante Fragen, auf die ich mir noch eine Antwort wünsche. (GR Christian Oxonitsch: So interessiert hat Sie das nicht, sonst hätten Sie nachgelesen! – GR Godwin Schuster: Gehen Sie nicht Ihrer eigenen Propaganda auf den Leim!)

Aber zum Schluss kann ich nur eines festmachen und einen Appell an alle hier im Haus vertretenen Parteien richten: Bitte denken wir gemeinsam darüber nach, wie wir Reformen und Wege finden können – und die habe ich heute aufzuzeigen versucht –, wie wir gemeinsame Wege finden und definieren können, um über Reformmaßnahmen Einsparungspotentiale sicherzustellen und nicht durch primitive Gebührenerhöhungen auf dem Rücken der Patienten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Rieder. Ich erteile es ihm.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie werden verstehen, dass ich hier zu einigen Punkten dann auch authentisch berichten möchte. Zunächst möchte ich mich auf den Passus beziehen, der sich in der Vereinbarung, die ich unterschrieben habe, befindet, wo von der ÖVP darauf gedrängt wurde, dass die Bundes-SPÖ als Oppositionspartei in die Pflicht genommen wird und zumindest in Form eines Initiativantrages im Bundesrat quasi die Gegenfinanzierung des Gesundheitspakets mittragen sollte. Ich habe lange Zeit versucht, das dem Klubobmann Molterer auszureden, weil ich das in Anbetracht der Situation vorangegangener Finanzausgleichsverhandlungen einfach für unrealistisch gehalten habe, aber er war eigentlich nicht davon abzubringen. 

Lange Zeit war mir völlig unklar, warum das so ist, denn in Wirklichkeit kann ja die Bundesregierung mit ihrer Mehrheit diese Maßnahmen, wenn sie sie im Rahmen der Vereinbarung einhalten will, beschließen. Klar geworden ist mir der tiefere Sinn dieser Verpflichtungsklausel eigentlich erst dann, als es in der Regierung losgegangen ist. Und wenn ich heute feststelle, dass es keine Regierungsmehrheit für einen derartigen Stabilitätspakt mehr gibt, dann ist mir klar, dass man eigentlich über den Umweg, die Oppositionspartei in die Pflicht zu nehmen, den eigenen maroden Koalitionspartner, die Freiheitliche Partei, damit bei der Stange halten wollte. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Und Sie sind darauf hereingefallen!) 

Und jetzt sage ich einmal, wie das am 25. Oktober war, weil ja hier davon die Rede war, dass sozusagen die Freiheitlichen die Ersten waren, die sich dagegen gewehrt haben. In dieser Schlusssitzung beim Bundeskanzler waren nicht nur die Verhandler der Länder, Städte und Gemeinden und dann der beigezogene Parteivorsitzende der Sozialdemokratie anwesend, sondern dort war von Anfang an der Vizekanzler dabei. Und während der Parteivorsitzende der SPÖ in den Verhandlungen eigentlich seine persönliche Kritik an einzelnen Vorschlägen deutlich gemacht hat und auch zum Ausdruck gebracht hat, dass er überhaupt nichts garantieren könne ohne Befassung der Parteigremien, habe ich Gleiches von Vizekanzler Gorbach nicht gehört. Ich glaube, dass nicht nur ich, sondern auch alle anderen Verhandler, einschließlich des Karl Pfeifenberger, der bei dieser Sitzung wiederholt telefoniert und sich rückgekoppelt hat – ich glaube nicht, dass er da mit seiner Familie telefoniert hat, sondern er wird wahrscheinlich mit seinem Landeshauptmann telefoniert haben –, der Meinung waren, es ist auf der Seite der FPÖ eine klare Sache, dass sie nämlich dieser Maßnahme zustimmt.

Jetzt, einige Tage später, befinden wir uns in der Situation, dass es nicht einmal eine Regierungsmehrheit gibt, obwohl ich und andere eigentlich geglaubt haben, dass wir, wenn wir mit dem Finanzminister und mit dem Klubobmann verhandeln, damit mit der Regierung verhandeln. Mit Recht hat Strache mich – jetzt kommt es mir erst –, als er vom ÖVP-Finanzminister gesprochen hat, darauf aufmerksam gemacht, dass das Problem dieses Stabilitätspaktes, des Finanzausgleiches und der Art°15a-Vereinbarung einschließlich der Aufbringung der notwendigen Mittel für die Krankenkassa und die Spitäler eigentlich mit einer Krise in der Regierung zusammenhängt. Denn es ist doch absurd, dass auf der einen Seite der Kanzler und der Vizekanzler bei einer Verhandlungsrunde dabei sind und es dann ein paar Tage später nicht einmal mehr in der Regierung eine Übereinstimmung gibt, und zwar nicht einmal hinsichtlich der Tatsache, dass die Spitäler in Österreich mehr Geld brauchen.

Denn wenn ich dem Klubobmann der Freiheitlichen, Scheibner, gestern in der "Pressestunde" zugehört habe, dann entnehme ich ja seinen Äußerungen, dass es nicht um die Frage geht, wie man das finanzieren kann – ob jetzt mit, was weiß ich, einer Umlage oder so etwas oder Ähnlichem –, sondern er leugnet klar die Notwendigkeit der zusätzlichen Finanzierung der österreichischen Spitäler. Er sagt, das ist nicht notwendig, das kann man alles durch Einsparungen zustande bringen. Ich hoffe, dass er sich sowohl von seinen freiheitlichen Parteifreunden in Kärnten eines Besseren belehren lässt, die dort den Karl Pfeifenberger sehr gelobt haben wegen seiner Kritik an Ambrozy, gegen den er sich gewehrt hat, er soll doch zustimmen, und ich hoffe auch, dass sich die Wiener Freiheitlichen durchsetzen werden gegenüber dem Klubobmann auf der Bundesebene, denn ich kann mich sehr gut erinnern, dass es eine Reihe von Forderungen der freiheitlichen Mandatare hier im Rathaus gibt, mehr Mittel für die Finanzierung der Spitäler in Wien aufzubringen. Ich könnte jetzt die Frau Karin Landauer mit einer Reihe von Bemerkungen zitieren, wo sie gesagt hat, man kann bei den Spitälern nichts einsparen, wir brauchen mehr Geld. Auch die gesamte Diskussion um die Pflegemilliarde ist ja nicht davon getragen, dass das Geld anderswo eingespart werden soll, sondern ist eigentlich davon getragen, dass wir dafür zusätzliche Geldmittel brauchen.

Jetzt sind wir in einer doppelten Problematik: Auf der einen Seite eine Krise innerhalb der Regierung und auf der anderen Seite noch dazu einen totalen Konflikt in der Grundsatzfrage – die von den Bundesländern, vom Städtebund und vom Gemeindebund einhellig, über alle Parteigrenzen hinweg, getragen worden ist –, dass es in der Frage der Spitalssituation eine drastische Kostenentwicklung gibt, zu der ich noch kommen werde, zu der ich noch eine Bemerkung machen möchte.

Zweiter Punkt: Ich habe es von Vornherein für absurd gehalten und habe das auch dem Bundeskanzler gesagt, dass es unsinnig ist zu glauben, man könne bei zwei Oppositionsparteien im Parlament quasi nur eine ins Boot zwingen und die andere hat das Monopol zur Kritik. Da war das Argument: Ja, aber die Grünen sind ja sozusagen nicht im Verhandlungsteam gewesen. Nicht unmittelbar, meine sehr geehrten Damen und Herren, aber Sie profitieren genauso vom Ergebnis, weil Sie Koalitionspartner mit der ÖVP in Oberösterreich sind. Es muss sich dort der Rudi Anschober die Kritik der Sozialdemokraten gefallen lassen, dass er das gesamte Ergebnis – im Gegensatz zu Ihnen – weder durch eine Sondersitzung der Landesregierung noch durch einen Antrag auf eine Sondersitzung des Landtages oder sonst wie dramatisiert hat. Er hat im Gegenteil – dort ist es ja nämlich bereits in die Budgetdarstellung eingeflossen – gemeinsam mit dem Lhptm Sepp Pühringer das oberösterreichische Budget dargestellt und dort klar gesagt: „Ich trage das mit.“ 

Jetzt kann ich nicht annehmen, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass es im Verständnis regionale Unterschiede gibt, also dass man quasi ... (GR Mag Christoph Chorherr: Aber er hat keine Pressekonferenz mit Grasser gemeinsam gemacht! Das ist schon ein Unterschied!) Lieber Herr Chorherr, es gibt keine geographischen Unterschiede, sondern ich glaube, dass man das nach der Formel, die Sie verwendet haben, Frau Vassilakou, betrachten muss: Was lernen wir daraus? – Das Verhalten der Grünen ist ein anderes, je nachdem, ob sie sich in der Regierung befinden oder in der Opposition. Das ist es, was wir daraus lernen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich denke mir, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass es noch einige weitere Beispiele gibt. (GR Mag Christoph Chorherr: Im Unterschied zu der startklaren SPÖ!) Lieber Chorherr, heben Sie sich das für später auf! Ich komme noch mit einem anderen Beispiel der grünen Aktivitäten, je nach Rollenverständnis. (GR Mag Christoph Chorherr: Wofür die SPÖ startklar ist, ist nicht völlig eindeutig!) Das Zweite, was ich sage, ist: Wenn es in der letzten Zeit und gerade von Seiten der ÖVP in Richtung der Sozialdemokratie Zurufe gegeben hat wie, ihr seid nicht regierungsfähig, ihr seid nicht staatstragend, da kann ich nur sagen, die Damen und Herren der ÖVP, die das gesagt haben, müssen sich selbst an der Nase nehmen. (StR Dr Johannes Hahn: Und der Gusenbauer ist startklar?) Denn wir, meine sehr geehrten Damen und Herren, die wir mit der Regierung verhandelt haben, waren nicht der Regierungspartner, sondern wir waren der Verhandlungsgegner der Regierung. Und wenn es jetzt innerhalb der Regierung nicht gelingt, in dieser zentralen Frage eine einheitliche Meinung, eine geschlossene Haltung durchzusetzen, dann ist das in der Tat eine Cheffrage für den Bundeskanzler, denn das ist eine Situation, wie wir sie eigentlich alle nicht wollten, nämlich dass all die Dinge, um die wir gerungen haben, einfach deswegen den Bach hinuntergehen, weil sich, aus welchen Motiven immer, die Freiheitlichen jetzt in der Regierung einfach querlegen. (GR Mag Hilmar Kabas: Der Gusenbauer hat dasselbe gemacht!) Ihr seid der Regierungspartner der ÖVP, nicht wir, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir sind die Opposition im Parlament. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Hilmar Kabas: Der Gusenbauer legt sich quer! – Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Ich bedanke mich übrigens für die freundliche Beurteilung im Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP. Ich habe nur eine Frage an den Klubobmann Tschirf: Warum haben Sie dann ein paar Tage davor meinen Rücktritt gefordert? In Anbetracht dieser positiven Beurteilung sehe ich da einen gewissen merkwürdigen Widerspruch. Aber vielleicht war das ein voreiliges reflektiertes Verhalten. (StR Dr Johannes Hahn: Das hat weh getan!) Nein, weh getan hat es eigentlich nicht, ich habe mich nur gewundert. (GR Heinz Hufnagl: Bei der Opposition darf man sich über nichts wundern!) Aber das kommt ja in der Politik vor – das weiß man, wenn man lange genug dabei ist –, dass nicht jeder Antrag auf die Goldwaage zu legen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nun zu einem ernsten Punkt. Ich persönlich bin in dieser Frage des Kompromisses – glauben Sie mir das – bis an die Grenzen dessen gegangen, von dem ich sage, das ist für mich verantwortbar. Ich glaube nicht, dass ich diese Grenze überschritten habe, und ich nehme für alle Verhandler in Anspruch, dass sie es sich selbst nicht leicht gemacht haben und dass sie es einander nicht leicht gemacht haben. Das gilt jetzt sozusagen über die Parteigrenzen hinaus. Ich nehme für mich und für den Kollegen Heinz Schaden in Anspruch, dass wir uns das sehr genau überlegt haben, und das gilt auch für den Karl Pfeifenberger. Auch Karl Pfeifenberger war in der Situation, dass er bei einigen Punkten nicht der grundsätzlichen Meinung der FPÖ-Regierungsmannschaft war, sondern eine andere Position eingenommen hat, aber das dann letztlich – sozusagen nach Rücksprache mit seinem Heimatlandeshauptmann – akzeptiert hat. 

Es gibt wahrscheinlich für jeden von uns, die wir für die Länder, Städte und Gemeinden verhandelt haben, ein selbstverständliches Verständnis dafür, dass man versucht, andere Lösungen zu finden, die möglicherweise diese oder jene Härte vermeiden. Dafür bin ich sofort zu haben. Ich glaube nur, dass es ein bisschen ein absurder Vorschlag ist, das mit der Arbeiterkammerumlage zu verbinden. Da könnten die Freiheitlichen gleich vorschlagen, sie verbinden das mit der Parteienförderung, möglicherweise ihrer eigenen. Das ist ja alles eine populistische Argumentation. (GR Mag Hilmar Kabas: Um das geht es Ihnen auch!)

Sich ernstlich zu bemühen, alles genau zu überlegen, das halte ich schon für sinnvoll, aber im Gegensatz zu ihrem Klubobmann und Ihrer Linie jetzt auf der Bundesebene bin ich der Meinung, es kann nicht sein, dass man die Mittel für die Spitäler einfach streicht und sagt, wir haben uns auf nichts einigen können, daher gibt es kein Geld für die Spitäler. Wenn das Ihre Position ist, dann stellen Sie sich hierher und sagen Sie das. Aber das, was Sie hier von sich gegeben haben, war ein bisserl etwas anderes und zeigt, dass es offenbar eine Meinungsvielfalt auch in der Freiheitlichen Partei doch noch gerade gibt. 

Eines möchte ich auch sagen: Unser Ja, also das Ja von Heinz Schaden und mein Ja zu dem Kompromiss, der so etwas ist wie ein Vergleich zwischen Verhandlungsgegnern, bedeutet nicht, dass wir die Regierungslinie der Freiheitlichen und der ÖVP, was Gesetzesinhalte betrifft, automatisch legitimieren oder unterstützen. Man muss ja darauf hinweisen – das verstehe ich schon –, dass es in den Jahren seit 2000 eine beachtliche Verschiebung in der Struktur der Finanzierung des Gesundheitswesens durch diese Bundesregierung gegeben hat. Es hat auf der einen Seite die Anhebung der Rezeptgebühr gegeben, es hat dann den Spitalskostenbeitrag gegeben, der 2001 erhöht worden ist, und es hat zwischendurch auch die Ambulanzgebühr gegeben, die immerhin 10 bis 18 EUR ausgemacht hat.

Mir ist schon klar, die Linie ist sozusagen von der ÖVP vorgegeben – das entnimmt man auch dem Regierungsprogramm –, aber im Augenblick fragt sich zum Beispiel Redakteur Gnam am Samstag in der "Kronen Zeitung", wie lange es dauern wird, bis die Freiheitlichen in dieser Frage wieder umfallen. Und diese Frage stellt sich jetzt auch, Herr Strache. Werden die Freiheitlichen in der Bundesregierung umfallen oder wird es sozusagen einen perpetuierten Konflikt geben oder wird man endlich dazu kommen – was wir uns eigentlich alle wünschen –, dass auf der Bundesebene mit der SPÖ verhandelt wird und möglicherweise zwischen den Regierungsparteien verhandelt wird? 

So wie es jetzt ausschaut, kann ich sagen: Der Antrag, den die ÖVP eingebracht hat, lieb und wert – ich bedanke mich für die positive Beurteilung –, aber was soll der Antrag? Wenn es nicht einmal eine Regierungsmehrheit im Parlament gibt, können wir uns das alles abschminken. (GR Mag Hilmar Kabas: Das war ja nicht dem Gusenbauer sein Motiv!) Wir liegen eigentlich weiter zurück als zu dem Zeitpunkt, da das alles vor uns gelegen ist. Wenn das wirklich jetzt eine Unterstellung ist, dass die Genialität der Sozialdemokratie dazu gereicht hat, den Molterer dazu zu veranlassen, eine derartige Klausel zu erzwingen, dann gratuliere ich uns allen politisch dazu, aber ich kann mir das ehrlich gesagt nicht vorstellen, dass ein gewiefter Klubobmann wie der ÖVP-Klubobmann auf so etwas hereinfallen würde, sondern das war einfach eine eigene, würde ich sagen, Fehlinterpretation. 

Ich möchte noch etwas deutlich machen. Ich glaube, dass es einen Unterschied macht, ob man als Verhandlungsgegner der Regierung in einem Paket einzelne Maßnahmen in Kauf nimmt, auch wenn sie einem persönlich zutiefst zuwider sind, um das Gesamtergebnis zu retten, oder ob man das in der Regierung oder im Parlament als Oppositionspartei mitbeschließt. Daher glaube ich, ist das in der gegenwärtigen Situation auch die prinzipielle Frage, die sich nicht nur uns, sondern eben auch dem LhptmSt Pfeifenberger gestellt hat. Aber diese Frage hat sich auch bei den Grünen gestellt. 

Als im Jahr 2001 der Spitalskostenbeitrag um gar nicht so wenig erhöht worden ist, um etwas mehr als 2 EUR, hat es im Parlament – Ulli Sima wird das noch wissen – eine Gegenstimme von den Grünen und eine Gegenstimme von der SPÖ gegeben. Also dort im Parlament hat man dagegen gestimmt mit der Begründung, dass es andere Alternativen dazu geben müsste. Im Wiener Landtag ist am 23. Jänner 2001 das Ausführungsgesetz mit den Stimmen aller Parteien beschlossen worden. Das heißt, man hat damals einen sehr deutlichen Unterschied zwischen dem Verhaltensmuster auf der Bundesebene und dem Verhaltensmuster im Landtag gemacht. Man hat gesagt, die politische Auseinandersetzung wird auf der Bundesebene geführt und die Frage der Auswirkungen vollzieht sich dann auf der Landesebene. Das war eine Situation, wie sie sich ähnlich hier beim Finanzausgleich ergibt. Wenn auf der Bundesebene die Maßnahmen beschlossen werden, werden wir wieder in genau derselben Situation sein, in der wir uns damals befunden haben. 

Daher muss man sagen, diese Differenzierung ist plausibel. Sie ist nicht zum ersten Mal jetzt herbeigeredet, sondern sie ist Realität. Und man muss auch dazusagen, dass die Verhandler, und zwar alle Verhandler, auch von dieser Differenzierung ausgegangen sind. – Also so viel nur zur Frage des Widerstandes gegen den Spitalskostenbeitrag seitens der Grünen. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für jedes Verhandlungsergebnis, das ein Kompromiss ist, bei dem sich sozusagen einer nicht ganz durchgesetzt hat, gilt das Bild vom halbvollen oder halbleeren Glas. Der Unterschied zu dem Bild ist, dass du bei einem Glas einen festen Boden hast und von dort kannst du messen. Beim Finanzausgleich kannst du natürlich alle Legenden bilden, was für eine dramatische Ausgangslage hier bestanden hat. Ich möchte nur die Fakten nennen, von denen wir ausgegangen sind, und dem das Ergebnis gegenüberstellen. 

Punkt 1: die Steuerreformen der Jahre 2003 und 2004, die allen Gebietskörperschaften – Bund, Ländern und Gemeinden – ein dramatisches Minus in den Einnahmen verschafft hat. Immerhin hat der Finanzminister, der ja seinerzeit mit der Parole des Nulldefizits ausgeritten ist, da einiges runternehmen müssen und ist jetzt selbst mit einem Bundesdefizit von 2,3 Prozent in das Budgetjahr 2005 gegangen. 5 Milliarden EUR Defizit sind keine Kleinigkeit. Also man sieht, welcher faktische Druck hier auch auf der Bundesebene bestanden hat. 

Zweiter Punkt: Wir sind in einer Zeit, wo wir alle hoffen, dass es zu einem wirtschaftlichen Aufschwung kommt. Er ist noch nicht da, er ist vor allem deshalb nicht da, weil die Inlandskaufkraft auslässt, und das hat wiederum mit einigen Dingen zu tun, von denen man durchaus sagen kann, das hätte bei einer anders gearteten Steuerreform vielleicht ausgleichend verändert werden können. Konsequenz daraus ist: Wir können weder mit einer Entlastung in den Sozialausgaben rechnen – immerhin haben wir jetzt im Oktober in Österreich die höchsten Oktober-Arbeitslosenzahlen seit 20 Jahren gehabt –, und wir können auch nicht mit einer Verbesserung der Einnahmensituation rechnen. 

Drittens: Was hingegen dynamisch wächst, meine sehr geehrten Damen und Herren – das sei einmal mehr in das Gebetsbuch des freiheitlichen Klubobmannes Scheibner geschrieben –, sind die Spitalskosten. Alle Analysen bestätigen, dass bis zum Jahr 2008 – das ist die Laufzeit dieser Periode – das auf 1 bis 1,3 Milliar-den EUR steigen wird. Also eine gewaltige Summe. Man kann das eigentlich weder wegdiskutieren noch wegretuschieren, sondern es ist entweder, wenn man das tut, was der Klubobmann Scheibner getan hat, pure Rosstäuscherei – man weiß ganz genau, das ist so, und will das einfach nicht zur Kenntnis nehmen – oder man nimmt bewusst eine Zweiklassenmedizin und eine Kürzung der Leistung in Kauf. 

Ich hoffe, dass das wenigstens für die Wiener Freiheitlichen nicht gilt, dass sie sich auf dieses Pferd der Rosstäuscherei und der Zweiklassenmedizin in Wien setzen wollen. Ich kann nur abraten, meine sehr geehrten Damen und Herren von den Freiheitlichen, das zu unterstützen, und rege an, sich mit dem Klubobmann der Freiheitlichen sehr rasch in Verbindung zu setzen und das dort auszuräumen. 

Vierter Punkt: Es ergibt sich aber aus dieser Entwicklung der Spitalskosten natürlich auch eine dramatische Entwicklung der Belastung der Gemeindebudgets, der Städtebudgets und der Landesbudgets. Also es ist eine Frage gewesen, bei der alle Verhandlungspartner – nicht die Bundesregierung – davon ausgegangen sind, dass das ein zentraler Punkt der Verhandlungen ist, der nicht aufgesplittert werden kann, sondern der zur Einheit des gesamten Paketes führen muss. Ich denke, dass die Größenordnung mit einem Ansteigen auf 3,9 Milliar-den EUR Belastungen in diesem Bereich eine Größenordnung ist, von der man auch nicht sagen kann, das bringen wir jetzt weg, indem wir irgendwelche Einsparungen machen. 

Ich habe es von Anfang an für vernünftig gehalten, und ich bedanke mich bei Renate Brauner dafür, dass sie diese Verhandlungen über das zweite Paket so gut zu einem Abschluss gebracht hat. Wir wissen heute, dass wir mit beiden zusammen – nämlich Finanzmittel für die Spitäler durch Gegenfinanzierung, plus ein vernünftiges Konzept der Entwicklung; und da hat die Frau Bundesminister einiges an Federn lassen müssen –, doch zu einer Regelung kommen können, damit wir das, was eine dramatische Situation nicht nur der Spitäler ist, sondern auch der Krankenkassen, halbwegs auffangen können. 

Ich möchte aber als weiteren Punkt jetzt auch noch einmal darauf hinweisen, dass es neben der Situation der Spitäler ja auch noch den Punkt der Krankenkassensituation gibt. Das Defizit der Krankenkassen wird für 2005 mit über 680 Millionen EUR angenommen. Das heißt, die Lösung kann nicht darin bestehen zu sagen, wir geben den Spitälern nichts, wir geben den Krankenkassen nichts, denn dann geht beides den Bach hinunter, sondern ich glaube, dass die Lösung nur darin bestehen kann, beides zustande zu bringen. 

Das war die Ausgangslage. Und was ist das Ergebnis? Das Ergebnis bringt – ungeachtet dessen, was der Finanzminister uns alles antun wollte; das möchte ich jetzt gar nicht erzählen, das ist sozusagen die Vergangenheit – 656 Millionen EUR auf vier Jahre mehr Mittel für die österreichischen Spitäler. Immerhin ein beachtlicher Betrag auch für die Spitalsträger. Wenn man bedenkt, dass ursprünglich auch geplant war, die 218 Milli-onen EUR, die ein Fixbetrag in der derzeitigen Finanzierung des Bundes sind, zu streichen – die laufen jetzt aus und müssten verlängert werden, und Rauch-Kallat war der Meinung, das braucht man nicht zu verlängern –, dann ist der Verhandlungserfolg rein für die Spitäler in einer Größenordnung von 1,6 Milliarden EUR. Kein schlechter Betrag. 

Zweitens: 610 Millionen EUR auf vier Jahre mehr für die Krankenkassen. Das ist wichtig auch für die Spitäler, weil ja die Beitragsentwicklung entscheidend ist für die Leistungen der Krankenkassen gegenüber den Spitälern. 

Drittens: 400 Millionen EUR auf vier Jahre für die Länder, um die Einnahmenverluste aus der Steuerreform zu entschärfen. Ich bin nicht so naiv zu sagen, das kommt dazu, aber wir hätten ja sonst einen dramatischen Einbruch bei den Auswirkungen der Steuerreform gehabt. Da ist zumindest hier eine Möglichkeit geschaffen worden, die Situation deutlich zu verbessern. 

Viertens: 400 Millionen Eur auf vier Jahre für die Städte und Gemeinden. Da ist es um folgendes Problem gegangen: Es gibt in den anderen Bundesländern eine große Zahl von Kleinstgemeinden, die mit ihrer Finanzsituation nicht zu Rande kommen. Denen zusätzliche Mittel zu Verfügung zu stellen, war ein Anliegen gerade auch der ÖVP, aber auch aller anderen. Das aber nur auf Kosten der großen Städte oder des Bundeslandes Wien durchzuführen, war eine durchaus ernstzunehmende Bedrohung. Es ist gelungen, durch diese zusätzlichen Mittel nicht nur den drohenden Verlust für Wien von 64 Millionen EUR zu beseitigen, sondern es sind jetzt 39 Millionen EUR zusätzlich, die auf die Kleinstgemeinden bis 10 000 Einwohner und auf die großen Gemeinden gleichmäßig aufgeteilt werden. Also ich denke, dass das ein entscheidender Punkt ist. 

Fünftens: Sie wissen, dass die Wohnbauförderung – aber nicht nur der Wohnbauförderungsbeitrag, sondern vor allem die Bedarfszuweisung – in Frage gestellt war. Wir haben weiterhin mit 1,8 Milliarden EUR zweckgebundener Wohnbauförderung und mit 700 Millionen EUR Bedarfszuweisung zu rechnen. 

Sechstens – ich komme zu dem Thema, das insbesondere die Grünen angesprochen haben: Die Frage der Lehrer und der Verhältniszahl Schüler–Lehrer. Ausgangslage war – ziemlich ernst – die Forderung des Finanzministers, diese Verhältniszahl anzuheben. Und zwar hat er sich zunächst einmal auf die Gesamtentwicklung der Schülerzahlen berufen mit dem Argument: Wenn in Österreich überall, mit Ausnahme von Wien – das muss man dazusagen –, die Schülerzahlen sinken, dann muss es doch klar sein, dass es auch weniger Lehrer gibt. Eine sehr populistische Darstellung, die im Kern wahrscheinlich irgendwo richtig ist, aber anfechtbar. 

Das konnte verhindert werden. Ich habe insbesondere darauf hingewiesen, dass, wenn wir den Vorschlägen des Finanzministers gefolgt wären, in den meisten Bundesländern auf 10°Jahre kein einziger neuer junger Lehrer hätte aufgenommen werden können. Das hat irgendwie gewirkt. Es ist der Rückzug angetreten worden, und wir haben dann letztlich auch noch einen gewissen Betrag erreicht, von dem ich jetzt gehört habe, dass er den Grünen viel zu klein ist. Aber ich gebe zu bedenken, dass zum ersten Mal in den Verhandlungen das Problem des sonderpädagogischen Förderbedarfes in Wien akzeptiert worden ist. Denn bis dahin ist dieses Sonderproblem, das es in Wien gibt, einfach mit der ganz allgemeinen Rasenmähermentalität geleugnet und beiseite geschoben worden. In der Tat haben wir zum ersten Mal im Finanzausgleich eine Bestimmung drinnen, die sich ausdrücklich mit dieser Sondersituation beschäftigt. 

Und wenn man meint, 50 bis 60 Lehrer in diesem Bereich sind gar nichts, dann räume ich noch zusätzlich dazu ein, dass wir vereinbart haben, dass sich eine Arbeitsgruppe insbesondere mit der Frage einer Vereinbarung beschäftigt, die nichts mit dem Finanzausgleich zu tun hat, sondern mit dem Lehrstellenplan und die zurückgeht auf das Jahr 1985, glaube ich, die immer wieder geändert worden ist und die wir jetzt neu überdenken wollen. 

Ich komme zum Schluss. Ich glaube, dass es auch ein wichtiges Ergebnis ist, dass es gelungen ist, sich durchzusetzen gegenüber dem Bund mit der Forderung nach einem einheitlichen Verteilungsschlüssel über alle Steuern hinweg. Wir alle erinnern uns, dass sich im Zusammenhang mit dem Budgetbegleitgesetz 2003 der Bund mit seinen eigenen Steuern, die ihm zugeflossen sind, also insbesondere den Energieabgaben – Kohlenabgabe neu eingeführt, Mineralölsteuer deutlich erhöht –, quasi zur Gegenfinanzierung der Steuerreform ein ordentliches Körberlgeld verschafft hat. Das ist in Zukunft nicht mehr möglich. In Zukunft gibt es einen einheitlichen Aufteilungsschlüssel, und alles, was der Bund sich selbst auf die Seite schaffen will, muss er mit den Ländern teilen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich respektiere Ihre Motive, sich bei diesen einzelnen Maßnahmen, die im Mittelpunkt der Diskussion stehen, nicht damit zu begnügen, dass es eine Balance gibt – immerhin sind bei der Gegenfinanzierung drei Viertel solidarische Leistungen und ein Viertel geht auf diesen kritisierten Bereich zurück –, sondern zu verlangen, im Einzelfall die Sozialverträglichkeit zu überprüfen. Das teile ich. Ich glaube auch, dass man sich mit der Frage beschäftigen muss, ob die bestehenden sozialen Absicherungen, die es gibt – es gibt ja Ausnahmebestimmungen in diesem Bereich, um diese Maßnahmen sozial verträglich zu machen –, auch weiterhin in diesem Maße wirksam sind oder ob man hier Änderungen vornehmen muss. 

Aber ich glaube – und das möchte ich dazusagen –, es genügt nicht, dass man jetzt Vorschläge macht. Ihr Gesundheitssprecher hat vorgeschlagen, man soll die Höchstbeitragsgrundlage auf über 600 EUR anheben. Ist in Ordnung. Vorschläge fallen uns allen ein. Der entscheidende Punkt ist: Du musst dich an den Verhandlungstisch setzen, du musst am Verhandlungstisch sitzen, du musst dort einmal einen Platz finden, du musst dann dort auch verhandeln, und du musst dich dort auch gegen die Regierung durchsetzen. Du musst dich nicht durchsetzen gegen eine x-beliebige Regierung, sondern du musst dich durchsetzen gegen jene Regierung, die wir jetzt haben, die diese Linie ganz klar in eine bestimmte Richtung entwickelt hat. Das macht den Unterschied, meine sehr geehrten Damen und Herren, zwischen einem realen Verhandlungsergebnis und einer fiktiven parallel geführten Politdiskussion aus der Sicht eines Kiebitzes, dem kein Spiel zu hoch ist. Das ist der Unterschied.

Daher sage ich: Ich habe bei der Frage des Verhandlungsergebnisses zu keinem Zeitpunkt, wirklich zu keinem Zeitpunkt, parteipolitische Taktiererei im Vordergrund gehabt, denn dann hätten wir verhandeln müssen auf Abbruch, auf Zusammenbruch, auf Nichtzustandekommen, sondern ich habe verhandelt, um ein möglichst gutes Ergebnis für die Länder, Städte und Gemeinden zu erzielen. Ich habe das getan auch mit der ewigen Prüfung, ob ich das mit meinen sozialdemokratischen Grundsätzen vereinbaren kann. Und bis zum heutigen Tag, meine sehr geehrten Damen und Herren, gibt es noch kein anderes Verhandlungsergebnis, das mich an diesem Ergebnis zweifeln ließe. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich bin Herrn VBgm Rieder sehr dankbar für seine Wortmeldung, denn der Titel des heutigen Gemeinderates hat eigentlich nicht erwarten lassen, dass wir im Zuge der heutigen Debatte doch noch zu einer wirklich seriösen Auseinandersetzung um die Frage der Zukunft der Finanzierung der Städte und Gemeinden, der Zukunft des hervorragenden Gesundheitssystems, der Zukunft der finanziellen Ausstattung der Gebietskörperschaften kommen können. Denn an einer ernsthaften Auseinandersetzung kann man eigentlich nicht wirklich interessiert sein, wenn einem zu einem Ergebnis, das nach monatelangen Verhandlungen erzielt wurde, um das hart gerungen wurde – es ist darauf hingewiesen worden –, wo die Verhandlungen nicht im stillen Kämmerlein geführt wurden, sondern eigentlich mit einer großen Transparenz, mit klaren Positionierungen, gerade auch der Sozialdemokratie, nichts anderes einfällt als: Da wird gepackelt. 

“Wiener Stadtregierung packelt mit Schwarz-Blau“ heißt der bunte Slogan der GRÜNEN heute. Für mich, meine Damen und Herren, richtet sich das eigentlich von selbst, wenn man Verhandlungen mit Packelei gleichsetzt. Ich kann dazu nur ein altbekanntes Sprichwort zitieren: So wie der Schelm denkt, so ist er letztendlich auch. 

Wenn die Frau Klubvorsitzende Vassilakou in diversen Aussendungen und auch heute hier meint, dass VBgm Rieder schlecht verhandelt hätte, die Wienerinnen und Wiener im Stich gelassen hätte, dann muss man gerade angesichts des soeben vom Herrn Vizebürgermeister dargestellten Verhandlungsergebnisses schon darauf hinweisen, dass damit ein Verhandlungsergebnis erzielt wurde, das über die Parteigrenzen hinweg, zum Beispiel in weiten Teilen der Österreichischen Volkspartei, Anerkennung gefunden hat. Da kann man nur sagen: Da reden durchaus ein bisschen die Blinden von der Farbe. (GR Mag Christoph Chorherr: Der blinde Gusenbauer!) Man muss schon daran erinnern, wer es tatsächlich war. 

Gehen wir es einmal Punkt für Punkt durch, weil hier gerade wieder so undifferenziert vom großen Belastungspaket gesprochen wurde. (GR Mag Christoph Chorherr: Was sagt der Gusenbauer dazu?) Man soll schon auch darüber diskutieren, wer es denn tatsächlich war, der noch im vergangenen August eine Erhöhung der Krankenkassenbeiträge verlangt hat. Wer war das? – Es war ein durchaus prominenter Vertreter der GRÜNEN, es war der grüne Sozialsprecher Öllinger, der im August dieses Jahres noch verlangt hat: Erhöhen wir die Krankenversicherungsbeiträge. Wer hat denn eine Verdoppelung der Höchstbeitragsgrundlage verlangt? Das war einerseits der grüne Sozialsprecher, das war andererseits der grüne Gesundheitssprecher, und sie haben das auch begründet. 

Man kann natürlich über einzelne Punkte diskutieren, und ich werde auch die Begründungen nennen, nur weil hier immer so undifferenziert in vielen Aussendungen vom großen Belastungspaket gesprochen wurde. Es wurde von VBgm Rieder darauf hingewiesen, es ist verhandelt worden, und es ist im zähen Ringen im Endeffekt ein Kompromiss erzielt worden, ein Kompromiss, der zu mehr als drei Viertel eigentlich über eine wesentliche Grundpositionierung der Sozialdemokratie zustande gekommen ist, nämlich im Interesse des Gesundheitssystems in Österreich auch zusätzliche Einnahmen für dieses Gesundheitssystem zu lukrieren. Das ist gelungen. 

Wie hat er das begründet? Gehen wir es durch. Er hat gesagt, wir brauchen eine Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge, damit Spitzenmedizin bei uns weiterhin erhalten bleibt. Das war seine Argumentation. Wir brauchen auch eine Anhebung der Höchstbemessungsgrundlage. Auch das war ein Vorschlag des grünen Sozialsprechers, ein Vorschlag des grünen Gesundheitssprechers. Wir teilen diese Auffassung. Wir sind überzeugt davon, dass wir bei allen Bemühungen um Effizienzsteigerungen, bei allen Bemühungen, Einsparungspotentiale zu nutzen, tatsächlich – es ist von VBgm Rieder auch darauf hingewiesen worden – auch zusätzliches Geld brauchen. Im Interesse der Kranken in Österreich, im Interesse eines funktionierenden Gesundheitssystems in Österreich. In diese Richtung wurde verhandelt und, wie ich meine, im Endeffekt auch gut verhandelt, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Was ist denn da konkret verlangt worden? Es ist vom grünen Gesundheitssprecher konkret die mäßige Anhebung der Beiträge um 0,1 Prozent verlangt worden. Er hat sich für die Verdoppelung der Höchstbemessungsgrundlage ausgesprochen. Also durchaus wichtige Positionen, und das soll man noch einmal sagen, damit es nicht einfach untergeht in einer undifferenzierten Diskussion. 

Man soll auch sagen, dass wir es in diesem Sinne im Zuge von Verhandlungen tatsächlich zusammengebracht haben, eine Lockerung einer sehr festgefahrenen Positionierung dieser Bundesregierung zu erzielen. Es ist dies aber nur deshalb gelungen, weil sich jemand hingesetzt und verhandelt hat, meine Damen und Herren, nicht, weil irgendjemand in einem Pressebüro irgendeine nette Aussendung gemacht hat, sondern weil man sich hingesetzt hat, geredet hat, hart verhandelt hat. Das in einer politischen Auseinandersetzung jemandem zum Vorwurf zu machen, halte ich für unredlich, um es auf den Punkt zu bringen. (Beifall bei der SPÖ.)
Da gibt es jetzt eine herzzerreißende Kritik an dem Paket des Finanzausgleichs oder zumindest am Gesundheitspaket in dem Bereich. Zum Finanzausgleich, muss man sagen, hat es in der letzten Zeit – man kann das durchaus auch in der APA recherchieren – relativ wenig konkrete Ansätze gegeben. Wenn man die APA durchforstet, welche Positionierungen es gerade seitens der GRÜNEN seit Beginn des Jahres gegeben hat, 
so haben wir insgesamt 16 Aussendungen finden kön-
nen. Da wird viel verlangt, was viel Geld kostet: 1 000 Lehrer, 1 000 Polizisten, einmal sogar 1 500 Poli-zisten, 1 000 zusätzliche Leute beim Pflegepersonal und vieles andere mehr. Konkrete Vorschläge, wie man denn das tatsächlich alles auch finanzieren soll, wie die Stadt Wien in der Lage sein soll, das zu finanzieren, hat man wenige gehört von den Wiener GRÜNEN. Ihr distanziert euch jetzt anscheinend auch von den Vorschlägen der Bundes-GRÜNEN, denn wenn ich mir die Aussendungen anschaue, habe ich bis jetzt noch nie etwas gelesen, meine Damen und Herren. (GR Mag Christoph Chorherr: Du hast gerade verlesen, was wir fordern!) Es ist schön, wenn es so ist. (GR Mag Christoph Chorherr: Lies das andere auch!) Tatsache ist, wenn ich mir die APA anschaue, gibt es in der Richtung von den Wiener Grünen keine einzige Aussendung. Da wird mit großen Zahlen, mit zusätzlichem Personal in allen Bereichen agiert, aber Vorschläge zu diesem Bereich gab es nicht, Vorschläge gibt es jetzt, nachdem es zu einem Verhandlungsergebnis gekommen ist. Und das ist schon ein bisschen der Zugang der Muppet-Show. Also ich meine, diesen Vorwurf kann man euch nicht ersparen. Man setzt sich hin, nasert nachher herum, wenn man ein Verhandlungsergebnis hat, aber vorher sich in irgendeiner Form zu positionieren, das gibt es nicht. Da kann man nur sagen, das ist das Modell Muppet-Show, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Christoph Chorherr: Aber der Gusenbauer ist startklar!)

Aber man muss dazu sagen, es ist ja nicht das erste Mal. Es ist ja nicht das erste Mal, dass sich die Grünen da herstellen – das muss man schon noch einmal auf den Punkt bringen – und versuchen, den Wienerinnen und Wienern klarzumachen: Das, was die Roten in Wien machen, ist ja de facto eigentlich dasselbe wie Schwarz-Blau auf der Bundesebene. Jetzt lasse ich einmal weg, welches Politikkonzept dahintersteckt. Wahrscheinlich tangiert das die Wiener Grünen in der Frage nicht sonderlich und wahrscheinlich wissen sie es auch nicht, aber versuchen wir es trotzdem in aller Kürze Punkt für Punkt in ein paar wesentlichen Kritikbereichen durchzugehen, wo wir durchaus oft ähnliche Kritik dessen haben, was auf bundespolitischer Ebene passiert. 

Nehmen wir den Bereich des Sozialabbaus, der in den letzten vier Jahren mit einer Rasanz von Schwarz-Blau auf der Bundesebene forciert wurde. Was haben wir in Wien gemacht? Ich erinnere nur an die Debatten des Wiener Gemeinderates, die wir in den letzten Wochen geführt haben. Wir haben das Sozialbudget in dem Bereich verdoppelt, wir stehen zu unserer Verantwortung für die sozial Schwächsten in Wien. Wir bekennen uns dazu, die Sozialdemokratie bekennt sich dazu in Wien, meine Damen und Herren.

Was haben wir an durchaus gemeinsamer Kritik an der verfehlten Wirtschaftspolitik, an den Investitionen, die auf ein Minimum gesunken sind? Da finden wir uns durchaus in der Kritik. Was haben wir in Wien gemacht? Wir halten uns natürlich nach wie vor an unser hohes Investitionsniveau, weil wir wissen, dass wir als öffentliche Hand auch eine Verantwortung haben. Auch da ist Wien komplett anders. 

Nehmen wir einen anderen Bereich, der nicht so mit den Finanzen zusammenhängt. Wie gehen wir mit dem Bereich der parlamentarischen Rechte um? Wir haben weitgehende Minderheitsrechte, wir haben Untersuchungskommissionen, wir haben, glaube ich, hier ein faires Miteinander der Fraktionen. Wir gehen den ordentlichen Weg bei Gesetzwerdungen in diesem Hause. Ich glaube, wir gehen auch in diesem Bereich einen anderen Weg.

Oder nehmen wir nur einen aktuellen Bereich, um noch einmal den Unterschied tatsächlich klarzumachen, nehmen die aktuelle Diskussion rund um die Grundversorgung von Migrantinnen und Migranten, von Asylwerbern in dieser Stadt. Wie ist da die Positionierung des Bundes, wie ist die Positionierung der Länder – sowohl des blauen Kärnten als auch einzelner schwarzer Landeshauptleute –, und was machen wir in Wien? (StR Dr Johannes Hahn: Was ist mit Ihrem Landesrat in der Steiermark?) Ich will es gar nicht aufzählen. Denken Sie selber darüber nach, und ich glaube, Sie werden draufkommen, wie hanebüchen Ihre Formulierung hier heute im Gemeinderat ist, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ließe sich diese Liste der Kritikpunkte an der Politik dieser Bundesregierung endlos fortsetzen und es ließe sich Punkt für Punkt nachweisen, dass wir in Wien tatsächlich versuchen, einen anderen Weg zu gehen. Nur bei diesem anderen Weg sparen wir nicht, und es ist unsere Verantwortung gegenüber unseren Wählerinnen und Wählern, die Verantwortung gegenüber allen Wienerinnen und Wienern, dass man sich mit dieser Bundesregierung auch in Detailfragen auseinandersetzt, mit ihr verhandelt, mit ihr diskutiert und mir ihr versucht, die Interessen der Wienerinnen und Wiener umzusetzen. Das wurde getan, und man sollte das einfach nicht zum Anlass für einen Vorwurf nehmen, meine Damen und Herren. 

Bei den Freiheitlichen, muss man sagen, ist man es ja mittlerweile durchaus gewohnt, dass einmal so und einmal so geredet wird, dass sie den Mund meistens ein bisschen zu voll nehmen, wenn es dann darum geht, das eine oder andere zurückzunehmen. Da gibt es große Ankündigungen, was man nicht alles verhindern wird – ich denke an die Diskussionen in der Pensionsreform und in vielen anderen Bereichen auch –, aber man ist es letztendlich auch gewohnt, dass sie ihre Versprechungen regelmäßig nicht erfüllen. Das haben die Wählerinnen und Wähler mitbekommen und sie haben der FPÖ auch die entsprechenden Wahlergebnisse beschert. 

Aber es entbehrt trotz alledem und trotz aller Gewohnheitseffekte im konkreten Fall natürlich wieder einmal nicht einer gewissen Pikanterie, wenn die Freiheitlichen uns hier ein Chaos vorwerfen im Zuge von sehr strukturierten Verhandlungen. Das ist natürlich ein durchaus bedeutsamer Vorwurf, denn eines muss man offen gestehen: Wer, wenn nicht die FPÖ kennt sich beim Chaos aus? (Heiterkeit bei der SPÖ. – StR DDr Eduard Schock: Aber die Roten auch!) Also das muss man ja einmal klar festhalten. Da gibt es eine klare Kompetenz. Die habt ihr, zu der gratulieren wir euch recht herzlich. 

Es haben ja durchaus sowohl Chaos- als auch Quantentheoretiker ihre liebe Freude bei der Untersuchung der politischen Linie. Da gibt es schon Legionen von Wissenschaftern, die versuchen, die Position der FPÖ in einzelnen Fragen festzumachen, seien es die Pensionskürzungen, seien es die Abfangjäger, die EU-Erweiter-ung, die Transitproblematik. All diese Bereiche kennen wir mittlerweile aus der politischen Auseinandersetzung. Tatsache ist, auch die Wissenschaft wird hier bestätigt, nämlich die Heisenberg'sche Theorie der Unschärferelation, die festlegt, dass man in der Welt der ganz, ganz kleinen Teilchen – ich weiß nicht, ob man damals auch schon an die FPÖ gedacht hat (Heiterkeit bei der SPÖ.) – niemals zur selben Zeit den Standort und den Impuls, also die Geschwindigkeit und die Richtung, festmachen kann. Diese Theorie wird durchaus eindrucksvoll auch in dieser Debatte belegt, denn es ist natürlich auch in der FPÖ so: Man kann eigentlich zu einem gewissen Zeitpunkt weder Geschwindigkeit noch Richtung der politischen Positionierung festmachen. Das ist möglicherweise ein Segen für die Forscher, für die verantwortungsvolle Arbeit der Politik in einer Bundesregierung ist es nicht gerade ein Segen. 

Das lernt ja gerade auch diese Bundesregierung einmal mehr kennen, denn es ist schon so – und es ist VBgm Rieder darauf hingewiesen worden: Wenn man sich jetzt überlegt, welche Position eingenommen wird, wie eigentlich ein mögliches Ergebnis dieser Bundesregierung ausschauen könnte, gibt es in dieser Richtung derzeit keine wie immer geartete Übereinstimmung. Das muss man festhalten. Und da stimmt es auch nicht, wenn der Kollege Strache versucht, sich hierher zu stellen, und meint, man soll in der APA nachlesen, wie denn die Genesis der Diskussion war. Also wenn das "umgehend" und "sofort" ist, dass der Klubobmann Scheibner 5°Tage Zeit braucht, um sich von dem Verhandlungsergebnis zu distanzieren, dann verstehe ich etwas anderes unter rasch. 

Tatsache ist: Es wurde Kritik nur an einem einzigen oder an zwei Punkten des Gesundheitspakets angemeldet. Man muss das noch einmal klar auseinander bröseln; und StR Hahn hat das durchaus ein bisschen versucht. Noch einmal: Im Bereich des Gesundheitspakets war lange Funkstille auf Seiten der Freiheitlichen, da hat man lange nichts gehört. Da hat es eine Zeit lang die einzigen Vorschläge von Staatssekretär Schweitzer gegeben, der dann gemeint hat, wir sollten durch präventive Maßnahmen hier plötzlich das Gesundheitssystem sanieren. Also in allen Ehren, so wichtig das sein mag (GR Heinz Hufnagl: Leutln, bleibts gsund!), ob das in irgendeiner Form tatsächlich ein wirklich einzig und allein glücksseligmachender Ansatz ist, wage ich zu bezweifeln. Da ist ausnahmsweise der Kollege Strache sogar noch ein bisschen weitergegangen und hat auch noch einen anderen Vorschlag gemacht. Da redet der Klubobmann Scheibner von einem Einsparungspotential von 3,6 Milliarden EUR in diesem Bereich. Also wo er so eine Zahl überhaupt her hat, frage ich mich. Es geht mich ja nichts an, aber Tatsache ist: Eine seriöse Auseinandersetzung, wie das Gesundheitssystem in Österreich finanziert werden könnte, ist es im Großen und Ganzen nicht. 

Tatsche ist: Derzeit herrscht, nicht zuletzt auch auf Grund einer – da können Sie sich darüber hinwegtäuschen – unklaren Abstimmungssituation der FPÖ in dieser Bundesregierung, Chaos. Denn was hätte herauskommen sollen? Dort, wo Bund und Länder verhandelt haben, gibt es irgendein Ergebnis, dort, wo derzeit die Regierung verhandelt, nämlich in welcher Form man nun einen Kompromiss finden könnte, indem man einzelne Maßnahmen, die auch unsere Kritik finden, herausnimmt, gibt es keinen wie auch immer gearteten Lösungsansatz. Ich habe die APA-Meldungen sehr aufmerksam verfolgt in den letzen Tagen. Man hört davon nichts. Man hört von der FPÖ, was sie nicht will, aber das, was sie will, hört man nicht, und eine Antwort haben wir letztendlich auch in der "Pressestunde" gestern nicht bekommen. 

Würden wir die FPÖ nicht ein bisschen besser kennen, würden wir ihr raten: Okay, setzen wir uns am kommenden Mittwoch doch nicht auf Ihr Verlangen zu einer Sondersitzung zusammen, sondern setzen Sie die Energie dafür ein, den Parteifreunden in der Bundesregierung eine gescheite Finanzierung des Gesundheitsbereiches zu präsentieren. Nutzen Sie die Energie, helfen Sie denen, greifen Sie ihnen unter die Arme. Wir sagen es nicht, denn Kollege Strache hat den Vergleich gebracht, es gibt da ein bisschen die Dynamik von einem Fiakergespann. Also wenn man in dieser Frage auf die Wiener FPÖ setzen müsste oder auf den Kollegen Strache setzen müsste, dann wäre das wahrscheinlich genauso sinnlos, wie – um bei den Pferden zu bleiben – bei einem Pferderennen in Ascot auf ein Muli zu setzen. Es ist sinnlos. Es wird einmal mehr ein Umfallen geben. Die Zukunft wird es zeigen, meine Damen und Herren.

Man muss sich schon ein bisschen in Erinnerung rufen, was trotz alledem auch einige FPÖ-Politiker zum Verhandlungsergebnis gesagt haben. Es ist ja vom Herrn Vizebürgermeister schon darauf hingewiesen worden, wer denn noch am Verhandlungstisch saß. Aber es hat ja nicht nur ein Mitglied des Verhandlungsteams das Ergebnis begrüßt, sondern es hat sich auch der Kärntner Landeshauptmann mit den Ergebnissen zufrieden gezeigt, es gibt klarerweise die Zustimmung aus weiten Bereichen auch der ÖVP, es gibt aber zumindest auch kein sonderlich kritisches Wort – das soll auch erwähnt werden – von Herrn Kollegen Anschober aus Oberösterreich. Die haben jetzt ein Budget in Oberösterreich vorgelegt, das schon die ganzen Einnahmen mit hineinnimmt, die mit den einzelnen Maßnahmen erzielt werden, die da jetzt wortreich verurteilt worden sind. Die nehmen das schon hinein in die Budgetgestaltung, aber wir haben von Herrn Kollegen Anschober, der dort in einer Regierung sitzt, kein einziges kritisches Wort gehört. Da gibt es nichts, weil natürlich auch er Interesse haben muss – und das ist letztendlich so, wenn man Verantwortung in den Ländern trägt –, darauf zu schauen, dass er die Leistungen für seine Bürger sicherstellt, meine Damen und Herren. 

Wir tun das, wir stehen dazu, meine Damen und Herren, und ich glaube, die Wienerinnen und Wiener wissen das ganz genau. (Beifall bei der SPÖ.)
Man soll auch in so einer Debatte natürlich trotz alledem noch einmal darauf hinweisen, wie sich die letzen vier Jahre für die Österreicherinnen und Österreicher dargestellt haben, nämlich vier Jahre unter einer von der ÖVP geführten Bundesregierung. Auch wenn man jetzt eben mit dieser Bundesregierung verhandelt hat, muss man einfach daran erinnern: Es ist diese Bundesregierung und damit die ÖVP zentral verantwortlich für die zweithöchsten Steuerbelastungen der Geschichte. Das muss man sagen, darauf muss man einfach hinweisen, gerade jetzt auch in diesen Diskussionen.

Ich kann in dieser Diskussion nur einmal mehr darauf verweisen – ich habe es in der letzten Sitzung schon gesagt: Wenn man sich da herstellt und versucht, die in vielen Bereichen gerade auch auf Kosten der Länder finanzierte Steuerreform als große Leistung zu verkaufen, wenn man den Österreicherinnen und Österreichern 2 Milliarden zurückgibt und auf der anderen Seite in den vergangenen Jahren 7,6 Milliarden weggenommen hat, dann ist die ÖVP damit einfach die Belastungspartei Österreichs. Sie zeigt das einmal mehr. Sie steht für die höchsten Steuerbelastungen. Es ist bewiesen, es ist nicht die österreichische Sozialdemokratie, es ist die ÖVP, die hier tatsächlich die großen Belastungen auf die Österreicherinnen und Österreicher zukommen hat lassen. Das hat die Vergangenheit gezeigt, und ich fürchte, meine Damen und Herren, es wird auch die Zukunft noch zeigen, dass es noch keinen Endpunkt in dieser Auseinandersetzung gibt, sondern dass man sich nach wie vor bemüht, weiter ins Tascherl der Österreicherinnen und Österreicher zu greifen. 

Aber versuchen wir trotzdem noch einmal – einige Punkte hat VBgm Rieder ja bereits erwähnt – klar festzulegen: Was ist denn eigentlich auch gut an diesem Finanzausgleich, was ist konkret herausgekommen? Herausgekommen ist: Es gibt 100 Millionen EUR zusätzlich für die Länder, es gibt 100 Millionen EUR zusätzlich für die Städte und Gemeinden. Davon werden letztendlich auch die Wienerinnen und Wiener profitieren. Es gibt Schritte – es ist darauf hingewiesen worden – zu einer gerechteren Aufteilung der Steuern auf Bund, Länder und Gemeinden. Kollege Barnet hat das letzte Mal versucht, mich vor meiner Rede noch ein bisschen zu verunsichern, indem er groß hineinreklamiert hat, welche großen Bundessteuern auf die Länder verteilt werden. (GR Günther Barnet: Das stimmt auch!) Man kann es sich noch einmal schön anschauen. Wir wissen, worüber wir reden. Gestimmt hat es nicht unbedingt, in welcher Form sich die Mineralölsteuer tatsächlich auf die Länder verteilt. Lassen wir das! 

Jetzt ist es gelungen, zu einer gerechten Verteilung eben auch dieser Bundessteuern zu kommen, damit eben nicht das passiert, was bisher passiert ist: Es gibt mehr Belastungen für die Menschen in diesem Land, aber es gibt für die Städte und Gemeinden für die Erfüllung aller Serviceleistungen für diese Menschen in den Städten und Gemeinden kein zusätzliches Geld. Das ist auch ein wichtiges Verhandlungsergebnis, das man nicht unter den Tisch kehren soll, dass es eben – ich weise noch einmal darauf hin – nicht mehr möglich ist, auf der Bundesebene Steuern zu erhöhen und sich diese im Endeffekt als Körberlgeld allein zu nehmen. Jetzt muss man das teilen. Das ist wichtig, das ist richtig und es sichert letztendlich die finanziellen Ressourcen zur Erfüllung unserer gemeinschaftlichen Aufgaben.

Es sind weitere Schritte zur Verbesserung der öffentlichen Verwaltung vereinbart worden; auch das sind Schritte, die durchaus den BürgerInnen Wiens zugute kommen werden. 

Es sind die Wohnbauförderungsmittel gesichert worden. Es soll noch einmal daran erinnert werden, wie denn da die Ausganglage war, wie die Situation war und was die Zielvorgabe des Herrn Finanzministers war.

Es ist durchaus auch im Bereich der Landeslehrer ein Erfolg erzielt worden. Er ist nicht ausreichend, das wissen wir alle zusammen, aber es ist natürlich ganz besonders wichtig, dass die Auseinandersetzungen, die in der Vergangenheit rund um den Personalschlüssel geführt wurden, nicht ad acta gelegt werden, sondern dass wir im Interesse der Kinder Wiens, im Interesse eines funktionierenden Bildungssystems nach wie vor diese Diskussionen mit dem Bund führen werden. Wir werden da nicht locker lassen. Das sind wir den Kindern und Jugendlichen in dieser Stadt und dem funktionierenden Bildungssystem in dieser Stadt schuldig. Da können sich die Wienerinnen und Wiener auf die Sozialdemokratie verlassen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)

Was ist zum Bereich des Stabilitätspakts noch zu sagen? Tatsache ist: Der Preis dafür, dass der Bund den Ländern und Gemeinden mehr Geld für die Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung stellt, war natürlich auch eine Diskussion um die Verlängerung des Stabilitätspaktes. Man muss hier schon klipp und klar sagen – denn ich bin sicher, es kommt dann auch wieder die Kritik vom Kollegen Margulies, warum machen wir das alles, brauchen wir nicht, brauchen wir überhaupt einen Stabilitätspakt: Wir bekennen uns natürlich grundsätzlich dazu, und Österreich hat sich durch die Teilnahme an der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion durchaus auch verpflichtet, bestimmte Budgetziele zu erreichen, gemeinsam zu erreichen. 

Dass da der Finanzminister ein bisschen unfähig ist und die Unterstützung der Länder braucht, kann man so hinnehmen, aber es ist das durchaus auch ein Bereich einer gesamtstaatlichen Verantwortung, der wir in Wien uns letztendlich auch bewusst sind. Und da der Gesamtstaat – Bund, Länder, Gemeinden – gemeinsam beurteilt wird, wäre es für Österreich sicher schwierig geworden, gerade angesichts verschiedenster Rahmenbedingungen, die wir in diesem Raum schon so oft diskutiert haben, tatsächlich dieses Ziel und die magische 3°Prozent-Defizitgrenze zu unterschreiten, wenn nicht – das muss man immer wieder deutlich sagen – Länder und Gemeinden hier gemeinsame Bemühungen unternommen hätten. Die Länder und natürlich auch die Wiener SPÖ stehen dazu. Wir stehen zu dieser staatspolitischen Verpflichtung und Verantwortung, und Wien steht damit auch zu diesem vereinbarten Stabilitätspakt. 

Das hat der Bürgermeister ganz klar und eindeutig erklärt, meine Damen und Herren. Der Finanzausgleich ist einfach kein Parteienspiel, er ist der Versuch, die gemeinschaftlichen Bundesabgaben zwischen den Gebietskörperschaften aufzuteilen. Man hat sich diesen Kompromiss in vielen Bereichen anders vorgestellt. Es liegen ja jetzt auch – es soll daran erinnert werden – alternative Vorschläge auf dem Tisch. Ich bin gespannt, was diese Bundesregierung mit diesen Vorschlägen macht. Das ist jetzt die Kernfrage. Es liegen für ein Fünftel des Gesundheitspakets alternative Finanzierungsvorschläge auf dem Tisch, sei es, im Bereich der Tabaksteuer etwas zu verändern, sei es der Bereich der Besteuerung der Alkopops. Es liegen alternative Vorschläge auf dem Tisch, durchaus auch solche der Grünen, es liegen auch Vorschläge der Freiheitlichen auf dem Tisch. Man wird sehen, wie damit umgegangen wird. 

Nur eines muss klar sein: Wenn man hier ein Ergebnis will, das von mehr getragen wird als von Schwarz-Blau, dann muss man darüber letztendlich auch in die entsprechenden parlamentarischen Verhandlungen ein-treten. Und da muss man noch einmal darauf hinweisen: Es ist nichts Außergewöhnliches, dass der Finanzausgleich nur von der Regierung geschlossen wird. Das ist nichts wirklich Außergewöhnliches. Man will allerdings hier mit der Sozialdemokratie – und ich würde vorschlagen, durchaus auch mit den Grünen; why not? – eine gemeinsame Vereinbarung haben. Daher ist diese Bundesregierung gefordert. Bis jetzt gibt es keine Initiativen. Man hört, dass angeblich verhandelt wird. Worüber, weiß man eigentlich nicht wirklich, denn über Positionierungen ist ja, wie gesagt, nichts zu hören. Man wird sehen, wie die Verantwortung dieser Bundesregierung für die finanzielle Ausstattung der Städte, Länder und Gemeinden wahrgenommen wird, meine Damen und Herren.

Eines möchte ich vielleicht zum Abschluss schon auch noch ganz kurz erwähnen. Wie kommt es denn eigentlich zu diesen Finanzierungsproblemen, vor denen wir derzeit im Gesundheitsbereich stehen? Es wird 
der Kollege Wagner hier wahrscheinlich noch das eine oder andere zusätzlich erwähnen. Aber man muss 
schon auch vor Augen führen, dass im Jahr 1998 zum Beispiel die Gebietskrankenkassen einen Überschuss von 644 Millionen EUR gehabt haben. Also 644 Million-en EUR Überschuss hat es im Jahr 1998 noch gegeben. Es ist in den Folgejahren – nicht zuletzt auf Grund der explodierenden Medikamentenkosten – tatsächlich zu übermäßigen Kostensteigerungen in diesem Bereich gekommen. 

Aber was war die erste Maßnahme dieser Bundesregierung, als man mit dieser Situation konfrontiert war? Was hat man gemacht? Hat man sich den Kopf zerbrochen, wie man Medikamentenkosten eindämmen kann? Hat man sich damals schon mit einem anderen Modell, auch zum Beispiel der Verbilligung von Rezeptgebühren für Generika, auseinander gesetzt, um dadurch sozusagen den Zugang zu billigeren Medikamenten attraktiver zu machen und die Rezeptgebühr dabei als Steuerungsinstrument zu verwenden? - Und das wird ein bisschen übersehen, wenn ihr da immer wieder die Rezeptgebühr kritisiert: Dass man zumindest in diesem Bereich auch eine Verbilligung gemacht hat - bei allen Problemen, die es natürlich gibt; darüber brauchen wir überhaupt nicht zu reden. Man sollte es nur auch machen!

Hat man sich damals, im Jahre 1999, im Jahre 2000, als hier die Kosten explodiert sind, darüber schon den Kopf zerbrochen? – Nein, man hat es nicht getan, denn der Kopf war ja voll mit Überlegungen darüber, wie man den Sozialversicherungsbereich im Endeffekt schwarz-blau einfärben kann, wie man dort Posten besetzt, wie man dort Apparate aufbläht - aber nicht über die Frage, wie man im Interesse der Kranken, im Interesse der Versicherten die Finanzierungsprobleme der Sozialversicherungen löst. Personalspielchen hat man gemacht - sonst nichts, meine Damen und Herren.

Und dazu kam natürlich auch noch eine Belastungspolitik dieser Bundesregierung, die im Endeffekt die Wirtschaft geschwächt hat und die Arbeitslosigkeit auf Rekordhöhen getrieben hat. Wir alle sind gerade jetzt wieder mit der Rekordarbeitslosigkeit des Monats Oktober konfrontiert worden, und wir wissen, was das natürlich im Endeffekt auch für die Sozialversicherungen bedeutet: Das Ergebnis einer verfehlten Wirtschaftspolitik, das Ergebnis einer verfehlten Arbeitsmarktpolitik waren Einnahmenausfälle für die Sozialversicherungen und damit letztendlich auch die entsprechenden Finanzierungsprobleme.

Das Ergebnis in Zahlen gegossen: Das Kassendefizit hat im Vorjahr mit fast 400 Millionen EUR einen Rekordwert erreicht, einen Rekordwert, der - so sagen zumindest die Prognosen -, wenn hier nichts passiert, auf über 700 Millionen EUR, also umgerechnet rund 10 Milliar-den ATS, steigen wird.

Da hat nichts geholfen, dass durch diese Bundesregierung - man soll schon darauf hinweisen, und es ist ja auch schon darauf hingewiesen worden - die Rezeptgebühr bereits um 36 Prozent erhöht wurde - da ist das alles nicht eingerechnet, das hat überhaupt nichts gebracht in diesem Zusammenhang -, dass der Spitalskostenbeitrag ebenfalls erhöht wurde, dass auch die Krankenversicherungsbeiträge bereits einmal erhöht wurden und dass es noch vieles andere mehr an Belastungen, nicht nur in diesem Bereich, gegeben hat. Ich habe ja schon die Rekordsteuerbelastung erwähnt, meine Damen und Herren, die unter dieser Bundesregierung über die Österreicherinnen und Österreicher hereingebrochen ist.

Untätig war die Bundesregierung zum Beispiel dort, wo es darum geht - um in diesem Bereich auch Alternativen aufzuzeigen -, dass die Unternehmen den Sozialversicherungen mittlerweile fast 900 Millionen EUR an Dienstgeberbeiträgen schulden. Das Defizit wäre weg, wenn diese Bundesregierung diese offenen Forderungen im Bereich der Dienstgeberbeiträge tatsächlich einfordern würde. Die Krankenkassen hätten kein Defizit, meine Damen und Herren, die Krankenkassen hätten einen Überschuss!

Was ist passiert in diesem Bereich? – Nichts ist passiert! Von einer Anfrage zur nächsten, die von den Sozialdemokraten diesbezüglich gestellt wird, steigen die Außenstände in diesem Bereich. Getan wird nichts! 

Meine Damen und Herren! In dieser Debatte versucht man einfach, darüber hinwegzutäuschen, dass es diese Bundesregierung war, die über Jahre hinweg eine unbarmherzige Belastungspolitik praktiziert hat, dass es diese Bundesregierung ist, die Österreich in den letzten Jahren in vielen Bereichen gelähmt hat.

Meine Damen und Herren! Ich kann nur sagen: Befreien Sie die Österreicherinnen und Österreicher von dieser Stagnation und Lähmung! Lassen Sie endlich auch - setzen Sie sich dafür ein! - die Wählerinnen und Wähler sprechen! Dann kommen wir zu einem ordentlichen Ergebnis für die Wienerinnen und Wiener für die Zukunft, das die finanzielle Ausstattung der Städte, Länder und Gemeinden in Österreich sicherstellt. - Danke, meine Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor Herr GR Margulies zum Wort gelangt, erteile ich Herrn GR Barnet das Wort, der sich zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet hat.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Kollege Oxonitsch! Es freut mich, dass Sie sich immer mit meinen Redebeiträgen beschäftigen. Deswegen höre ich Ihnen auch zu und gebe Ihnen auch eine Antwort.

Ich berichtige Sie tatsächlich, weil Sie gesagt haben, dass ich das letzte Mal vielleicht etwas geflunkert hätte oder unpräzise gewesen wäre oder jedenfalls zu Ihrer Verwirrung beigetragen habe. Ich löse das noch einmal mit dieser tatsächlichen Berichtigung auf: 

Richtig ist - und das habe ich auch das letzte Mal schon gesagt -, dass Wien auf Grund des Finanzausgleichsgesetzes 2001 sowohl von der Mineralölsteuer als auch von der Energieabgabe profitiert. Ich sage es Ihnen noch einmal: Bei der Mineralölsteuer sind es 1,35 Pro-zent der Einnahmen aus der Mineralölsteuer. (GR Christian Oxonitsch: ... gerecht!) - Jetzt bleiben Sie einmal ganz ruhig! Sie tun so, als ob das so wenig wäre. Das sind bei der Bemessungsgrundlage, die Sie selbst angenommen haben, nämlich 220 Millionen EUR, 3 Million-en EUR, und bei 270 Millionen EUR - die haben Sie ein paar Tage davor angenommen - 3,8 Millionen EUR.

Wenn ich nun den Antrag der Frau Stadträtin für Gesundheit aus dem letzten Gesundheitsausschuss betreffend die Finanzierung des Heizkostenzuschusses hernehme, den Sie und wir gemeinsam, denn diesem haben wir zugestimmt, beantragt haben - damals war noch 
von 6,3 Millionen EUR die Rede; ich nehme an, die 3,146 Millionen, die sie jetzt beantragt, sind nur für das heurige Jahr; so ergibt sich das Restdelta -, so werden diese finanziert - ich lese Ihnen jetzt vor, woraus, es steht nämlich im Antrag drinnen: „In Mehreinnahmen auf Ansatz 9250 'Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben'".

Was ist denn das? - Das Geld aus dem Finanzausgleich, das aus Mehreinnahmen des Bundes aus Steuererträgen hereinkommt! Genau das ist der Teil, den Wien bekommt: Wien bekommt aus Ertragsanteilen an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben einen Betrag in der Höhe von 3,146 Millionen EUR. (GR Christian Oxonitsch: Das ist ja der Vorwurf: Ihr macht nichts, ... Genau das ist es ja!) Das ist genau das Delta zwischen 220 und 270 Millionen EUR Mehreinnahmen, zwischen den von mir berechneten 3 und 3,8 Millionen EUR mehr, die die Gemeinde Wien aus der Mineralölsteuer bekommt. (VBgm Dr Sepp Rieder: Was ist das für ein Schwachsinn?) 

Sagen Sie nicht, ich verwirre Sie! Sie wissen, wie es ist! (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Und was macht ihr? – Ihr nehmt es, und tausend Rosen! Das ist die Realität!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich darf darauf hinweisen, dass die Redezeit 20 Minuten beträgt. – Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir haben jetzt schon lange über Auswirkungen des Finanzausgleichs gesprochen, aber kommen wir zurück zum Punkt: Die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags und der Rezeptgebühr ist ein "Kurs gegen Kranke und Schwache", so wie es auch der sozialdemokratische Parteivorsitzende formuliert hat (Der Redner zeigt eine Tafel mit der Aufschrift: "'Kurs gegen Kranke und Schwache' – SPÖ-Gusenbauer, 30.10.2004") und so wie es auch die Gesundheitsstadträtin formuliert hat, indem sie gesagt hat: Diese Vorschläge widersprechen sozialdemokratischen Grundsätzen!

Diese Vorschläge widersprechen auch grünen Grundsätzen, und Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren vor allem von der Sozialdemokratie - wobei sich die Reihen schon sehr gelichtet haben - haben heute die Möglichkeit, als GemeinderätInnen hier klipp und klar zum Ausdruck zu bringen, dass Sie nicht für eine Erhöhung des Spitalskostenbeitrags und nicht für eine Erhöhung der Rezeptgebühr zur Verfügung stehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Niemand kann Ihnen diese Entscheidung abnehmen. In der ÖVP ist es einfach: Die ÖVP hat sich als Belastungspartei ihren Namen gemacht, die ÖVP hat gemeinsam mit den Freiheitlichen in den vergangenen Jahren auf Kosten der Bevölkerung, vor allem auf Kosten der ärmsten Teile der Bevölkerung eine Belastungslawine losgetreten. Und wenn die Freiheitlichen jetzt in Wien dagegen auftreten, dann kann ich nur eine APA-Meldung der vergangenen Tage zitieren, die lautet: „Blaue Maulhelden werden wieder umfallen". – Ja, so ist es!

Nur, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie: Wenn es so ist, dass der Finanzausgleich maßgeblich auch das Schicksal Wiens und vor allem der Wiener Bevölkerung mitbestimmt, dann kann man Ihnen einen Vorwurf nicht ersparen, und ich werde darauf im einzelnen eingehen.

Herr StR Rieder! Sie haben schlecht verhandelt! Es hat wahrscheinlich - und das ist das Wesen der Situation, wenn man in Verhandlungen drinnen steckt - für Sie Rahmenbedingungen gegeben, die Ihre Ausgangsposition sehr geschwächt haben. Eine blau-schwarze Bundesregierung, die in Wirklichkeit auf Wien hinhaut, das ist - da muss man sich nicht drum herumschummeln - eine sehr, sehr schlechte Ausgangsbedingung.

Eine blau-schwarze Bundesregierung, die durch die Steuerreform die Einnahmen vorsätzlich um jährlich rund 2 Milliarden EUR verknappt. Und dann sagen Sie, es ist ein großer Erfolg - noch dazu, wo von den 2 Milliar-den EUR Länder und Gemeinden, jetzt über vier Jahre gesprochen, grob 500 Millionen EUR verlieren -, dass Länder und Gemeinden 200 Millionen EUR zusätzlich erhalten? - Ein Minus von 300 Millionen EUR jährlich! 

Und wenn es nun so ist, dass Sie bereit sind, sich vereinnahmen zu lassen, für die Sozialdemokratische Partei, die niemals am Verhandlungstisch der Finanzausgleichsverhandlungen sitzt, eine Vollmacht abzuge-ben, dann ist das ja schon absurd. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wo ist die Vollmacht?) Wenn plötzlich bei den Finanzausgleichsverhandlungen über Sachen verhandelt wird wie Gebührenerhöhungen, Ambulanzgebührenerhöhungen, Steuern, sehr geehrter Herr Stadtrat, warum verhandeln wir dann nicht tatsächlich über Steuern im Finanzausgleich, sondern nur über das, was die Bundesregierung vorgibt? Oder war es wirklich für Sie so, dass Sie der Meinung waren, egal wie schlecht letztendlich das Ergebnis für Wien aussieht - und es hätte durchaus sogar noch schlechter sein können -, aber Sie benötigen ein Ergebnis? Es gibt bei Verhandlungen immer mehrere Optionen: Entweder man einigt sich, oder man einigt sich nicht. Und wenn es von vornherein Ihre einzige Variante ist, dass es zu einem Abschluss kommt, dann hat man schlechte Karten! Und diesen Eindruck haben wir durchaus mit einer - sage ich einmal dazu – sehr, sehr ambivalenten Haltung aufgenommen, weil es bedauerlich ist, wenn aus der Landeshauptstadt Wien nicht mehr signalisiert werden kann: Es geht darum, einen sinnvollen, interessanten Finanzausgleich und vor allem einen Finanzausgleich, der die Bedürfnisse Wiens, der Wiener Bevölkerung befriedigen kann, zu erreichen! Sondern: Es geht nur mehr darum, auf Biegen und Brechen abzuschließen.

Und weil Sie gesagt haben: „Vereinnahmen" - Sie haben selbst darauf hingewiesen, dass Klubobmann Molterer gesagt hat, die SPÖ muss mit unterschreiben! Es steht ja auch drinnen: „Der einnahmenseitige Teil des Gesundheitspaketes gilt unter der Voraussetzung als vereinbart, dass alle drei im Verhandlungsteam vertretenen Parteien diese Maßnahmen mit einer gemeinsamen Initiative im Bundesrat beantragen."

Ab diesem Zeitpunkt heißt das, man kann im Finanzausgleich wirklich alles und jedes verhandeln! Und wenn dem so ist, Herr Finanzstadtrat, frage ich Sie wirklich: Warum haben Sie nicht über die Körperschaftssteuer verhandelt? Warum haben Sie nicht über den Anteil am gesamten Steuervolumen verhandelt? Denn das, was Klubobmann Oxonitsch - ich weiß nicht, ist er noch im Saal? Nein, (Ruf: Ja!) ja?, wo ist er denn?, (GR Christian Oxonitsch antwortet aus dem hinteren Bereich des Sitzungssaales.) ach, irgendwo da hinten - formuliert hat, als er gesagt hat, wie Wien in Zukunft von der Steuerreform des Bundes profitieren wird, das stimmt doch nicht! Es steht in der paktierten Unterlage drinnen, dass es basierend auf dem Rechnungsabschluss 2004 zu einer ertragsneutralen Umrechnung der Steuer kommt. Zu einer ertragsneutralen Umrechnung - das steht in dem Pakt, den StR Rieder unterschrieben hat. Da steht drinnen: Finanzausgleich allgemein, einheitlicher Schlüssel, ertragsneutrale Umrechnung des Rechnungsabschlusses 2004. – Das heißt, ein Teil der Steuerreform hat sich schon niedergeschlagen, und ein weiterer Teil wird sich noch niederschlagen. Und das ist ja überhaupt die größte Illusion, die man bei dieser Bundesregierung hegen kann: Dass das längerfristig zur Finanzierung beiträgt. – Nein, überhaupt nicht! Das, was stimmt, ist: Wenn die Bundesregierung das nächste Mal eine Steuer senkt, möglicherweise die Mineralölsteuer das nächste Mal wieder senkt, hat Wien neuerlich einen Einnahmenausfall, den es sonst nicht gehabt hätte! Also stellen Sie nicht dar, dass eine ertragsneutrale Umrechung in irgendeiner Art und Weise eine Sicherstellung für die Zukunft bedeutet! Ganz im Gegenteil: Diese Regierung hat sich auf Kosten der Bevölkerung der Prämisse verschrieben, die Steuer- und Abgabenquote unter 40 Pro-zent zu senken. Und mit dieser Ausdehnung auf viele weitere Steuern und der ertragsneutralen Umrechnung bedeutet das nichts anderes, als dass von jeder weiteren Steuersenkung dieser Regierung Wien zusätzlich betroffen sein wird!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist wieder ein Punkt, wo Sie sich über den Tisch ziehen haben lassen.

Jetzt kommen wir zu den Punkten im einzelnen: 200 Millionen EUR mehr wurden dargestellt. Sie wissen, die Verluste aus der Steuerreform für Länder und Gemeinden betragen in etwa 500 Millionen EUR. Das bedeutet nach wie vor 300 Millionen EUR Defizit und heißt nicht einmal - vergleichbar dem gesamten Finanzausgleich -, dass Anteile aus diesem zusätzlichen Geld Wien zugute kommen. Denn Sie wissen es wahrscheinlich genauso gut wie ich, Herr Klubobmann, dass bei diesen zusätzlichen 100 Millionen EUR der Länder diese nach der Volkszahl verteilt werden, und Sie wissen es wahrscheinlich so gut wie ich, dass die den Städten und Gemeinden zustehenden Finanzmittel zunächst einmal die Erhöhung des abgestuften Bevölkerungsschlüssels für die Gemeinden unter 10 000 Einwohner abfangen sollen und mit dem verbleibenden Teil die den Städten, den größeren Städten, entstehenden Verluste ausgeglichen werden sollen. Was bleibt daher letztendlich an angeblichen Mehrmitteln? - Obwohl immer wieder gesagt wurde, dass die Steuerreform Wien jährlich zwischen 150 und 200 Millionen EUR kosten würde - bei Gleichbleiben des Ertragsanteils -, bleibt Wien jährlich ein zusätzliches Plus aus diesen beiden Mitteln von ungefähr 25 Million-en EUR. 

Herr StR Rieder! Das nennen Sie erfolgreich verhandeln? - Das nenne ich angesichts des bevorstehenden Finanzbedarfs an Wiens Spitälern, in Wiens Sozialwesen, in Schulen ein katastrophales Ergebnis, ein Ergebnis, für das sich meines Erachtens die Wiener Sozialdemokratie nicht rühmen kann und welches erkauft wurde mit Mehrbelastungen auf Kosten von Kranken und Schwachen, wie es Ihr Parteivorsitzender relativ deutlich klargemacht hat.

Wie schaut es denn aus in der Spitalsfinanzierung? - Angeblich gibt es zusätzliche Mittel. Wie hoch werden denn diese Mittel für Wien sein? – Es sind zusätzliche Mittel in einer Größenordnung von wahrscheinlich 30 bis 40 Millionen EUR, die durch diese Belastungsmaßnahmen nach Wien fließen werden. In einem Punkt gebe ich StR Rieder und Klubobmann Oxonitsch Recht: Wir stehen für ein hervorragendes Gesundheitswesen. Aber wo ist denn die Ausgewogenheit dieser Belastungsmaßnahmen, meine sehr geehrten Damen und Herren? Wo ist sie? - Und es gab selbstverständlich Vorschläge der GRÜNEN, sie wurden auch erwähnt: Die Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage. Welchen Teil der Bevölkerung würde denn die Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage treffen? Ich sage es ganz frei heraus: Uns würde die Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage treffen! Uns Gutverdiener würde die Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage treffen, ja. Und wäre es um 630 EUR, dann würde es uns im Monat 15,50 EUR kosten. - Wo ist das? Wäre das unsozial, wenn wir 15,50 EUR pro Monat mehr in die Krankenversicherung einzahlen müssten, sehr geehrte Damen und Herren von der ÖVP und von der FPÖ? Wo ist diese Maßnahme? Wäre das unsozial bei der Krankenversicherung? – Nein!

Aber noch viel mehr drängt sich die Frage auf, Herr StR Rieder: Wenn man schon beim Finanzausgleich über alles verhandeln kann, warum wurde nicht darüber verhandelt, dass sich angesichts der immer ungleicheren Verteilung von Lohneinkommen und Einkommen aus Vermögen die gesamte Beitragslast letztendlich auf die Lohneinkommen fixiert? Wo waren hier die innovativen Ideen, die in die Richtung gehen: Überlegen wir uns, ob wir nicht vielleicht den gesamten Krankenversicherungsbeitrag für ArbeitnehmerInnen senken können, indem wir uns endlich überlegen, wie wir auf Einkommen aus Vermögen eine adäquate Beitragsgrundlage zur Finanzierung des Sozialwesens schaffen!? - Das wären sozial ausgewogene Vorschläge, die die Finanzierung der Krankenanstalten sicherstellen, die Lohnnebenkosten senken würden und gleichzeitig jedem einzelnen Menschen, der sich in einem Arbeitsprozess befindet, tatsächlich noch etwas bringen würden!

Und jetzt ist die Frage: Wenn ich mich von Anfang an auf eine Diskussion einlasse, bei der die Vorgabe lautet: Ich muss ein Ergebnis zustande bringen!, und dann sitzt mir gegenüber ein Finanzminister Grasser, der, wie sich mittlerweile ja herausgestellt hat - was die eigentliche Absurdität in dieser Regierung ist, aber ich bin nicht unglücklich darüber -, als Finanzminister ohne das Pouvoir seiner Regierungsparteien verhandelt, dann ist das ja wirklich faszinierend! Da ist ja die Frage, wie der Herr Finanzstadtrat für Wien verhandelt, und die Tatsache, dass der große sozialdemokratische Vorsitzende etwas anderes sagt, lächerlich dagegen, weil ja die SPÖ den Finanzausgleich im Parlament nicht bestimmen muss! Nein: Der Finanzminister verhandelt ohne Pouvoir der Bundesregierung! Das ist ja eigentlich ein Skandal. Oder hat er das Pouvoir gehabt, Kollege Pfeiffer? Hat Finanzminister Grasser das Pouvoir von Kanzler Schüssel und Vizekanzler Gorbach gehabt, genau auf Basis dessen abzuschließen? (GR Gerhard Pfeiffer: Ich sage es gleich: Ich war nicht dabei!) Das ist ja peinlich, dass das sozusagen passiert! - Und dann pudeln sich die Freiheitlichen auf und stellen sich her als diejenigen, die in Wirklichkeit die Menschen in Österreich schützen wollen!

Eines muss man sagen: Was das betrifft, ist die ÖVP geradlinig - geradlinig belastend auf Kosten der Bevölkerung. Da fährt die Eisenbahn drüber: Es ist ihnen wurscht! Die Rechnung zahlen die Armen und der Mittelstand, die Reichen sollen profitieren. Mit diesen Mitteln - und möglicherweise ist es tatsächlich ein adäquater Weg, Wahlen zu gewinnen, so wie in den USA; ich hoffe, nicht in Österreich! -, mit Moralismus und Politik für die Reichen, und Medien, die diese Politik unterstützen, kann man Mehrheiten schaffen, selbst in den USA! Und Sie verfolgen diese Politik mit einer hervorragenden, sage ich einmal, Performance, die einfach klarstellt: Es muss Menschen geben, die arm sind, damit wenige reich sein können! - Und das verfolgen Sie in Ihrer Politik, und das lehnen wir zutiefst ab. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Abschließend noch ein Punkt zu Oberösterreich, weil es ja recht spannend ist, dass das ein paar Mal angesprochen worden ist. Ganz abgesehen davon, dass es ein Unterschied ist, ob man (StR Johannes Hahn: In der Regierung ist oder nicht!) als kleine Koalitionspartei in einem Bundesland in einer Regierung sitzt oder aber in der Bundesregierung sitzt oder eine Alleinregierung bildet, und ganz abgesehen davon, dass es in Wirklichkeit sehr wohl Diskussionen zwischen Pühringer und Anschober gegeben hat, muss man schon einen Punkt festhalten (GR Christian Oxonitsch: Interessant!): Der Punkt, der festzuhalten ist - und StR Rieder hat es in ganz spannender Weise gesagt, und es gibt in den einzelnen Landtagen diesbezüglich nur einen Punkt zu bestätigen -, ist der innerösterreichische Stabilitätspakt. Und StR Rieder hat es gesagt: Die Oberösterreicher ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist ja ins Budget eingeflossen in Oberösterreich!) Herr StR Rieder! (VBgm Dr Sepp Rieder: Die haben das schon im Budget drinnen!) Ich gebe Ihnen ... (StR Dr Johannes Hahn – auf den Redner weisend, zu VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Stadtrat! Man kann halb schwanger sein!) Nein, Herr StR Rieder: Ob mit oder ohne Zustimmung der GRÜNEN in Oberösterreich ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Da hat es keine formelle Beschlussfassung gegeben! Die haben gemeinsam das Budget präsentiert, die zwei!) Ja, natürlich muss man, sehr geehrter Herr Stadtrat, wenn man ein Budget präsentiert - und ich würde Ihnen das auch raten -, die zu erwartenden Einnahmen und zu erwartenden Ausgaben, egal, ob man es für richtig hält oder für falsch, hineinnehmen. Und wenn im oberösterreichischen Budget die Einnahmen- und Ausgaben-Rechnung auf den zu erwartenden Abschluss der Finanzausgleichsverhandlungen abstellt, dann ist dies nichts Verwerfliches, sondern eine Reaktion eines Bundeslandes darauf, wie zum Zeitpunkt der Finanzausgleichsverhandlungen der Stand ist, wie man glaubt, dass es ausgeht. (StR Dr Johannes Hahn: So ein Pech!) Sehr geehrter Herr StR Rieder! (VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist aber die Formel "Geld stinkt nicht"!) Das Land Oberösterreich kann nicht alleine entscheiden: Ich nehme Geld vom Bund nicht an! (Ironische Heiterkeit des VBgm Dr Sepp Rieder.) - Das kann das Land Oberösterreich nicht! Und ich erwarte mir im Gegensatz dazu von Ihnen nämlich auch, dass bis zum Beginn der Budgetwoche das erfolgt, was in dem diesbezüglichen Antrag, der jetzt von mir eingebracht wird, verlangt wird. In diesem Antrag wird der Finanzstadtrat aufgefordert, den Mitgliedern des Wiener Gemeinderats zeitgerecht, mindestens zwei Werktage vor Beginn der Budgetdebatte, einen ausführlichen und zahlenmäßig dargestellten Bericht über die zu erwartenden Änderungen in Bezug auf den Budgetvoranschlagsentwurf 2005 sowie des Wirtschaftsplanes des Krankenanstaltenverbundes vorzulegen. Insbesondere sollen dabei Veränderungen im Bereich der Ertragsanteile und deren ausgabenseitige Auswirkungen klar und deutlich dargestellt werden. 

Na, selbstverständlich erwarte ich mir bei unserer Budgetdebatte, dass am Stand der Diskussion diejenigen Zahlen im Budget diskutiert werden, um die es dann tatsächlich geht! - Sehr geehrter Herr Finanzstadtrat, ich hoffe, dass Sie mir das auch zusagen, denn es wäre ja ansonsten absurd, eine Budgetdiskussion zu führen, wenn wir nicht tatsächlich über die realen Zahlen diskutieren. (GR Christian Oxonitsch: Was gibt es jetzt? Was sind die realen Zahlen?) Es gibt momentan einen Finanzausgleich, der basierend auf Wahrscheinlichkeiten ... (GR Christian Oxonitsch: Wo? – VBgm Dr Sepp Rieder: Wo?) Sie wissen ganz genau, wie die Diskussion momentan läuft. Es gibt einen paktierten Finanzausgleich, es gibt einen paktierten innerösterreichischen Stabilitätspakt, und es gibt ein Gesundheitspaket. (GR Christian Oxonitsch: Nicht einmal in der Regierung gibt es einen derzeit! - VBgm Dr Sepp Rieder: Nicht einmal in der Regierung gibt es einen!) 

Sehr geehrter Herr Finanzstadtrat! Heißt das, wenn es für Sie momentan nichts gibt, dass Sie unserem Antrag, in dem die Belastung von Kranken und Schwachen durch eine Erhöhung des Spitalskostenbeitrages abgelehnt wird, zustimmen werden? Heißt das, dass Sie eine Erhöhung der Rezeptgebühren ablehnen werden? Ich hoffe doch, wenn Sie dieser Meinung sind. Dann treten Sie aber jetzt heraus! Treten Sie heraus und wiederholen Sie von hier aus, dass Sie der Meinung sind, es gibt keinen Finanzausgleich und alles beginnt von Neuem. Wenn Sie nicht dieser Meinung sind, dann präsentieren Sie bei unserer Budgetdebatte die Zahlen, von denen Sie glauben (VBgm Dr Sepp Rieder: Bei der Budgetdebatte!), dass sie dem entsprechen, wie der Finanzausgleich abgeschlossen wird. Das hat Oberösterreich gemacht, und Oberösterreich - und damit komme ich zum Schluss, und mit dem Stabilitätspakt werden wir uns am Mittwoch auseinander setzen - hat unter Einarbeitung des Finanzausgleichs ein Budget vorgelegt, welches nicht dem 0,6-prozentigen Anteil der Oberösterreicher in Erfüllung der Maastricht-Kriterien entspricht. Das heißt, Oberösterreich hat ein Budget beschlossen, welches nicht zulässt, dass der Anteil am nullprozentigen Überschuss, der auf Oberösterreich entfällt, erwirtschaftet werden kann.

Pühringer hat dann gesagt - im Gegensatz zu Anschober, und ich habe mir das genau angeschaut: ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Margulies, Sie sind in der 22. Minute!

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): Pühringer hat gesagt, er wird versuchen, es im Vollzug hereinzubringen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das gilt! Das gilt!) Es klingt anders, aber wenn wir wissen, wie manche Sachen im Vollzug versucht werden und wie man dann letztendlich scheitert, dann würde ich mir von Ihnen ebenfalls erwarten, dass Sie das, was dem entspricht, wie Ihrer Meinung nach der Finanzausgleich ... 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr Margulies!

GR Dipl Ing Martin Margulies (fortsetzend): ... ausgehen wird, ins Budget mit hineinnehmen. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. – Bitte. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor ich zu dem komme, was ich mir zu sagen vorgenommen habe, möchte ich dem Kollegen Margulies noch einen Hinweis geben: Eine Lektüre der einschlägigen Bestimmungen würde Ihnen zeigen, dass chronisch Kranke, Mindestrentner und so weiter von den Rezeptgebühren ausgeschlossen sind. Das heißt, genau die, die Sie apostrophiert haben, sind ausgeschlossen. Hier wird also etwas (GR Dipl Ing Martin Margulies: Eine Familie mit zwei Kindern und einem Nettoeinkommen von 1 000 EUR?!) an die Wand gemalt, was einfach so nicht ist. Wir sollten hier doch auch bei einer gewissen Seriosität bleiben! (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Bleiben wir dabei!) - Ich komme auf die GRÜNEN später noch zu sprechen; dies sei aber bereits vorweg gesagt. 

Dieser Finanzausgleich ist ein für Wien guter. Es geht immerhin um 25 bis 30 Millionen EUR pro Jahr, die Wien zusätzlich lukriert, und das ist gut so für diese Stadt und für die verschiedensten Maßnahmen, die für diese Stadt notwendig sind. Und der Finanzausgleich an sich ist ein Instrument, das gerade für eine Stadt - für alle Gebietskörperschaften, aber vor allem für jene, die eben nicht selbst die Steuer einheben beziehungsweise dies nicht primär tun - wichtig und notwendig ist. Und wir wissen, dass andere föderalistische oder nur dezentralisierte Länder in Europa sehr froh wären, wenn sie ein System wie unser österreichisches hätten. 

Es war daher selbstverständlich, dass die SPÖ unter dem damaligen Bundesparteivorsitzenden Kreisky in der Zeit zwischen 1966 und 1970 dem diesbezüglichen Finanzausgleichsgesetz zugestimmt hat. Es war auch selbstverständlich, dass die ÖVP in ihrer Oppositionszeit, zwischen 1970 und 1987, den Finanzausgleichsgesetzen zugestimmt hat. 

Wenn wir jetzt merken, dass es Plakate gibt, auf denen der SPÖ-Bundesvorsitzende Gusenbauer von "startklar" redet, dann kann es sich nur darum handeln, dass die SPÖ startklar ins Chaos ist! Das ist offensichtlich die Situation. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies.) 

Ich weiß, das ist etwas, was einem gestandenen Sozialdemokraten - und einige sitzen hier, es sollten sich das mehr anhören – weh tut. Es ist nur so! 

Es ist schon richtig, dass der Wiener Bürgermeister nicht im Hauptberuf Bundesobmann-Stellvertreter oder Bundesvorsitzender-Stellvertreter der SPÖ ist, aber, so wie es unser StR Hahn gesagt hat, er hätte als Wiener Bürgermeister die Verpflichtung gehabt, in dieser Sitzung des Bundesvorstands der SPÖ auf ein anderes Ergebnis hinzuwirken. Er hätte die Verpflichtung gehabt, dafür zu sorgen, dass in Vorgesprächen die anderen Bundesländerorganisationen der SPÖ überzeugt werden, dass auch sie mitgehen. Das ist alles nicht geschehen. 

Was geschehen ist - und das ist etwas, was bedauerlich ist -, ist dass der Wiener Vizebürgermeister und Finanzstadtrat öffentlich abmontiert worden ist, dass die Unterschrift - diese Unterschrift hier (Der Redner hält ein Schriftstück in die Höhe.) - offensichtlich einfach wertlos ist. Das ist etwas, wovon ich sagen muss: Das hat sich dieser Wiener Vizebürgermeister und Finanzstadtrat nicht verdient. Das ist nicht der Stil, wie man mit ihm umzugehen hat. Wenn auch die SPÖ dies heute in 33 Minuten Rieder und 30 Minuten Oxonitsch sehr wortreich zu beschönigen versucht hat, (VBgm Dr Sepp Rieder: Aber sehr schlüssig!) an dem hat sich leider nichts verändert. Und ich gebe es ganz ehrlich zu, dass Sie, Herr StR Rieder, als ein exzellenter Jurist, als ein guter Verwaltungsfachmann, als einer, der als Gesundheitsstadtrat vieles verhindert hat, was an Problemen für Bürgermeister und Finanzstadträte vorhanden ist, es sich nicht verdient haben, dass Sie der Bundesvorsitzende demontiert und dass Ihr eigener Bürgermeister in der Sitzung, in der es darum geht, das zu verhindern, einfach nicht anwesend ist oder zu früh geht. Das ist ein Skandal, aber das haben Sie sich in der Partei auszumachen. Das ist jener Stil, von dem wir als Wiener Volkspartei der Meinung sind, dass dieses Haus, diese Stadt und Personen wie Sie - und ich möchte auch nicht anstehen zu sagen, dass Sie einiges, gerade auch bei diesen Finanzausgleichsverhandlungen, für Wien geleistet haben - ihn nicht verdienen. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Wir sehen aus den Ereignissen der letzten Tage und Wochen, dass die Bundes-SPÖ nicht regierungsfähig ist, denn das, was die SPÖ hier aufgeführt hat ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie ist ja in der Regierung auch nicht! – Die Bundesregierung ist nicht regierungsfähig!) - Dass die Wiener GRÜNEN nicht regierungsfähig sind, das wissen wir eh, aber das ist nicht das Thema, das haben Sie sich in Ihrer Partei auszumachen. Denn Anschober hat andere Positionen, und wir wissen auch, wie das bei den Gesprächen zwischen Schwarz und Grün so gelaufen ist. Aber das ist ein anderes Kapitel. Ich glaube, das brauchen wir uns jetzt ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Was ist denn wie gelaufen? Wissen wir das? Was wissen Sie denn?) Das wissen Sie. Sie wollten es halt nicht, und das war halt die Situation. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Warum sind sie gescheitert? – Wegen der unsozialen Pläne der ÖVP!) Ich weiß, dass die Wiener GRÜNEN die fundamentalste SPÖ sein wollen. Das ist gut, wenn das den bürgerlichen Wählern dieser Stadt gesagt wird. Das wird uns bei den nächsten Wahlen gut tun! (Beifall bei der ÖVP.) 
Die Bundes-SPÖ - und auf das möchte ich zurückkommen; ich verstehe nicht, warum sich die GRÜNEN da so aufregen - ist nicht regierungsfähig. Und die Wiener SPÖ hätte die Chance zu zeigen, dass sie für Stabilität in Wien und in Österreich steht.

Meine Kollegen Walter Strobl und Fritz Aichinger haben daher mit mir folgenden Beschlussantrag vorzubringen. Wir haben diesen Antrag ausgeteilt, ich möchte mich daher auf den Antrag selbst beschränken. - Leider sind uns die Anträge der anderen Parteien, die hier gestellt wurden, nicht vorher gegeben worden; ich glaube, dass das auch zum guten Stil dieses Hauses gehören würde.

Wir listen hier auf, welche Vorteile gerade dieser Finanzausgleich für den Wiener Steuerzahler, für die Wienerinnen und Wiener hat. Und das ist unser Anliegen und sollte unser Anliegen sein, und daher stellen wir folgenden Beschlussantrag:

„Die Städte und Gemeinden, insbesondere die Bundeshauptstadt Wien, profitieren vom Ergebnis der Finanzausgleichsverhandlungen vom 26. Oktober 2004, welches von SPÖ-Finanzstadtrat Dr Sepp Rieder maßgeblich verhandelt wurde und welches seine Unterschrift trägt, stark und nachhaltig. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nachhaltig war es nicht!) Der Gemeinderat begrüßt daher das Ergebnis der Finanzausgleichsverhandlungen und spricht sich daher nachdrücklich für das Gesamtpaket - (GR Dipl Ing Martin Margulies: Es gibt ja kein Ergebnis!) Finanzausgleich 2005 bis 2008, innerösterreichischer Stabilitätspakt, Gesundheitsreform inklusive Art 15a-Vereinbarung Krankenanstalten - aus." (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl Ing Martin Margulies: Der Chefverhandler hat kein Ergebnis! Er hat kein Ergebnis!)
Meine Damen und Herren! Ich kann gerne den GRÜNEN dieses Ergebnis hier geben, das ist ja auch nachzulesen. Ich verstehe die Nervosität hier nicht; Sie haben eine andere Vorstellung. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ich bin nicht nervös, aber das gilt ja anscheinend nicht mehr!) Mir geht es darum, dass wir hier von diesem Wiener Gemeinderat aus ein klares Signal setzen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ein klares Signal zu keinem Ergebnis?) Ein klares Signal dafür, dass etwas, das vernünftig und gut für die Wienerinnen und Wiener ist, umgesetzt wird. (StR David Ellensohn: Ihr Dilettantenkabinett ist nicht in der Lage, ein Ergebnis vorzulegen!) 

Ich lade vor allem auch die Nationalratsabgeordneten, die Bundesräte der SPÖ ein, hier entsprechend mitzuwirken und sich in jener Tradition zu befinden, in der sich die SPÖ-Nationalräte und -Bundesräte zwischen 1966 und 1970 befunden haben und die natürlich für Nationalräte und Bundesräte der ÖVP – aber wir sind eine staatstragende Partei – zwischen 1970 und 1987 selbstverständlich war. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe mich mit der Rolle eines stellvertretenden Bundesparteivorsitzenden, nämlich des Wiener Bürgermeisters Häupl, auseinander gesetzt. Ich kann Ihnen nicht völlig ersparen, dass wir uns auch ganz kurz - und mehr sollte man das auch nicht tun - mit einem anderen Bundesparteiobmann-Stellvertreter beschäftigen, nämlich mit Herrn Strache. 

Nur ein paar Fakten: Es ist nicht nur dieses Paket von Herrn Pfeifenberger aus Kärnten im Auftrag des Lhptm Haider unterschrieben worden, es war auch so, dass zur letzten Runde der Finanzausgleichsverhandlungen selbstverständlich die FPÖ anwesend war. Es hätte die Frau Bundesobfrau dabei sein sollen, diese ist dann durch den Herrn Vizekanzler vertreten worden. Dieser ist nicht irgendwer, sondern ein wichtiges Staatsorgan, und er ist auch ein wichtiger Vertreter; ich bin überzeugt, dass das auch entsprechend umgesetzt wird. Aber offensichtlich hat die Wiener FPÖ, auch durch Umfragedaten und Ähnliches, die Courage verloren, zu dem zu stehen, was hier ausgemacht worden ist. Kehren Sie auch wieder zu dem zurück, was jene, die hier mit entsprechendem Verantwortungsbewusstsein an die Dinge herangegangen sind, vorgegeben haben! Ich lade daher auch die FPÖ ein, unseren Antrag zu unterstützen. 

Bei den GRÜNEN habe ich es auf Grund der Redebeiträge schon aufgegeben, denn bei Ihnen geht es ja offensichtlich nur um eine Fundamentalopposition. Das ist etwas, was Sie sich in der eigenen Partei ausmachen müssen, das heißt, fundamentaler zu sein als die Fundamentalsten in der SPÖ. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wo orten Sie die Fundamentalopposition, in welchem Beitrag von Vassilakou oder mir?) Ich könnte jetzt 23 Minuten - denn es waren mehr als 20 - Margulies vorlesen und würde von einem Punkt zum nächsten kommen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das war Fundamentalopposition? – Sie haben keine Ahnung, was Fundamentalopposition ist!) Am Anfang habe ich ja darauf hingewiesen.

Wir als Volkspartei in Wien und auf Bundesebene haben ein Ziel: Dass das Beste für die Wienerinnen und Wiener geschieht, dass Wien entsprechend finanziell ausgestattet ist, dass das Instrument des Finanzausgleichs funktioniert. Das ist notwendig für diese Stadt und für die Wienerinnen und Wiener.

In diesem Sinne ersuche ich Sie alle, unserem Antrag zuzustimmen, denn es geht um die Zukunft und nicht um parteipolitisches Hickhack. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist zu einer tatsächlichen Berichtigung - Entschuldigung, Frau StRin Landauer - Herr GR Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. – Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ganz kurz, Kollege Tschirf: Herr Finanzstadtrat Rieder hat nicht zu Unrecht gesagt, es gibt kein Ergebnis. Sie sagen, es gibt ein Ergebnis. Alle Medien dieses Landes schreiben davon, dass die Bundesregierung und die Fraktionen, die im Parlament einen Finanzausgleich beschließen könnten, uneins sind über das vorliegende Ergebnis. Es gibt bis dato kein Ergebnis, und ich würde Sie ersuchen, nicht den Gemeinderat absurderweise aufzufordern, kein Ergebnis zu bestätigen. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Also bitte, das ... Ergebnis! – GR Dr Matthias Tschirf legt dem Redner ein Schriftstück auf das Rednerpult.) Denn bislang ist es so, dass ein maßgeblicher Regierungspartner, sofern er sich nicht über den Tisch ziehen lässt (GR Georg Fuchs: Es ist ja unterschrieben!), einen Beitrag zum Finanzausgleich, zum Abschluss dieses Finanzausgleichs verweigert. (GR Johannes Prochaska: Es ist ja unterschrieben!) Dieser Regierungspartner Freiheitliche sitzt heute da und betont, dass dieses Ergebnis angeblich nicht gültig sei. (GR Georg Fuchs: Ein unterschriebenes Ergebnis ist das, bitte!) 

Also: Ihre chaotische Bundesregierung möge sich zunächst einmal einigen - hoffentlich nicht, aus grüner Sicht, weil es dann ein Belastungspaket wäre -, aber es gibt bis heute keine signalisierte Zustimmung zum Finanzausgleich und zum Gesundheitspaket. (GR Johannes Prochaska: Das ist unwahr!) Herr Kollege Tschirf, Sie sagen die Unwahrheit, wenn Sie davon reden, dass es ein Ergebnis gibt (GR Georg Fuchs: Das ist unwahr! – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.), denn wir haben eine Regierung - Gott sei Dank -, die nicht imstande ist zu handeln. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Christian Oxonitsch: Da muss ich ihm Recht geben! Da hat er Recht! Objektiv hat er Recht!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Eine Wortmeldung provoziert die nächste Wortmeldung. Wir haben noch eine tatsächliche Berichtigung. Herr GR Dr Tschirf, bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Margulies! Sie wissen ganz genau - und Sie haben es vor sich liegen -, dass es ein unterschriebenes Papier gibt. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das nur bei der ÖVP zählt und sonst bei niemandem! Die Freiheitlichen sind dagegen, die SPÖ ist dagegen!) Wenn Sie ein solches Verständnis haben, dass Unterschriften nicht zählen und Unterschriften einfach nichts sind, dann muss ich eines sagen: Sie kennen offensichtlich weder die österreichische Rechtsordnung (StR Dr Johannes Hahn: Das haben wir auch nicht angenommen!), wo Unterschriften eine Rolle spielen, noch unser Rechtsverständnis noch haben Sie irgendwo ein Verständnis dafür. (GR Dipl Ing Martin Margulies, auf ein Schriftstück weisend: Lesen Sie den letzten Absatz!) Ich hoffe, Herr Kollege Margulies, dass wenn Sie irgendwo eine Unterschrift geben, diese nicht genauso wenig wert ist, wie in Ihren Augen andere Unterschriften es sind. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dipl Ing Martin Margulies: Sollte es keine Trägerschaft von diesen drei Parteien geben, kommt dieser Pakt nicht zustande, steht hier drinnen!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, wir haben es geschafft. – Bitte, Frau Stadträtin. (Ruf bei der ÖVP: Ihr schafft es, aber Margulies schafft es nicht! – GR Dipl Ing Martin Margulies, in Richtung ÖVP: Ihr könnt nicht lesen! Den gesamten Pakt!)
StRin Karin Landauer: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich muss gestehen: Als der Finanzausgleich abgeschlossen war, habe ich durchgeatmet und habe gedacht: Herrlich! Wir werden einen neuen LKF haben, und damit wird es für die Wiener Spitäler positiv weitergehen. - Nach einer Schrecksekunde habe ich dann das Belastungspaket mitbekommen und davon gehört, und da möchte ich jetzt gleich mit dem beginnen, was Herr Klubobmann Scheibner gesagt hat, nämlich: Der Finanzausgleich steht für ihn nicht zur Debatte, sondern das Gesundheitsmaßnahmenpaket. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das ist aber alles eins!) Ich sage: Der Finanzausgleich steht nicht zur Debatte, sondern das Gesundheitsmaßnahmenpaket. Und da waren sich jetzt alle einig: Rauch-Kallat und Bgm Häupl und wir. Wir haben gesagt: Geld erst dann, wenn es zu Reformmaßnahmen kommt! - Und hier, denke ich, sollte man heute versuchen weiterzudenken und weiterzuarbeiten, denn das ist etwas, was wir ständig verlangen: Wir verlangen Strukturmaßnahmen hier in Wien. Herr StR Rieder hat behauptet, dass ich gesagt habe, man kann bei den Spitälern nichts einsparen. Das muss ein Irrtum sein, weil ich immer sage: Es müssen Strukturmaßnahmen stattfinden! 

Den Vorwurf gegen Klubobmann Herbert Scheibner, dass er für eine Zwei-Klassen-Medizin ist, weise ich wirklich auf das Entschiedenste zurück, denn die Zwei-Klassen-Medizin will niemand! Es gibt sie teilweise in Wien, aber wollen kann das wirklich niemand. 

Jetzt komme ich zu den Maßnahmen: Pflege ist reine Landessache. Wir in Wien haben das Problem, dass wir überhaupt teilweise nicht vorgesorgt haben für die hohe Anzahl an pflegebedürftigen Menschen. Pflegebedürftige Menschen liegen in Wien in Akutbetten, wo sie absolut nicht hingehören. Nicht, weil sie quasi nicht hervorragend medizinisch betreut werden sollten, aber das sind Pflegefälle, die gehören nicht in den Akutbereich! 

Daher fordern wir, ich weiß nicht, zum wievielten Mal, einen Geriatrieplan - wie stellen Sie sich in Zukunft die Betreuung der pflegebedürftigen älteren Menschen in Wien vor? - und einen Spitalsplan - welche Spitäler werden ausgebaut, welche schließen wir? 

Im "Standard" vom 6. November ist zu lesen: „Indizien für Schließung der Semmelweis-Klinik". - Ich bin heute seit genau 17 Jahren aktive Politikerin. Es hat mir sehr viel Freude gemacht, hier zu arbeiten, nur: Seit 17 Jahren erlebe ich, dass Sie ein Spital nach dem anderen langsam aushungern: Mautner Markhof-Kinderspital, Preyer'sches Kinderspital, Semmelweis-Klinik, Gersthof - das ist überhaupt das Nonplusultra, was man da aufgeführt hat. Frau StRin Pittermann hat gesagt, das gehört ins Otto Wagner-Spital verlegt. Der Bürgermeister hat gesagt: Nein, nein, das geht leider nicht, der Herr Prof°Zweymüller geht 2006 erst in Pension, und bis dorthin müssen wir das erhalten! - Das ist ein Paradebeispiel für einen Fall, wo ich glaube, dass Ressourcen vergeudet werden, Ressourcen, die da sind, wo man nichts anderes zu tun bräuchte, als hier wirtschaftlich zu arbeiten. Ich möchte noch einmal diesen Satz in Erinnerung rufen, den alle sagen - Bundesministerin Rauch-Kallat, Klubobmann Herbert Scheibner, Bgm Häupl: „Zuerst Reformen, dann Geld!“ (Beifall bei der FPÖ.) – Danke!
Strukturmaßnahmen bringen Einsparungen - behauptet Frau Mag Hartinger und behauptet Herr Prof°Köck. Ich glaube ihm! Ich glaube einfach wirklich, dass wir genügend Ressourcen haben, wenn wir nur die verschiedensten Akutbereiche, Pflegebereiche ... - Wenn ich alleine daran denke, wie viele Initiativen wir eingebracht haben für Übergangsbetten, das heißt, dass man für Fälle, in denen jemand medizinisch hervorragend betreut wird, aber leider trotz aller medizinischen Kapazität und Betreuung, die man macht, zu einem Pflegefall wird, Übergangsbetten schafft. - Leider nicht passiert! Das ist ein Vorwurf, den man Ihnen nicht ersparen kann. Ich kann hier nur für Wien reden, und ein Grund, warum ein Herr Pfaffenberger den Pakt unterschrieben hat, ist aus meiner Sicht der Umstand (Ruf: Pfeifenberger!) – Pfeifenberger, Verzeihung; Pfaffenberger ist der ärztliche Leiter der Barmherzigen Schwestern -, dass er vielleicht diese Strukturmängel dort nicht hat. Und Herr Vizekanzler Gorbach hat ein hervorragendes Gesundheitswesen in Vorarlberg. Das ist vielleicht für diese beiden Personen der Grund gewesen, warum sie das unterschrieben haben. Wobei ich, wie gesagt, glaube, dass VBgm Rieder gut verhandelt hat für die Länder und Städte - das ist überhaupt keine Frage. Nur: Was ich von ihm nicht gehört habe, ist eben das, was die Frau Bundesminister, der Bürgermeister und alle sagen: Zuerst Reformen, dann Geld! - Ich denke nämlich, wenn wir jetzt das Geld einfach hergeben, dann passiert wieder nichts! Ich glaube - angesichts der Geriatriekommission, der Untersuchungskommission -, dass in Wien wirklich Reformwille vorhanden ist, aber ich glaube einfach: Nur mit den Mitteln, ohne dass man sich etwas überlegt, wird nichts passieren! 

Was die Bundesgesundheitsagenturen betrifft, so bin ich wahrscheinlich eine der wenigen bei den Freiheitlichen, die das für sehr sinnvoll erachten würden, und zwar aus dem einfachen Grund, weil wir bereits vor Jahren die Gesundheits-Holding erarbeitet haben, und zwar mit Experten, zum Beispiel mit einem Experten aus Ihren Reihen, nämlich VBgm Hans Mayr, der immer gesagt hat: Alle Finanzströme in eine Hand! 

Die Wiener Gebietskrankenkasse war anfangs gegen Gesundheitsagenturen; mittlerweile spricht sie anders. Der Hauptgegner der Bundesgesundheitsagenturen oder der Landesagenturen ist eigentlich der Ärztekammerpräsident. Dieser macht es sich überhaupt einfach. Er sagt: Beitragserhöhung! Ich will Beitragserhöhungen, damit ich für meine Ärzte viel, viel Geld lukrieren kann. Er hat es noch nicht zustande gebracht, sich zu überlegen: Wie kann ich den niedergelassenen Bereich für die Konsumentinnen und Konsumenten freundlich gestalten? Ich verstehe bis heute nicht, warum es zwar möglich ist, am Wochenende einen Zahnarzt zu bekommen, aber nicht möglich ist, einen praktischen Arzt zu bekommen - in Wien, in den Bundesländern ist es anders - oder einen Facharzt. Hier, sage ich, liegt das Versäumnis der Ärztekammer! Und wenn die Ärztekammer die Zeichen der Zeit nicht erkennt - dass nämlich Wien unheimlich spitalslastig ist und dass der niedergelassene Bereich ausgebaut gehört und kundenfreundlich gestaltet werden muss -, dann wäre es gut, wenn es zu einem neuen Ärztekammerpräsidenten käme. 

Die Auslastung in den Spitälern beträgt in Österreich 30 Prozent, EU-weit 20 Prozent. Ich habe schon gesagt, warum: Weil bei uns sehr viele pflegebedürftige Menschen im Akutbereich liegen und der niedergelassene Bereich absolut nicht bereit ist, irgendwie kundenorientiert zu arbeiten. 

Im Spitalsbereich, hat der Rechnungshof aufgezeigt, muss es zu Rationalisierungen kommen. Warum sind wir gegen die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags? Lieber Herr Vizebürgermeister, Sie haben gesagt, wir haben da immer zugestimmt. – Wir haben dem Spitalskostenbeitrag noch nie zugestimmt, aus dem einfachen Grund, weil wir gesagt haben: Es gibt noch immer nicht in allen Bereichen die Hotelkomponente und das, was für uns am wichtigsten ist, nämlich die Tagesklinik. Die Tagesklinik gehört ausgebaut! Das Problem ist, dass die tagesklinische Betreuung nach dem WIKRAF bestraft statt belohnt wird. Und deswegen sind wir gegen die Erhöhung des Spitalskostenbeitrags – und, wie gesagt, zugestimmt haben wir diesem noch nie -, weil wir der Meinung sind, zuerst müssen die Hotelkomponente und die Tagesklinik erreicht werden.

Was die Rezeptgebührenerhöhung betrifft, so hat Herr Klubobmann Tschirf schon gesagt, dass chronisch Kranke oder Mindestrentner von der Rezeptgebühr ausgenommen sind. Aber ich denke mir: Da muss einfach einmal die Pharmig hergenommen werden. Die Apotheker sind mit ihren Spannen heruntergegangen, die haben einen ganz wesentlichen Beitrag zur Gesundheitsreform bereits geleistet. Der Herr Präsident der Pharmig hat sich doch bei einer Diskussion mit der Presse allen Ernstes hingestellt und gesagt: Wir haben den Markt, den Umsatz schon fast Ende September erreicht! - Kann denn das der Sinn und Zweck sein, dass wir quasi den Umsatz bei den Medikamenten steigern? 

Ich bin sehr froh, dass die Rezeptgebühr bei den Generika gesenkt wird. Das ist momentan viel zu wenig in Diskussion. Die Menschen wünschen sich diese Präparate! Warum wünschen sie sich diese? - Weil sie wissen, sie sind billiger! Sie wollen auch mittragen. Und, meine Damen und Herren: 15 Medikamente pro Tag nimmt ein älterer Mensch ein, und 80 Prozent dieser Medikamente sind bereits Generika. Und wir liegen derzeit bei 13 Pro-zent für Generika. Das Ziel sollte sein: 20, 28, 40 Prozent - Sie werden mir dann die richtigen Prozentzahlen nennen. Ich bin mit allem einverstanden, was zum Wohle der Patienten und Patientinnen ist.

Zur ÖVP: Ich habe ein großes Anliegen - vielleicht ist es möglich, dass mir diese Frage irgendjemand von Ihnen beantwortet. Ich verstehe Folgendes nicht: Es ist bekannt, dass es Schwarzarbeiter gibt, und zwar viele. Und bei der Schwarzarbeiterbekämpfung, da ist der Herr Wirtschaftsminister irgendwie nicht wirklich tätig. - Jetzt muss ich Folgendes dazusagen – damit die SPÖ oder Sie nicht etwa glauben, dass ich da etwas erfinde: „Wird auf Betreiben der Gebietskrankenkasse der Konkurs eröffnet, werden die Dienstnehmer einfach auf die nächste der auf Vorrat gegründeten GesmbHs angemeldet. Diese solcherart unter Außerachtlassung der gesetzlichen Lohnnebenkosten tätigen Unternehmen haben zwischenzeitig den Markt unterlaufen, weil rechtmäßige Mitbewerber ihre Leistungen nicht annähernd zu Vergleichspreisen anbieten können."

Was bedeutet das? - Keine Sozialversicherungsbeiträge, keine Steuern. Diese Unternehmen zahlen keine Sozialversicherungsbeiträge für ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, keine Steuern, keine Pensionsbeiträge - aber es wird alles konsumiert! Die Wiener Gebietskrankenkasse ist im Sommer 2003 zum Justizminister gegangen und hat hier eine Gesetzesänderung angeregt. Diese Gesetzesänderung liegt - ich weiß nicht, wo. Ich verstehe es nicht! Es liegt beim Wirtschaftsminister – und gleichzeitig gehen dem Finanzminister, den Sozialversicherungsträgern und der Pensionskasse Beträge in Millionenhöhe verloren.

Hier schwöre ich Ihnen, dass wir als Koalitionspartner sehr wohl darauf achten werden, dass es zu einer massiven Änderung im Sinne der Patientinnen und Patienten kommt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Zum Schluss möchte ich gerne auf die Tabaksteuer eingehen. 18 Cent - lieber Herr Vizebürgermeister, da hätte ich gehofft, dass du nicht 18 Cent, sondern 1,80 EUR verlangst! Einfach aus dem Grund, weil ich denke, wenn wir diese 1,80 EUR zweckgebunden verwenden können ... (GRin Dr Sigrid Pilz: ... rauchen nicht!) Ich rauche selbst, ich weiß, was das heißt ... (GR Mag Christoph Chorherr: Schmuggel!) Dann muss man sich etwas überlegen - das Argument Schmuggel: Dann muss man sich etwas überlegen. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich rauche nicht, von mir aus können Sie 10 EUR zahlen!) 

Mir geht es darum, dass man diesen Betrag zweckgebunden einhebt. Warum sage ich das? - Wir haben einen 26-prozentigen Anteil an 15-Jährigen, die rauchen. Österreich ist das Raucherparadies, Österreich liegt im Ranking von 28 untersuchten Ländern an viertletzter Stelle, schlechter schneiden nur Lettland, Tschechien und Luxemburg ab. Ich denke, hier muss etwas passieren, das ist ein Gebot der Stunde! Das ist mir schon klar: Prävention, Vorsorge greift nicht sofort, aber darüber sind wir uns doch auch in allen Parteien einig, und das schon seit Jahren: Es muss etwas passieren!

Sosehr ich den Herrn Parteivorsitzenden Gusenbauer mit seiner Vorgangsweise nicht verstehe - nicht mit seinem Einwurf der unsozialen Erhöhungen bei den Rezeptgebühren und bei den Spitalskostenbeiträgen, wo ich ihn voll unterstützen kann -, ist bei der Erhöhung der Alkopopsteuer. Hier sollten wir ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Einführung!) Oder Einführung - das sollte hundertfach, zweihundertfach kosten! Hier muss ich sagen, es gibt eine Initiative der Frau Bundesminister Rauch-Kallat, und das müssen wir alle unterstützen. Es gibt mittlerweile bereits Alkopops in Brauseform, das ist überhaupt etwas Mörderisches, weil es dadurch aller Wahrscheinlichkeit nach unter Lebensmittel fällt. Da müssen wir alle hier vertretenen Parteien hellwach sein, weil das gefährlich ist, wirklich äußerst gefährlich! In Deutschland ist das schon ein ganz großes Problem, weil diese Brausetablette mit zu wenig Wasser aufgelöst wird, und das kann wirklich schlimme Folgen für die jungen Menschen haben. Bei den Alkopops hätte ich die Bitte, dass man, ich weiß nicht, hier eine Initiative startet, damit es zum Schutz unserer Kinder und Jugendlichen kommt.

Ich nehme an, dass das Gesundheitspaket noch einmal verhandelt wird oder weiterverhandelt wird. Nehmen Sie all die Vorschläge, von der Arbeiterkammerumlage, von der Tabaksteuer, Besteuerung der Alkopops und so weiter, nehmen Sie die mit, verhandeln Sie im Sinne der Patientinnen und Patienten, aber gehen Sie nicht mit Gebührenerhöhungen vor, weder für den Spitalskostenbeitrag noch für Rezeptgebühren. Versuchen wir, die Generika den Menschen nahe zu bringen, auch dies ist eine mögliche Kostenersparnis. Aber es darf nicht zu Lasten der Gesundheit der Menschen in dieser Stadt gehen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Kurt Wagner gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Die heutigen Appelle unterschiedlicher politischer Parteien zur Einigkeit in der eigenen Partei sind ja unüberhörbar gewesen, und ich glaube, jede Partei ist gut damit beraten, solchen Appellen Folge zu leisten. Aber in der Praxis schaut es eben in einigen Bereichen anders aus, und damit meine ich jetzt nicht, wie hier der Vorwurf von Seiten der GRÜNEN immer wieder gekommen ist, die SPÖ. 

Ich glaube, Sie haben das heute gesehen - zumindest ist es bis vor kurzem so gewesen, da mag es für Sie gestimmt haben, nur stimmt es jetzt nicht mehr, ich darf Sie in der realpolitischen Situation wieder herzlich begrüßen -, es gibt eine APA-Presseaussendung "Neutralität: GRÜNE schwächen ab". Nachdem gestern bekannt geworden ist, dass Herr Abg°Pilz im Nationalrat verkündet hat, dass sich die GRÜNEN von der Neutralität verabschieden, weil sie nicht mehr zeitgemäß ist - man wird das anpassen (Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies) -, gibt es heute diesbezüglich eine Presseaussendung der Kollegin Glawischnig, die zwar sagt, sie ist nicht böse auf Peter Pilz, und er muss sich auch Kritik für diese Aussagen nicht gefallen lassen, aber man ist weit davon entfernt. Sie verknüpft es nämlich mit zwei Punkten, die uns Peter Pilz gestern nicht erklärt hat: Das heißt, wenn die NATO aufgelöst wird - das ist einer der Hauptpunkte - und man zu einem gemeinsamen Sicherheitssystem kommt, dann sind Sie für die Abschaffung der Neutralität. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich sage nur: Das ist Realpolitik, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, herzlich willkommen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Da hier von Seiten der Österreichischen Volkspartei, von meinem Freund StR "Gio" Hahn, zu etwas fortgeschrittener Vormittagsstunde erklärt wurde, die Volkspartei sichert als einzige Partei auf Bundes- und Landesebene die Geschlossenheit, muss ich auch dazu etwas sagen. Es sind momentan, scheint mir, beide nicht da, Herr StR Hahn und der Herr Klubobmann, der ja, glaube ich, gleichzeitig Vorsitzender des ÖAAB in Wien ist. Sagen Sie einmal, reden die nicht miteinander? Da gibt es nämlich ganz deutliche Hinweise und Anzeichen dafür, dass die Koordination innerhalb der ÖVP - Länder, Bund, Nebenorganisationen, andere Bereiche - nicht so funktioniert, meine Damen und Herren, sonst könnte man es ja nicht glauben.

Da habe ich einen Hinweis für Frau StRin Landauer. Vielleicht wird sich ein Wunsch von Seiten der Regierungsmannschaft in Bälde erfüllen, nämlich ein Wunsch von Ihnen und von Seiten der ÖVP. Da gibt es nämlich Anträge, die auf der nächsten Hauptversammlung der Arbeiterkammer beschlossen werden sollen. Einer dieser Anträge stammt vom Österreichischen Arbeiter- und Angestelltenbund - der dürfte ja nicht so weit weg von der ÖVP sein, auch nicht von Matthias Tschirf und nicht von "Gio" Hahn -, und da steht im Prinzip drin: „Schwarzunternehmertum ist Sozialbetrug und gehört strafrechtlich verfolgt." Dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen, und wir warten jetzt bereits darauf, dass die Gesetzesinitiative im Nationalrat beschlossen werden wird.

Meine Damen und Herren! Es gibt auch Einsichten, die kommen zwar zu spät, aber sie kommen doch. Der ÖAAB und die christliche Fraktion haben nämlich auch etwas erkannt. Was momentan Bartenstein, Leitl und Konsorten permanent trommeln und verlangen, nämlich eine Arbeitszeitverlängerung - das stellen Sie ebenfalls in einem vorgelegten Antrag fest -, ist im Prinzip kein wirklich gutes Mittel, schafft keine neuen Arbeitsplätze, kürzt die Realeinkommen, verschärft das Ungleichgewicht und die Gesundheitskosten werden noch höher - so dem Antrag des ÖAAB zu entnehmen!

Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderates! Sie werden es nicht glauben, es kommt beim ÖAAB noch dicker. Das war wirklich etwas, von dem ich gedacht habe, ich glaube es nicht, als mir dieser Antrag vorgelegt wurde: Der ÖAAB verlangt in Wien von der Bundesregierung, die Besteuerung von elektrischer En-ergie wieder zurückzunehmen! Das ist das, was wir Ihnen hier bei einigen Debatten gesagt haben: Wir haben deswegen Probleme. Aber Sie haben uns dafür immer kritisiert, weil hier Wien auch mitgezogen ist. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Ursache ist die Bundespolitik, Ursache ist Ihr Minister, der diesbezüglich die Steuer erhöht hat, und jetzt will es Ihr eigener ÖAAB nicht mehr so haben! 

Also, Matthias Tschirf, irgendwie kenne ich mich bei euch nicht mehr aus. Ich glaube, diese Anträge werden die Unterstützung aller Fraktionen in der Kammer bekommen und damit beschlossen werden. Es liegt jetzt an euch: Streitet oder rauft euch innenpolitisch zwischen Bund und Land zusammen, und setzt diese positiven Vorhaben dann tatsächlich auch um, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich darf dazusagen, ganz von der Kritik ausnehmen kann ich natürlich auch die freiheitliche Fraktion nicht. (GR Mag Helmut Kowarik: Das hätte uns ja gekränkt!) Da gibt es natürlich auch etwas, von dem ich sagen muss, dass ihr das innerfraktionell bereinigen könnt, nämlich die Verbesserung der Abfertigung. Da war es das Erste, was wir Herrn Sozialminister Haupt gesagt haben, dass er mit 1,53 Prozent nicht das Auslangen finden wird und dass das eigentlich von Beginn an auf fast den doppelten Prozentsatz gehört hätte. Damals habt ihr uns ausgelacht und habt gesagt, nein, das stimmt nicht. Tatsache ist, eure freiheitliche Fraktion verlangt es bei der nächsten Hauptversammlung selbst! Auch hier mein Rat: Einigt euch intern, dann können wir über manche Dinge durchaus sehr trefflich politisch streiten.

Meine Damen und Herren! Wenn wir das Ganze noch weiter betrachten, dann darf man sagen - und ich tue es von dieser Stelle aus namens unserer Fraktion -, es hat niemand geglaubt, dass bei Finanzausgleichsverhandlungen jemand auf dem hohen Ross hereinkommen wird, weder in der Himmelpfortgasse noch am Ballhausplatz noch im Wiener Rathaus, und dort erklärt, dass er diese Gespräche gewonnen hat. Finanzausgleichsverhandlungen - der Herr Stadtrat hat es zu Beginn sehr eindrucksvoll geschildert und gesagt - sind immer Kompromisse zwischen den Interessen der Gemeinden, der Städte und des Bundes. 

Da kann es natürlich passieren, meine Damen und Herren - und das ins Stammbuch der GRÜNEN geschrieben -, dass man manchmal etwas akzeptieren muss - so wie zum Beispiel bei Kollektivvertragsverhandlungen als Arbeitnehmervertreter gegenüber der Arbeitgeberseite - und dass man einfach nicht bestimmen kann, in welche Richtung alles geht und dass alle Forderungen 100-prozentig umgesetzt werden. Es darf bei diesen Gesprächen keinen Sieger und keinen Besiegten geben, dann ist es nach alter Tradition und Regel in Österreich so, dass es ein gutes Ergebnis ist. 

Zu diesem Ergebnis darf ich an dieser Stelle dem Finanzstadtrat sehr herzlich gratulieren und ihm Dank sagen! Er war ja nicht nur Vertreter des Landes Wien, sondern er hat für alle Länder unserer Republik gesprochen und verhandelt. Da ist im Vordergrund nicht allein eine Parteimeinung zu sehen, sondern es ist dies ein akzeptables Ergebnis bei den Finanzausgleichsverhandlungen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Aber was Sie immer verwechseln, meine Damen und Herren von der ÖVP, ist dass man dann Dinge miteinander junktimiert (GR Georg Fuchs: Sagen Sie das dem Gusenbauer!), dass man etwas zusammenhängt, was von der Sache her im Prinzip gar nicht zusammengehört. Das ist Ihr Problem, mit dem Sie jetzt in der Öffentlichkeit fertig werden müssen. Überzeugen Sie zuerst einmal Ihren Regierungspartner, der mit Ihnen in der Regierung sitzt und im Parlament mit die Mehrheit hat, der also das alles mitträgt. Dann haben Sie nämlich diesen schweren Canossagang gar nicht mehr zu machen, dass Sie mit der sozialdemokratischen Fraktion im Parlament noch einmal verhandeln müssen, das können Sie sich dann sparen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Aber das Problem ist die Uneinigkeit und Zerstrittenheit Ihrer Regierungsmannschaft, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Man kann jetzt natürlich noch viel sagen. Wenn man heute gehört hat, dass gespart werden muss, und wenn man die Medienberichte in den letzten Tage verfolgt hat, wonach selbst ernannte Gesundheitsökonomen sich interviewen lassen und dabei erklären, dass 25 Prozent an Kostenersparnis beim Gesundheitswesens drinnen sind, dann darf man schon die konkrete Frage stellen: Wo, meine Damen und Herren dieses Hauses, ist man der Meinung, dass man 20 bis 25 Prozent eines Gesundheitsbudgets, auch eines Gesundheitsbudgets der Stadt Wien, einsparen könnte?

Das ist eine Zahl - da können Sie machen, was Sie wollen -, die Sie nicht erreichen können. Das würde dazu führen, dass wir eine Zweiklassenmedizin haben, die wir nicht haben wollen. Das würde dazu führen, dass wir Leistungen zurückschrauben müssen, was wir nicht haben wollen. Und das würde zu einer Qualitätsverschlechterung führen, die wir ebenfalls nicht haben wollen. (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn dann zur Unterstützung - denn da braucht man ja irgendjemand - der Raiffeisenverband mit Generalsekretär und Direktoren dort auftritt und erklärt, sie haben in anderen Bereichen in den letzten Jahren so gute Geschäfte gemacht, dass sie es sich jetzt auch erlauben können, einmal einen Ausflug in die Gesundheitsversorgung zu machen, und sie sind da bereit, 5°Spitäler zu übernehmen und uns zu zeigen, dass man diese privatwirtschaftlich erfolgreich führen kann, und sie sagen dann in einem Nebensatz, sie führen sie nicht nur so, dass ausgeglichen bilanziert wird, sondern sie werden uns zeigen, dass sie sogar einen Gewinn erwirtschaften - meine Damen und Herren, dann frage ich: Wo soll dieser Gewinn herkommen? Der kommt dann höchstens von so jemandem her: Entweder vom Bund, von den Ländern, von den Gemeinden oder von den Patienten! 

Das wollen wir aber nicht, dass sich Private da auch noch ein Körberlgeld verdienen, das lehnen wir ganz entschieden ab. Das wäre die Privatisierung des Gesundheitssystems mit einer qualitativen Verschlechterung, die wir in Österreich und in Wien nicht brauchen! (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Das geht jetzt nicht an die Adresse der GRÜNEN, sondern an die Seite der ÖVP: Es sind eben momentan Sparer unterwegs, nur glaube ich, sie sind ein bisschen zu spät unterwegs, da der Weltspartag schon vorbei ist. Wenn Sie uns gute Ratschläge geben und uns erklären, wo man überall sparen sollte, dann sollte man vor der eigenen Türe kehren! Denn ich kann mich noch daran erinnern, Sie sind ja die Partei der großen Reformen. Ihr erstes Glanzstück war die Unfallbesteuerung - nicht verfassungskonform, in Teilen wieder aufgehoben! Zweites Glanzstück: Neu- und Umstrukturierung des Hauptverbandes der Sozialversicherungsträger - in der Mehrheit der Bestandteile nicht verfassungskonform, deswegen wieder aufgehoben!

Es ist zwar schon ein Jahr her, dass das gemacht wurde, aber die jetzige Führung sitzt dort noch immer im Amt - nämlich Herr Kandlhofer und wie sie alle heißen - und verhandelt munter drauflos, obwohl es bereits hoch an der Zeit wäre, dort eine Veränderung durchzuführen, aber nicht eine Veränderung in der Weise: Rot raus, Schwarz und Blau rein, sondern so, dass drei Millionen Arbeitnehmerinteressen im Selbstverwaltungsbereich auch gehört werden.

Es ist interessant, dass das der ÖAAB auch eingebracht hat: Er ist gegen den Vorschlag, den Sie uns jetzt präsentiert haben, dass eine paritätische Besetzung im Hauptverband stattfinden soll. Auch Ihre Kolleginnen und Kollegen vom ÖAAB erkennen hier, dass es darum geht: Man kann nicht Millionen Interessen österreichischer und Wiener Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer negieren und sagen, ich mache dort eine paritätische Vertretung, zur Hälfte Arbeitgeber und zur Hälfte Arbeitnehmer, weil ich mir mit dem Schlüssel ausrechne, dass in demokratischer Weise natürlich auch ein ÖVP-Vertreter bei den Arbeitnehmern dabeisitzt, so haben wir dort auf jeden Fall die Mehrheit, und dann fahren wir drüber, dass die Eisenbahn nur so scheppert und rasselt. Nicht mit uns, meine Damen und Herren, wir werden das aufzeigen!

Aber ich sage Ihnen jetzt noch etwas anderes. Als ich die Bilanz des Hauptverbandes vom Vorjahr bekommen habe, habe ich geglaubt, dass ich träume. Sie haben uns damals versprochen: Das System ist zu teuer, die Verwaltungskörper im Selbstverwaltungsbereich sind aufgebläht, und die Kosten werden herabgebremst. Darf ich Ihnen sagen, wie die Realität ausschaut? - Sie haben die Verwaltungskörper personell um 30 Prozent aufgestockt, und der Hauptverband kostet heute um 100°Prozent mehr als vor der Reform! Na, so eine Reform lasse ich mir gefallen - das zahlen wieder die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem Lande, und das geht im Prinzip auch auf Kosten des Gesundheitswesens, weil dort viel Energie verloren geht und Reibungsverluste existieren, die gar nicht notwendig wären, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.) 

Nun noch zu einer Sache, die mir als Gesundheitspolitiker persönlich sehr am Herzen liegt. Ich bin da mit sehr vielen aus der Oppositionspartei, die im Gesundheitsausschuss mit uns gemeinsam sehr konkret - jetzt sage ich, nicht immer, aber oft - arbeiten, einer Meinung: Wir müssen versuchen, alle finanziellen Ressourcen zu nutzen. Das Gesundheitssystem kann nicht billiger werden, und zwar aus einem ganz einfachen Grund, den schon der kleine Franzi in der ersten Volksschulklasse begreift. Wenn die Leute im Schnitt immer älter werden - und da sind wir mit der Zuwachsrate im Vergleich der OECD-Länder an der Spitze -, dann bedeutet das automatisch, dass sich auch das Gesundheitssystem verteuert. Denn irgendwann einmal sind sie eben leider nicht so gesund, wie wir es jedem Einzelnen wünschen, sondern sie sind krank und kosten damit etwas. 

Gleichzeitig wird auch die Medizin immer besser, das wissen Sie selbst. Wir kaufen laufend neue Geräte, es werden neue Techniken eingeführt, es kommen neue Medikamente hinzu, die wir vor 5°Jahren noch gar nicht gekannt haben. Da kostet eine Behandlung - ich sage das jetzt in Schillingbeträgen, weil dann die Zahl gewaltiger klingt, und sie ist auch gewaltig - zwischen 250 000 und 450 000 ATS. Aber sollen wir uns jetzt zurücklehnen und sagen, schauen wir uns einmal genau an, wer ist das, wie alt ist er denn, arbeitet er überhaupt noch oder befindet er sich schon in Pension, geht es ihm vielleicht ohnehin gut, welches Glaubensbekenntnis hat er, welcher politischen Partei gehört er an? - Wenn er all diese Kriterien erfüllt, dann sagen wir, er bekommt das Medikament, und wenn nicht, dann bekommt er es nicht. Meine Damen und Herren, das wird nicht funktionieren, zumindest nicht mit uns! Wir machen da nicht mit, und deshalb wird es keine sinkenden Gesundheitsbudgets geben können.

Ein Verursacher der steigenden Kosten - auch wenn man das nicht gerne hört - ist die Versorgung der Fremdpatienten in Wien. Meine Damen und Herren, wir erlauben uns den Luxus und versorgen mit 2,1 Milliar-den ATS netto pro Jahr Patienten aus anderen Bundesländern! Das heißt im Umkehrschluss natürlich, dass in den jeweiligen Landesbudgets dieser Bundesländer diese Gelder gespart werden, diese kann man für etwas anderes ausgeben. Ich gönne es jedem Einzelnen der 8°Landesfinanzreferenten, in gönne es jedem anderen der 8°Landeshauptleute, nur gönne ich es nicht dem Wiener Steuerzahler, der für diese Apathie zahlen muss, nämlich 2,1 Milliarden ATS jedes Jahr, jährlich! 

Wenn Sie glauben, dass diese Gespräche so einfach sind, wenn man sie führt, dass Sie auf Zustimmung stoßen, wenn Sie sagen, dieses Geld wollen wir haben, und dass dann die Kollegen von StR Rieder applaudieren und sagen, darauf haben wir nur gewartet, wir haben das Geld eh schon in der Aktentasche mitgebracht, da habt ihr es, damit ihr es gleich verwenden könnt!, dann täuscht man sich. 

Aber nicht nur das ist unser Problem, damit verbunden sind auch schwerste Strukturprobleme. Wir haben zum Beispiel im Krankenhaus Lainz, im Sozialmedizinischen Zentrum Ost allein in der Bestrahlungstherapie bereits eine so große Anzahl von Fremdpatienten, dass man sich die Frage stellen muss: Wofür kaufen wir dort überhaupt die Geräte? - Wir sind zur Versorgung der Wiener Patientinnen und Patienten verpflichtet, aber wir sind nicht dazu verpflichtet, dass wir zwischen 40 und 70 Fremdpatienten aus dem Einzugsgebiet, aus Niederösterreich nehmen, nur weil sich die den Luxus erlauben, dem österreichweiten Großanstalten-Geräteplan zwar zuzustimmen, aber seit Jahren säumig sind und das einfach nicht finanzieren und nicht zahlen wollen. 

Ich berichte Ihnen auch von einer anderen, persönlichen Erfahrung. Mir ist vor drei Wochen mitgeteilt worden, dass man einen Patienten schwerst krank vom Landeskrankenhaus Krems nach Wien geführt hat. Der Mann hat Leukämie und ist unheilbar. Er ist in ein Spital der Wiener Gebietskrankenkasse geführt worden, mit dem Wissen, dass er keine Versicherung hat. Krems hat ihn nicht behandelt. Jetzt sage ich, vielleicht können sie das dort nicht, aber dann hätten sie ihn nach St Pölten führen sollen. Nein, sie haben ihn ins Hanusch-Kranken-haus geführt!

Wissen Sie, was wir hätten tun können? Hinein in die nächste Rettung, und wir hätten ihn retour geschickt - mit dem Wissen, dass er bei der Schwere der Erkrankung dort nicht behandelt worden wäre, und er wäre dann eben in ein paar Tagen verstorben. Er wurde behandelt - aber so einfach sollte man sich die Gesundheitsversorgung in ganz Österreich nicht machen! Deswegen ist hier, muss ich sagen, Solidarität über die Parteigrenzen hinweg gefordert. Nur dann wird es uns gelingen, diesen Standard in Wien und in Österreich generell beizubehalten. 

Meine Damen und Herren! Jetzt noch zu den Medikamenten: Ich habe hier eine interessante Graphik - sie ist nicht mehr ganz neu, aber eine der Letzten, aus dem Jahr 2002 - über die Steigerungen in der Krankenversicherung. (Der Redner zeigt eine aus Balkendiagrammen bestehende Graphik vor.) Wieso sind die Systeme so teuer geworden? 22 Prozent haben die Ärzte aus-
gemacht, 18 Prozent die Anstaltspflege - von der man immer sagt, dass sie das Teuerste ist -, um 15,2 Prozent sind in der Krankenversicherung die Beiträge gestiegen, und um 51,5 Prozent haben die Kosten der Medikamente zugenommen. 

Da bin ich schon bei Ihnen, dass ich sage, man soll nicht beim Patienten sparen. Aber, meine Damen und Herren dieses Hauses, der Patient verschreibt sich ja die Medikamente nicht selbst! Er hat dazu auch keine Möglichkeit. Verschreiben tun das schon andere, und da ist ein ganz wichtiger Partner, den man in die Verantwortung hineinnehmen muss, auch der niedergelassene Bereich. 

Man muss das den Leuten klarmachen, und das wird von keinem öffentlichen Medium verhindert. Frau Generaldirektor Lindner wird im ORF nicht daran gehindert, es werden von den Zeitungen die Chefredakteure nicht daran gehindert, die Anweisung zu geben und den Leuten in der Öffentlichkeit zu erklären, was schon meine Vorrednerin gesagt hat: Generika sind nicht schlechter als andere Medikamente; manchmal sind nachgebaute Sachen sogar um eine Spur besser. Nur haben wir in Wien und in Österreich einen Verbrauch von 15 Prozent an Generika, der EU-Schnitt hingegen liegt zwischen 40 und 60 Prozent. Dort liegen in Wirklichkeit Einsparungspotentiale! Deswegen, Herr Stadtrat, war dieser Schritt richtig zu sagen, statt 4,35 EUR bei den Medikamentengebühren nur 4 EUR. Auf Dauer gesehen haben wir damit einen Steuerungsmechanismus, der uns aber natürlich nicht der Aufgabe entledigt, dass man in ein paar Jahren, wenn sich das entwickelt hat, darüber reden muss, weil wir dann einen zusätzlichen Finanzbedarf haben werden. 

Ich teile ebenfalls die Meinung, auf Alkohol, auf Tabak, auf Alkopops gehören im Prinzip sogar höhere Steuern auferlegt. Das lassen sich die Leute auch erklären - nicht gern, nicht gleich, nicht freiwillig, aber sie akzeptieren es. Das wissen wir aus Umfragen. Wenn man heute jemanden fragt - auch in der Bundeshauptstadt Wien -, wofür er bereit ist, mehr Geld auszugeben, ist die erste Antwort, die er nennt: Für die Gesundheit! Aber das diesbezügliche Problembewusstsein muss man erst schaffen. Das können wir miteinander tun, und wenn wir das wirklich zusammenbringen - da sind wir alle gefordert -, dann bin ich nicht bange, dass wir vielleicht schreiben müssen: Kollabiert dieses System, können wir uns das überhaupt noch leisten?, sondern dann können wir es so wie die politischen Ziehväter der Zweiten Republik machen, die stolz darauf waren, die gesetzliche Krankenversicherung und das ASVG eingeführt zu haben. Damals haben wir zu den ärmsten Ländern Europas gehört, heute sind wir das achtreichste auf der ganzen Welt ...

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Wagner, Ihre Redezeit ist erschöpft.

GR Kurt Wagner (fortsetzend): In diesem Sinne: Wir können es uns leisten, meine Damen und Herren! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Jerusalem gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe lange überlegt: Was ist denn eigentlich das Wichtigste, was ich in 20 Minuten unterbringen kann? - Es ist diesmal gar nicht so einfach. Vielleicht noch kurz, bevor ich darüber zu reden beginne, wie sich diese Einflüsse im Schulbereich auswirken und dass das sicher so nicht weitergehen darf, etwas zu meinem Vorredner, dem Herrn GR Wagner, der da gemeint hat: Es ist im Wesen eines Kompromisses gelegen, dass es keine Gewinner und auch keine Besiegten geben wird und dass das dann zu akzeptieren ist. - So einfach, Herr Gemeinderat, kann man es sich nicht machen. Denn in diesem Fall ist es schon so, dass es Besiegte gibt, ganz klare Besiegte! Die Besiegten sind die LehrerInnen, sind die SchülerInnen und sind die Eltern. 

Ich möchte daran erinnern, dass bereits im Jahr 2000, als der letzte Finanzausgleich öffentlich wurde und die Fachleute gesehen haben, was das für den Schulbereich bedeutet, von allen Seiten sehr klar festgestellt wurde und im Speziellen auch von Seiten der SPÖ festgestellt wurde, dass es hier Besiegte gibt. Ich erinnere Sie an einen Ausspruch des Bezirksschulinspektors Gröpel, der gesagt hat: „Da werden ja Straßenkinder produziert.“ Als ich das in meiner letzten Pressekonferenz wiederholt habe, hat Herr GR Vettermann - er ist jetzt leider nicht hier - gemeint, ich disqualifiziere mich mit dieser Bemerkung. Na, sicher nicht! Ich möchte sie wiederholen und Herrn Abteilungsleiter Gröpel Recht geben: In Wien werden Straßenkinder produziert!

Ich möchte genau auf diesen Punkt näher eingehen. Denn was Sie tun, gemeinsam mit der ÖVP, ist, die schwächsten, die einkommensschwächsten und lernschwächsten Schülerinnen und Schüler weiter zu schädigen und ihnen zu schaden. Dazu möchte ich einiges sagen. 

Sie haben bereits beim letzten Finanzausgleich rund 1 400 Lehrerinnen und Lehrer weggekürzt. Das ist eine schulpolitische Katastrophe, deren Folgen wir noch sehr genau zu sehen und zu spüren bekommen werden. Der neue Finanzausgleich hat daran nahezu nichts geändert, außer dass er von den 1 440 Weggekürzten nun 50 wieder für die Integration zurückgibt. Das ist ein Tropfen auf den heißen Stein, mit dem nahezu nichts anzufangen ist. Ich verstehe Bgm Häupl wirklich nicht, der da gemeint hat, es sei zwar nicht das Gelbe vom Ei, aber es sei zu akzeptieren. - Meiner Meinung nach ist das ein faules Ei, und es ist mit Sicherheit nicht zu akzeptieren, denn es stinkt!

Meine Damen und Herren! Minus 1 445 Planstellen, das spüren alle Kinder in Wien. Jedes einzelne Kind leidet darunter, und zwar vor allem deswegen, weil die Klassenschülerzahlen gestiegen sind, und zwar massiv gestiegen sind. Während früher in Volkschulklassen 20, 22, 23 Kinder gesessen sind, gibt es nunmehr - und das ist keine Ausnahme - Klassen, in denen 28 bis 29 Kinder sitzen. Wenn wir uns jetzt die Frage stellen: Wer spürt das am meisten?, dann mit Sicherheit die Kinder, die die einkommensschwächsten Eltern haben, die in Haushalten leben, in denen man sich einen Nachhilfeunterricht nicht leisten kann oder aber auch nicht leisten will, in denen aber die Kinder diese zusätzliche Förderung mit Sicherheit nicht erhalten werden. Und das in einem Land, dem die PISA-Studie ja nachgewiesen hat, dass die Diskrepanz zwischen den einkommensschwächsten und lernschwächsten Schülern sowie den besten Schülern und deren Herkunft zu den größten zählt!

Wenn wir der Reihe nach durchgehen, welche Folgen diese Kürzungen weiters haben, so kann man Punkt für Punkt feststellen, dass es immer die ärmsten Kinder dieser Stadt trifft. Da frage ich mich schon, wo das sozialdemokratische Gewissen geblieben ist, von dem StR Rieder behauptet, genau darauf habe er geachtet. 

Wir haben die größten Kürzungen im Bereich der Förderungsmaßnahmen für die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, also für die Schülerinnen und Schüler, die als außerordentliche SchülerInnen geführt werden und die deutliche Unterstützung und Förderungsmaßnahmen brauchen. In diesem Bereich wurden rund zwei Drittel der Maßnahmen weggestrichen. Das sind die Kinder aus MigrantInnenfamilien, und ich denke, Sie können meiner Behauptung folgen, wenn ich sage: Diese zählen zu den einkommensschwächsten und manchmal auch zu jenen Familien, die vielleicht der Bildung eher fern stehen und da geringere Ambitionen haben.

Wir haben enorme Kürzungen bei den Kindern, die aufgrund von Behinderungen körperlicher oder psychischer Natur eine besondere Förderung brauchen. Auch hier wurden die Maßnahmen im Ausmaß von zwei Dritteln gekürzt.

Außerdem wurden die unverbindlichen Übungen kurz und klein gestrichen. Auch in dem Punkt ist es wieder so, dass die Kinder aus den einkommensschwächsten Haushalten am meisten getroffen werden. Denn wenn die Musik gestrichen wird oder das Theaterspielen oder Sportangebote oder das Fotografieren oder Schach oder oder oder - einfach alles, was Kindern besonderen Spaß macht -, so können Sie davon ausgehen, dass es Elternhäuser gibt, in denen genug Geld vorhanden ist, um den Kindern das privat finanzieren zu können, und dass es andere Haushalte gibt, in denen das unter gar keinen Umständen möglich ist, weil die Familien zu arm sind. Das heißt, was hier passiert, ist zum Schaden der einkommensschwächsten Haushalte, ist zum Schaden der ärmsten Kinder. 

Ich möchte Sie gerne auffordern, mir kurz zu folgen und ein paar Dinge zusammenzulesen und zusammenzudenken, die man vielleicht nicht unmittelbar immer gleich zusammendenkt.

Wir haben eine Anmerkung in der PISA-Studie, die eigentlich uns alle alarmieren sollte, nämlich dass rund 14 Prozent der Kinder - und rechnet man jene dazu, die zu den Dropouts zählen, dann sind es eigentlich 20 Prozent der Kinder -, die unsere Pflichtschule verlassen, sehr schlecht lesen können, oder sagen wir, nicht im Sinnzusammenhang lesen können. Ich glaube, das ist nicht lustig, weil, wer nicht lesen kann, nicht dazu in der Lage ist, sich im Weiteren jene Bildung anzueignen, die sie braucht, um im Berufsleben reüssieren zu können, oder die er braucht, um weiterlernen zu können. Wenn wir uns das jetzt zu den Kürzungen im Schulsystem noch dazudenken, dann kommt unterm Strich eine wahre Katastrophe heraus, die der Präsident der Kinderfreunde, Kurt Nekula, als eine dramatische Situation bezeichnet hat. Ich gebe ihm Recht, es ist eine dramatische Situation, die sich hier vor uns aufbaut!

Wenn man nun die 20 Prozent, die die Schule verlassen und kaum lesen können, zusammenliest mit den Kürzungen in der Schule und noch einmal zusammenliest mit den Kürzungen im Bereich des Jugendamtes, dann verschärft sich diese katastrophale Situation noch einmal. Wir werden in der Budgetsitzung über die Kürzungen im Jugendamt sprechen, deswegen führe ich sie jetzt nur global an. Aber auch hier ist anzumerken, dass sich die Situation für die einkommensschwächsten Familien und für die ärmsten Kinder dramatisch verschärft und weiter verschärfen wird.

Was ich Ihnen nicht ersparen möchte, ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass es in Wien ein Projekt gab, das Interkulturelle Lernprojekt, an dem sehr, sehr viele Mi-grantInnenkinder teilgenommen haben, das unter der Schirmherrschaft von StRin Laska bereits im Schuljahr 1996 abgedreht wurde und für das nie ein Ersatz gefunden wurde. Man hat damals die Kinder der Migrantinnen und Migranten im Stich gelassen, man hat keinen Ersatz dafür geschaffen, dass das Interkulturelle Lernprojekt mit genau diesen Kindern die Hausübungen gemacht hat, sie, schulisch betrachtet, dort abgeholt hat, wo sie gestanden sind, und ihnen geholfen hat, mit vielen verschiedenen Fördermaßnahmen mehrsprachig geholfen hat, einen Anschluss zu finden. Sie sind damals von in- und ausländischen Experten gewarnt worden, dass es schlecht ist, dieses Projekt abzudrehen, und dass es falsch ist - Sie haben es trotzdem gemacht.

Meine Damen und Herren von der Wiener SPÖ! Sie können noch so oft sagen, dass der Bund schuld ist, es wird dadurch nicht richtiger. Sie sind zum einen mit schuld, über den Finanzausgleich und die Reduktionen, und zum anderen selbst und ganz alleine schuld, indem Sie Projekte wie das Interkulturelle Lernprojekt einfach abdrehen, indem Sie bei den Ressourcen und Mitteln des Jugendamtes kürzen und indem Sie auf die Einkommensschwächsten keine Rücksicht nehmen.

Es kann also keine Rede davon sein, dass Wien ein Gegenmodell zum Bund ist. Es kann keine Rede davon sein, dass nur der Bund soziale Kälte verströmt und Wien die herzliche rote Wärme darstellt. Wien ist kein Gegenmodell, sondern Wien ist im Grunde genommen nichts anderes als ein einfacher Abklatsch, eine Kopie des Bundes in der ganzen Welt der Kürzungen im Bereich des Sozialen und im Bereich der Bildung.

Es hat sich mein Vorredner, Herr Wagner, bei den GRÜNEN, bei der ÖVP und bei der FPÖ manchmal gefragt: Ja reden die überhaupt miteinander, die GRÜNEN im Bund und die GRÜNEN in Wien, die ÖVP im Bund und in Wien und so weiter? - Ich frage mich das auch bei der SPÖ. Das Debakel um den Finanzausgleich war ein gutes Beispiel für diese Fragestellung: Na, reden die überhaupt miteinander? 

Aber das Bildungsprogramm der SPÖ schlägt dem Fass den Boden aus, denn im Bildungsprogramm der SPÖ finden sich alle Forderungen der GRÜNEN, die wir in den letzten Jahren hier erhoben haben, wieder. Wenn Herr Klubobmann Oxonitsch meint, meine Forderung "1 000 Lehrer mehr für die Integration!" oder meine Forderung "Alle 1 400 Lehrer wieder her, die weggekürzt wurden!", das wäre so eine Geschichte wie die "Muppet Show", dann kann ich Ihnen nur sagen, dass sich die Abgeordneten Vassilakou, Margulies und Jerusalem in dieser "Muppet Show" in der allerbesten sozialdemokratischen Gesellschaft befinden. Dort sitzt nämlich schon Herr Nekula, dort sitzen aber auch der SPÖ-Wissen-schaftssprecher Josef Broukal und der SPÖ-Bildungs-sprecher Erwin Niederwieser! Da sind wir ja in der besten Gesellschaft, wenn wir mehr für die Bildung fordern.

Ich möchte Ihnen gerne, da ja einige von Ihnen am 29. und 30. November 2004 beim SPÖ-Bundesparteitag die große Freude haben werden, dieses SPÖ-Bildungs-programm zu verabschieden, schon heute einige Passagen daraus anbieten. Dort werden Sie nämlich dann sehr wohl die Hand heben, während Sie beim GRÜNEN-Antrag im Gemeinderat vor sich hinschweigen und die Hand nicht heben.

Sie werden daher die Hand heben, um Folgendes zu unterstützen: „Jedem Kind muss unabhängig von seiner subjektiv eingeschätzten Begabung und seinem sozialen Hintergrund die bestmögliche individuelle Lern- und Entwicklungsförderung zugestanden werden." - Ja, genau so ist es! Sie werden aufzeigen und trotzdem in Wien alles dazu tun, dass genau diese individuelle Lern- und Entwicklungsförderung nicht möglich ist. Dort, wo Sie in der Opposition sitzen, werden Sie die Hand heben, und hier, wo Sie die Möglichkeit hätten, Budgetmittel zur Verfügung zu stellen, um das individuelle Lernen möglich zu machen, hier schweigen Sie und rücken die Geldmittel nicht heraus.

„Allen Kindern sollen die gleichen Chancen und Möglichkeiten geboten werden." - In Wien gibt es diese Chancengleichheit nicht, in Wien ist von einer Chancengerechtigkeit nicht die Spur! 

Sie sprechen davon, dass die Arbeitsbedingungen der LehrerInnen verbessert werden müssen. In Wien werden ganz im Gegensatz dazu die Arbeitsbedingungen der Lehrerinnen und Lehrer systematisch verschlechtert, die Menschen in diesem Beruf werden systematisch demotiviert. Auch da, kann man nur sagen, sieht es wirklich sehr, sehr schlecht aus!

Hier wird angemerkt, und das ist ganz richtig, denn auch das ist ja der PISA-Studie entnommen: „Soziale Herkunftsunterschiede schlagen sich in kaum einem anderen Land so deutlich in den Bildungsabschlüssen nieder wie in Österreich." - Stimmt! Und die Wiener Sozialdemokraten tun alles dazu, dass diese sozialen Herkunftsunterschiede sich auch in Hinkunft bei den Bildungsabschlüssen total niederschlagen werden. Sie sind kein Gegenmodell - leider! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Was mir bei Ihrem SP-Bildungsprogramm auch ins Auge gesprungen ist: Da steht, die Klassenschülerzahlen sollen gesenkt werden. Das ist genau das, was ich seit Jahren sage: Die Klassenschülerzahlen müssen gesenkt werden. - Was tun Sie in Wien? Die Klassenschülerzahlen steigen, steigen, steigen, hier ist sogar von einer Höchstzahl von 25 SchülerInnen ganz konkret die Rede. Sie tun mit diesem Finanzausgleich genau das Gegenteil, nämlich: Sie heben die Klassenschülerzahlen an!

Die Integrationsmaßnahmen für ausländische Kinder sollen verbessert werden, Sie fordern mehr Deutschkurse im Vorschulbereich, die Muttersprache der Eltern als zweite lebende Fremdsprache - das alles steht in Ihrem Papier! Dort werden Sie die Hand heben, und wenn ich dasselbe fordere, sitzen dieselben Abgeordneten hier und kommen aus dem Augendrehen und Kopfschütteln überhaupt nicht mehr heraus. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte gerne zum Abschluss meiner Rede einen Antrag einbringen. Ich erspare Ihnen die Begründung, der Beschlussantrag lautet:

„Der Wiener Gemeinderat lehnt die im Finanzausgleich 2005 bis 2008 vorgesehene Beibehaltung der be-stehenden Verhältniszahlen LehrerInnen/SchülerInnen ab. Vielmehr ist der Wiener Gemeinderat daran interessiert, dass im kommenden Finanzausgleich bei der Berechnung der LehrerInnen-SchülerInnen-Relation wieder auf die vor dem Jahr 2000 gültigen Verhältniszahlen Bezug genommen wird."

Da Sie Ende November ein Parteiprogramm beschließen werden, das genau dem entspricht, was ich hier fordere, gehe ich davon aus, dass Sie zustimmen werden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner gelangt Herr DDr Schock zum Wort. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Gestern vor 10°Jahren hat der Bürgermeister dieser Stadt sein Amt angetreten, und die Wiener Sozialdemokratie feiert dieser Tage überschwänglich das 10-jährige Amtsjubiläum. Wie immer wird bei solchen Anlässen natürlich nur das Beste erzählt, und es wird wie immer auch übertrieben. Man hebt gerade beim Wiener Bürgermeister auch immer seine angeblich so große Macht hervor, seine Macht, die weit über die Grenzen dieser Stadt hinausreicht, vor allem wenigstens innerhalb der SPÖ weit über die Grenzen dieser Wiener SPÖ hinausreicht. Danach kann der Vorsitzende der Wiener Sozialdemokraten Spitzenkandidaten auf Bundesebene ernennen, und er kann sie wieder abberufen.

Ich sehe nun doch mit Erstaunen und Interesse, dass gerade anlässlich dieses 10-jährigen Amtsjubiläums eigentlich all diese Märchen als solche entzaubert werden. Denn der Bürgermeister dieser Stadt hat, meine Damen und Herren, diesen Finanzausgleichspakt ausgehandelt, er hat ihn mit seiner Unterschrift und seinem Wort auch besiegelt, aber er war nicht einmal imstande, in seiner eigenen Partei, in der Sozialdemokratie, diesen Pakt dann auch durchzusetzen und in die Realität umzusetzen. Es hat der Herr Gusenbauer hier einmal einen Etappensieg erzielt, würde ich meinen.

Aber, meine Damen und Herren, wenn man diese Debatte heute verfolgt hat, dann sieht man, dass dieser Machtkampf in der Sozialdemokratie weitergeht. (Heiterkeit des GR Harry Kopietz.) Herr Kollege, Herr Professor, ich meine, es ist nach dieser heutigen Debatte die Prognose nicht schwer, dass die Tage des Herrn Gusenbauer eigentlich gezählt sind. Ich glaube, dass ich in dieser Prognose richtig liege.

Denn wenn man sich vor Augen hält, wie heute der Herr Vizebürgermeister hier dieses Verhandlungsergebnis gelobt hat, wie er es in überschwänglichen Tönen, in allen Details zelebriert und vorgelesen hat, wenn man sich vor Augen hält, wie etwa auch Herr Klubobmann Oxonitsch in seinem Beitrag gemeint hat: „Na ja, das ist eigentlich gut, und die Belastungen sind gar nicht so hoch!“ Und wenn man sich auf der anderen Seite vor Augen hält, dass der Bundesvorsitzende, Herr Gusenbauer, das genaue Gegenteil davon sagt, und wenn man sich auf der anderen Seite vor Augen hält, dass unsere StRin Brauner, die hier ja über weite Strecken auch dieser Debatte zugehört hat, genau zu diesem Pakt gemeint hat - zu dem Pakt, den ihre eigenen Genossen ausverhandelt haben -, dass dieser Pakt, wörtlich, "mit sozialdemokratischen Grundsätzen unvereinbar" ist, und wenn dann Herr Klubobmann Oxonitsch hier herauskommt und uns Freiheitlichen eine unklare, eine schlingernde Linie in dieser Frage vorwirft, dann meine ich, Herr Klubobmann Oxonitsch (GR Christian Oxonitsch: Ihr seid ja zusammen in der Regierung!): Beginnen Sie in dieser Angelegenheit, vor Ihrer eigenen Tür zu kehren! (Beifall bei der FPÖ.)
Wir stehen heute vor der Tatsache, dass dieser Pakt ausgehandelt worden ist und dass der Bürgermeister noch immer dazu steht, der Finanzstadtrat und auch Herr Klubobmann Oxonitsch, dass sich aber die Kritik von allen Seiten verstärkt, von Tag zu Tag immer stärker wird. 

Meine Damen und Herren! Es haben die Freiheitlichen in dieser Frage von Anfang an eine klare, eine völlig unverständliche (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: "Unverständliche"! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ und den GRÜNEN), eine unmissverständliche Linie gehabt. Es haben die Freiheitlichen in dieser Frage eine unmissverständliche Linie von Anfang an beibehalten, und der Klubobmann der Nationalratsfraktion hat erst gestern wieder unmissverständlich diese Linie bestätigt (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Wir haben die Chaostheorie gehört!): Die Freiheitlichen sprechen sich für eine Neuverhandlung dieses Gesundheitspaktes aus. Und, Herr Klubobmann, wir haben dafür auch Vorschläge vorbereitet, vorgelegt und auf den Tisch gelegt, langfristig wirksame Vorschläge, Strukturreformen.

Meine Damen und Herren! Die Gesundheitsstrukturreform, die jetzt am Wochenende zwischen den Finanzausgleichspartnern, zwischen dem Bund und den Ländern vereinbart worden ist, ermöglicht ja solche strukturellen Einsparungen. Diese Gesundheitsreform - und darauf sind wir auch besonders stolz - entspricht grundsätzlichen Ideen, die von den Wiener Freiheitlichen bereits vor Jahren in diesem Hause vorgeschlagen wurden. Meine Damen und Herren, wir haben vor Jahren in einem Arbeitskreis im freiheitlichen Landtagsklub, unter Einbeziehung vieler Experten auch anderer Parteien, diesen Vorschlag der Wiener Gesundheitsholding ausgearbeitet, die Idee eines gemeinsamen Finanziers für das gesamte Gesundheitswesen, sodass sowohl die Spitäler als auch der niedergelassene Bereich von einem einzigen Finanzier finanziert werden sollen. Dieses Modell, das am Wochenende vereinbart worden ist, dieses Modell der Bundesgesundheitsagentur mit den 9°Lan-desgesundheitsplattformen, meine Damen und Herren, ist ein erster Schritt in genau diese Richtung. Wir sind stolz darauf, dass sich diese Vorschläge endlich durchgesetzt haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist daher einfach nicht immer der richtige Weg, sofort nach Gebührenerhöhungen zu rufen. Es hat der Bürgermeister vorige Woche noch bekräftigt, zu diesem Pakt zu stehen, und auch der Herr Vizebürgermeister hat heute von diesem Pult aus gemeint, dass diese Selbstbehalte, dass diese neuen Regelungen eigentlich mit sozialdemokratischen Grund-sätzen vereinbar sind - im Gegensatz zu Kollegin Brauner. 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Meinung, dass die Solidarität mit den Kranken, mit jenen Menschen, die unverschuldet in Not geraten sind, ein Grundpfeiler unserer Gesellschaft ist und dass es daher der falsche Weg ist, diese Selbstbehalte zu erhöhen. Es ist dies ein Schritt in die falsche Richtung, ein Schritt weg von der Solidargemeinschaft in Richtung einer Zweiklassenmedizin. 

Herr Vizebürgermeister! Auch Sie haben heute lange dieser Debatte zugehört, und Sie haben heute diesen Pakt verteidigt, genauso wie Herr Klubobmann Oxonitsch. Herr StR Rieder hat diesen Pakt sogar überschwänglich gelobt und hier im Detail zitiert. Ich fordere Sie daher auf, meine Damen und Herren von der sozialdemokratischen Fraktion: Überdenken Sie doch Ihre Position im Interesse der Patienten, und schnüren wir dieses Paket gemeinsam noch einmal auf! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Herr Klubobmann Oxonitsch hat heute auch lange über die Belastungen der Bundesregierung gesprochen, über die so genannte Belastungspolitik. Ich möchte daher jetzt zum Anlass dieses 10-jährigen Amtsjubiläums auch einmal an jene Belastungen erinnern, die unter Bgm Häupl in diesem Haus, in diesem Wiener Gemeinderat erfunden worden sind.

Meine Damen und Herren! Es sind insgesamt 40 neue Belastungen, die in diesen 10°Jahren neu - und ich sage: Neu! - erfunden worden sind. Es hat der Bürgermeister dieser Stadt bereits als Umweltstadtrat mit dieser Politik begonnen; Häupl war ja vorher Umweltstadtrat. Seine erste Aktion, seine erste gebührenpolitische Aktion war es, die Wassergebühren um 24 Prozent zu erhöhen. Wir haben daher seit Umweltstadtrat Häupl diese neue Wassersteuer.

Sein nächstes Vorhaben waren die Kanalgebühren. Er hat die Kanalgebühren um 38 Prozent erhöht - 38 Prozent! Ich erwähne das deswegen, weil seither diese Gebühren einen Kostendeckungsgrad von über 100 Prozent haben. Seither werden die Überschüsse in das allgemeine Budget abgeschöpft. Es ist damals noch im Ressort des Umweltstadtrats Häupl auch diese Kanalgebührenerhöhung ausgearbeitet worden. 

Meine Damen und Herren! Es setzt sich diese Politik nahtlos fort mit der Wiener Stromsteuer ab 1. November 2001. Es hat sich diese Häupl-Politik nahtlos fortgesetzt mit der Tariferhöhung bei den WIENER LINIEN um bis zu 25 Prozent. Es setzt sich diese Politik fort mit der neuen Müllsteuer in Wien; seit zwei Jahren liegt sogar beim Müll der Kostendeckungsgrad über 100 Prozent, die Überschüsse wandern - wir wissen es schon - ins allgemeine Budget. 

Es hat sich diese Häupl-Politik bei den Kindergärten fortgesetzt; wir haben seit 1. September 2002 die höchsten Kindergartengebühren in ganz Österreich. Es hat sich diese Politik fortgesetzt bei den Bädertarifen, mit Erhöhungen um bis zu 25 Prozent. Es hat sich diese Politik fortgesetzt mit der Gaspreiserhöhung, insgesamt 12 Prozent, die die Heizkosten in Wien für alle Wiener Haushalte verteuert hat. Es setzt sich diese Politik auch fort mit der Stromtariferhöhung um 8 Prozent seit wenigen Tagen, ab 1. November 2004.

Und, meine Damen und Herren, am 1. Jänner 2005 werden zu Lasten der alten Menschen in dieser Stadt die Gebühren in den Wiener Pflegeheimen um weitere 5 Prozent erhöht, jene Gebühren, die die Menschen in den Pflegeheimen, in den Pensionistenheimen der Stadt für die kleinsten Verrichtungen bezahlen müssen, für das Frühstück, für ein Gespräch, für kleinste Hilfedienste.

Meine Damen und Herren! Was bedeutet nun diese Politik der letzten 10°Jahre in Zahlen? - Diese Politik bedeutet, dass diese Maßnahmen der Stadt unter Bgm Häupl einen durchschnittlichen Haushalt in Wien mit 650 EUR pro Jahr zusätzlich belasten. 650 EUR pro Jahr zusätzlich, das macht 50 EUR pro Monat zusätzlich: 50 EUR pro Monat zusätzlich für einen Haushalt, für einen durchschnittlichen Wiener Haushalt, und zwar von der Armutsgrenze bis zum Millionärshaushalt!

Meine Damen und Herren! Es hat diese Debatte daher auch ein ganz wichtiges soziales Moment. Denn all diese Steuern, all diese städtischen Gebühren - Wasser, Kanal, Müll - können ja aufgrund ihrer Konstruktion nicht nach der Leistungsfähigkeit differenzieren, so wie das etwas beim Steuersystem, bei der Lohn- und Einkommensteuer durch die Progression der Fall ist. Diese Steuern sind Kopfsteuern, die pro Kopf erhoben werden, die pro Haushalt erhoben werden, die für jeden Haushalt gleich hoch sind, egal ob er an der Armutsgrenze ist oder ob es eben ein Millionärshaushalt ist. Es sind dies daher Kopfsteuern, die sonst eigentlich nur in konservativ regierten Ländern zur Finanzierung des Staatswesens herangezogen werden.

Ich frage mich daher: Was ist das eigentlich für ein Bürgermeister, dem in seinen 10°Amtsjahren diese Umverteilungswirkung seiner Maßnahmen völlig gleichgültig ist? Was ist das für ein Bürgermeister, der 10°Jahre lang diese soziale Komponente seiner Maßnahmen völlig außer Acht lässt?

Meine Damen und Herren! Es zeigt sich das wahre Gewissen einer Stadt, so meine ich, auch im Umgang mit den eigenen Bediensteten. Das wahre soziale Gewissen einer Stadt zeigt sich darin, wie mit den sozialen Rechten dieser Bediensteten konkret umgegangen wird. Ich frage mich daher auch bei dieser Debatte über die Belastungspolitik in Wien, in dieser Stadt: Wie weit muss es mit diesem sozialen Gewissen eigentlich bereits sein, wenn man den Bediensteten unserer WIENER LINIEN genau diese sozialen Rechte von einem Tag auf den anderen wegnimmt?

Und ich frage mich: Was ist das für ein Bürgermeister, der nach 10°Jahren Amtszeit zur Kenntnis nimmt, dass bei seinen eigenen Bediensteten Sozialabbau betrieben wird? 

Und, Herr Vizebürgermeister, ich frage auch Sie: Was ist das für eine Politik, die in Wien zulässt, dass heute bei unseren eigenen Bediensteten stärker Sozialabbau betrieben wird, konkret bei den WIENER LINIEN, als dies selbst etwa bei multinationalen Konzernen der Fall ist?

Und was ist das für eine Gewerkschaft in dieser Stadt – der Kollege Hundstorfer ist ja leider nicht da –, was ist das für eine Gewerkschaft, die all dies zulässt, nur weil der Bürgermeister das gleiche Parteibuch hat wie sie selbst, nämlich die Gewerkschaft, ein rotes, nämlich ein sozialistisches Parteibuch?

Und, meine Damen und Herren, Herr Vizebür-
germeister, diese neue Dienstvorschrift der WIENER LINIEN bringt die Bediensteten um die sozialen Rechte, die sie sich in Jahrzehnten mühsam erkämpft haben. Und diese neue Dienstvorschrift – und mir ist klar, dass Sie das nicht gerne hören –, aber diese neue Dienstvorschrift bringt Gehaltseinbußen von 70 EUR pro Monat, das sind in guten alten Schilling gerechnet 1 000 ATS pro Monat.

Herr Kollege Hundstorfer, um Sie noch einmal anzusprechen: Beim fahrenden Personal bei den WIENER LINIEN, bei den Buschauffeuren, bei den U-Bahn-Fahrern gibt es Gehaltseinbußen von 70 EUR im Monat durch diese neue Dienstvorschrift.

Und ich frage mich: Was ist das für ein Bürgermeister, der zur Feier seines Amtsjubiläums diesen Sozialabbau zulässt?

Und, Herr Kollege Hundstorfer, es ist ja nicht so, dass die Bediensteten weniger arbeiten müssten durch diese Gehaltseinbußen. Es ist im Gegenteil sogar so, dass die Bediensteten der WIENER LINIEN mehr arbeiten müssen durch diese Gehaltseinbußen. Es beträgt die Dienstzeit nach diesen Vorschriften, nach den neuen Vorschriften vier Stunden, vier Stunden, in denen das fahrende Personal nicht einmal mehr seine notdürftigsten Geschäfte verrichten kann. (GR Rudolf Hundstorfer: Geh, geh!)

Und, Herr Kollege Hundstorfer, ich frage daher auch Sie: Was ist das eigentlich für eine Gewerkschaft, die zulässt, dass diese Dienstreform auf Kosten der Gesundheit der Bediensteten geht? Und im Krankheitsfall ist es noch viel schlimmer. Im Krankheitsfall drohen Gehaltseinbußen bis zu einem Drittel, Gehaltseinbußen von 500 EUR auf Grund dieses neuen Zulagenschemas. Und wenn ein Bediensteter krank wird und einen Kredit laufen hat, dann kann er in diesem Monat seiner Krankheit nicht einmal mehr seine Monatsrate bei der Bank zurückzahlen. Und ein Bediensteter, der eine Familie zu erhalten hat, Herr Kollege Hundstorfer, kann daher nicht einmal mehr krank werden. 

Und ich frage mich daher hier: Was ist das für ein Bürgermeister, und vor allem auch, was ist das für eine Gewerkschaft, die ihren eigenen Bediensteten nicht einmal mehr erlaubt, krank zu werden, wenn dies der Fall ist?

Und, Herr Kollege Hundstorfer, es gehen nicht einmal multinationale Konzerne auf diese Art und Weise mit ihren Bediensteten um. Heute werden selbst bei Konzernen andere Wege, menschlichere Wege der Sanierung beschritten. Und es wären die Bediensteten der WIENER LINIEN, es wäre das fahrende Personal froh, wenn etwa jene Vereinbarungen, die die Gewerkschaft bei Volkswagen in Deutschland ausgehandelt hat, auch für unsere WIENER LINIEN gelten würden. Man hat dort menschlichere Wege durchgesetzt, und ich frage mich: Was ist das für eine Gewerkschaft, die bei uns in Wien diesen Sozialabbau zulässt?

Und, meine Damen und Herren, man hat bei Volkswagen etwa in Deutschland auch bei den Managern begonnen. Es hat dort die Gewerkschaft durchgesetzt, dass man oben bei den Managergehältern zu sparen begonnen hat. Und ich frage mich: Was ist das für eine Gewerkschaft, und was ist das auch für ein Bürgermeister, der in Wien diesen Sozialabbau zulässt und wo nicht einmal im Traum daran gedacht wird, oben zu sparen, bei den Managern zu sparen, bevor bei den Bediensteten mit dem Sparen begonnen wird?

Und, Herr Kollege Hundstorfer, mir ist schon klar, dass Ihnen diese Debatte nicht angenehm ist. Und ich habe bewusst heute diese Debatte zur Belastungspolitik, zur Belastungspolitik auch der Stadt Wien, zum Anlass genommen, nämlich die nächstmögliche Sitzung zum Anlass genommen, um diese ungeheuerlichen Vorgangsweisen bei den WIENER LINIEN hier in diesem Haus aufzuzeigen. Und ich kann mir schon die Reaktion der Sozialdemokratie in diesem Haus vorstellen. Die Reaktion wird lauten: Die Bundesregierung ist schuld!

Aber, Herr Hundstorfer und meine Damen und Herren, Herr Vizebürgermeister: Unterschätzen Sie die Menschen in dieser Stadt nicht. Die Menschen können sehr wohl unterscheiden. (GR Christian Oxonitsch: Das wird euer Problem werden!) Und ich fordere Sie daher auf: Bekennen Sie sich auch in diesem Fall zu Ihrer eigenen politischen Verantwortung! Bekennen Sie sich auch in diesem Fall zu Ihrer eigenen politischen Verantwortung und nehmen Sie diesen Sozialabbau bei den WIENER LINIEN zurück! (Beifall bei der FPÖ. – GR Harry Kopietz: Wenn Sie das ernst meinen, fordern Sie Neuwahlen, Herr Kollege!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Hundstorfer gemeldet. 

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe schon viel Polemik gehört, aber, Herr DDr Schock, nicht böse sein: Dass Sie sich hier als Akademiker herausstellen, der Sie angeblich zwei Studien gemacht haben, und hier behaupten ... (Empörung bei der FPÖ.) Ich finde es sehr untergriffig. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Kollege Hundstorfer, ich bitte Sie, sich zu mäßigen. "Angeblich" ist unangebracht.

GR Rudolf Hundstorfer (fortsetzend): Und hier zum Beispiel sagen, dass das Entgeltfortzahlungsgesetz bei den WIENER LINIEN nicht gilt, weil das haben Sie hier behauptet. Das sollte Ihnen, glaube ich, klar sein, dass das Entgeltfortzahlungsgesetz dort genauso gilt wie für alle anderen Arbeitnehmer in diesem Land. Und somit ist auch klargestellt, wie mit Nebengebühren im Krankheitsfall umgegangen wird. Punkt 1.

Punkt 2. Die neue Dienst- und Betriebsvorschrift bei den WIENER LINIEN – natürlich nicht die Glückseligkeit, gar keine Frage – ist auf Druck dessen gemacht worden (Zwischenruf des GR Kurth-Bodo Blind.) – horchen Sie einmal zu, Herr Blind (Erneuter Zwischenruf des GR Kurth-Bodo Blind.), können Sie ein bisschen zuhören oder geht es nicht –, weil wir in einem vereinten Europa sind, wo es eine Liberalisierung gibt, und ist deshalb auch gemacht worden, weil im österreichischen Nationalrat bei den jetzigen Mehrheitsverhältnissen klar ist, dass es hier einen starken Liberalisierungsdruck gibt. Und weil wir die Daseinsvorsorge dem Liberalisierungsdruck nicht ausliefern wollen, haben wir hier gemeinsam eine Dienst- und Betriebsvorschrift mitgestaltet. 
Sehr geehrter Herr DDr Schock! Es gibt bei den WIENER LINIEN mit der neuen Dienst- und Betriebsvorschrift Probleme im Autobusbereich. Und wenn Sie genau informiert wären, wahrscheinlich sind Sie nicht genau informiert, würden Sie wissen, dass in der Garage Vorgarten gerade in dieser Woche in Dienststellenversammlungen – vier an der Zahl – das aufgearbeitet wird, dann würden Sie wissen, dass in der Garage, von der Sie Ihre Informationen her haben, von der Garage Grinzing, das dort ebenfalls aufgearbeitet wird, und dann würden Sie auch wissen, dass in der Garage Rax, wo Sie auch einen gewissen Informationsstand herhaben, weil das sind in Wahrheit die zwei, die Sie informieren, das dort auch aufgearbeitet wird. 

Es gibt keinen Mitarbeiter, der hier 70 EUR verliert, denn bei gleicher Leistung wird dieser Verlust nicht eintreten. Sagen Sie die ganze Dienst- und Betriebsvorschriftsänderung und sagen Sie nicht einen Teil, der eintreten kann, wenn ich gewisse Leistungen nicht erbringe. Und behaupten Sie auch bitte nicht, dass hier das Entgeltfortzahlungsgesetz nicht mehr gilt, weil Sie wissen genauso gut wie ich, dass das Entgeltfortzahlungsgesetz durch die neue Dienst- und Betriebsvorschrift nicht außer Kraft gesetzt ist, denn das ist eine Rechtsnorm, die vom Bodensee bis zum Neusiedlersee ihre Gültigkeit hat. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Frauenberger gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!
Tatsache ist auf jeden Fall, dass wir heute in dieser Finanzausgleichsdebatte hier teilweise sehr skurrile Ausführungen gehört haben, Interpretationen und Darstellungen erlebt haben, wo ich die Gelegenheit jetzt nutzen möchte, noch einmal zurück zur Realität zu kommen.

Politik ist Sagen, was ist, und man soll auch sagen, was ist, und Politik ist aus meiner Sicht nicht, die Bevölkerung mit Polemik zu verwirren; in einer Art, wie es heute hier passiert ist, von theaterreif bis langweilig das zu versuchen. 

Die Ausgangssituation ist folgende: Der Finanzausgleich liegt in der Verantwortung der Bundesregierung, und die Regierungsparteien können den Finanzausgleich mit einer einfachen Mehrheit beschließen. (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Einstimmig!) Das haben sie im Übrigen – und darauf haben wir ja bereits hingewiesen – schon gemacht, nämlich beim letzten Mal. Also das heißt für uns, der Ball liegt bei der Bundesregierung, und das ist auch gleich der Grund dafür – das möchte ich gleich zu Beginn sagen –, warum wir heute die Anträge ablehnen werden. 

Ziel der Bundesregierung ist es ja nicht unbedingt, das zum Glück rote Wien in irgendeiner Art und Weise gut zu versorgen, sondern ganz im Gegenteil, es auszuhungern. Unter diesem Licht, unter dieser Dynamik, unter diesem Druck, aber auch unter diesen finanziell sehr bedrohlichen Gebärden ist letztendlich der geschlossene Kompromiss zu sehen. Wenn man nachliest, was Kompromiss bedeutet – was ja heute auch in den verschiedensten Formen interpretiert wurde –, so findet man: Kompromiss kommt aus dem Lateinischen und bedeutet letztendlich Übereinkunft durch gegenseitige Zugeständnisse. Und diese Zugeständnisse sind natürlich auch für uns in keiner Art und Weise ein Grund zum Jubeln, aber sie sind auch kein Grund dafür, das Ergebnis schlechtzureden. (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist nämlich immer die Frage der Alternative, und das ist heute hier mitdiskutiert worden. Ich frage mich: Wo ist die Alternative dazu? Auch nicht, wenn die Versuche der Wiener Oppositionsparteien heute hier in die Richtung gegangen sind, dass man uns in verschiedenster kreativer Art und Weise unterstellen wollte, was hier passiert ist oder von uns nicht gemacht wurde. Genau diese Kreativität vermissen wir, und genau diese Kreativität wäre eigentlich sehr wünschenswert, wenn es darum geht, Politik zu gestalten, denn letztendlich muss man eines hier auch zum Schluss der Debatte noch einmal festhalten: Die Alternative ist der messbare Handlungserfolg, und dieser messbare Handlungserfolg ist in Zahlen zu benennen, und zwar geht es um 236 Million-en EUR für Wien.

Und wie schon erwähnt, ist das Ziel der Bundesregierung nicht unbedingt, Wien zu stärken, ganz im Gegenteil. Insgesamt wollte Grasser den Ländern immerhin 1 Milliarde EUR wegnehmen. 

Insgesamt hat Wien in den letzten vier Jahren durch die Politik der Bundesregierung – auch wenn Sie es immer wieder nicht hören wollen – eine Mehrbelastung erfahren und Einnahmenausfälle gehabt von fast einer halben Milliarde EUR, und das muss man erst einmal verkraften. 

Und jetzt sind wir in diesem ganzen Verhandeln an einem Punkt angelangt, und dieser Punkt lautet, dass wir in einem Gesamtpaket von 2 Milliarden EUR 65 Million-en EUR noch zu verhandeln haben. Und dass wir hier einen Gestaltungsbedarf sehen und dass wir hier aber auch einer Konstruktivität nachkommen, das haben wir bewiesen, und das haben wir unter anderem bewiesen in den erst gestern abgeschlossenen Strukturverhandlungen zum gesamten Gesundheitspaket. Was ist denn dort gelungen? Dort ist gelungen, dass man zum einen die Privatisierung verhindert, es ist gelungen, dass die Agenturen das werden, was wir uns vorstellen, nämlich PartnerInnenschaften; und es ist gelungen, das sehr Gute an der sozialpartnerschaftlichen Konstruktion der Sozialversicherungen aufrechtzuerhalten. Ein konstruktives Ergebnis. Das haben wir mitverhandelt, und wir haben bewiesen, dass wir zu Reformen bereit sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ziel ist, dass wir das natürlich nur umsetzen können, wenn die zusätzlichen Mittel zur Verfügung gestellt werden, und bitte, diese Mittel sind von der Bundesregierung zur Verfügung zu stellen. Es ist also nicht nur eine Frage des Mutes, wie es von den GRÜNEN heute schon einmal angesprochen wurde, den wir als Wiener SPÖ ohne Zweifel mitbringen. Es geht um Courage und Verantwortung und um ernsthafte Vorschläge für Alternativen.

Und der Titel der heutigen Sitzung, das ist heute überhaupt noch nicht besprochen worden, ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, ist nicht nur polemisch, den finde ich sogar geschmacklos. (Beifall bei der SPÖ.)

Und nicht nur zu den GRÜNEN, auch zur FPÖ. Was ich schon sehr verwunderlich finde an Ihrem doppelbödigen Spiel, ist dass Sie immer wieder in der Regierung alle Sparkursvarianten mitbeschlossen haben, hier dann raunzen: Zu wenig Polizei, zu wenig ÄrztInnen, zu wenig LehrerInnen und letztendlich dann in Wien über das klagen, was sozusagen im Bund beschlossen wurde. Tragen Sie die Verantwortung für Ihre Politik! Sie haben mitunterschrieben, Sie stellen einen Vizekanzler, und es gibt einen Parteivorsitzenden-Stellvertreter da herinnen. Also das ist ein zynischer Versuch, sich hier aus der Verantwortung zu stehlen! (Beifall bei der SPÖ.)

Und an dieser Stelle möchte ich auch noch auf diese sehr entbehrliche Debatte "Wiener SPÖ, Bundes-SPÖ" ganz kurz eingehen. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Die Bundespartei ist ja hier absichtlich falsch verstanden worden. Es geht darum, dass das Ergebnis des Finanzausgleiches immer als Erfolg bewertet wurde, und kritisiert wurden in dem Gesundheitspaket diese zwei Punkte. Und wir haben sie im Gegensatz zu allen anderen immer in einem Atemzug mit alternativen Finanzierungsmodellen genannt. Die Bundesregierung ist am Zug. Sie soll jetzt klar sagen, was sie will. Wir sind für jeden solidarischen Alternativvorschlag zu haben. Und im Unterschied zu dem Ganzen hier können wir für uns schon den Anspruch erheben, politische Konstruktivität zu leisten, ganz im Gegensatz zu dieser ideenlosen Fundamentalopposition, wie sie hier teilweise stattfindet. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Bundesregierung, allen voran der Bundeskanzler Schüssel, hat die Verhandlungsgegenstände nicht wirklich abgegrenzt. So ein Verbandeln entsteht auf seinen Ideen, und das ist weder logisch noch nachvollziehbar und schon gar nicht in Wirklichkeit kommunizierbar. Das muss man ja auch einmal sagen. Das ist ja eine Diskussion, die hier intern stattfindet.

Die Gesundheitsreform wurde in diesen Finanzausgleich hineingeschwindelt, das muss man auch hier einmal sagen, um die Reformunfähigkeit dieser Bundesregierung zu verheimlichen, zu vertuschen und letztendlich auf die Länder und Gemeinden abzuschieben. Und die Belastungspolitik, die dadurch entsteht und durch solche Strategien entsteht, die ist einfach erdrückend. Wenn man auf das gesamte Paket zum Beispiel der Kassen hinschaut: 80 Prozent des Wiener Gebietskrankenkassendefizits sind durch die Maßnahmen der Bundesregierung entstanden. Höhere Arbeitslosigkeit bedeutet erhebliche Einnahmenausfälle bei der Wiener Gebietskrankenkasse, niedrige DienstgeberInnenbeiträge und dann noch zuletzt die gesamte Übernahme der Bundeszahlungen an die Spitäler. Das bricht in Wirklichkeit alles, was man sich in dem Zusammenhang vorstellen kann. Und das Ganze hat eine Geschichte. Es war die ÖVP, die einseitig die DienstgeberInnenbeiträge zur Krankenversicherung gesenkt hat, es war die ÖVP, die seit Jahren die Anhebung der Höchstbeitragsgrundlage verhindert, und es ist die Linie der ÖVP, weg von der Solidargemeinschaft und hin zu einer Individualgesellschaft auf dem Rücken der Ärmsten. 

Unter diesem Aspekt ist gerade die Erhöhung 
der Krankenversicherungsbeiträge um die genannten 0,05 Prozent sowohl für ArbeitnehmerInnen als auch für ArbeitgeberInnen als sehr positiv zu bewerten. Es ist eine langjährige Forderung der SPÖ. Und der Irrsinn am Rande: Der letzte Hauptverbandspräsident hat genau deshalb gehen müssen, weil er immer gesagt hat, dass das Gesundheitswesen ohne diese Beitragserhöhungen letztendlich nicht zu finanzieren sein wird. 

Eine Konsolidierung der Kostenstruktur im Gesundheitswesen in Form einer riesigen Belastungswelle für die Menschen, das weisen wir hier auch als Wiener SPÖ aufs Massivste, aufs Schärfste zurück. Und alles andere, bitte, lassen wir uns hier nicht unterstellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wie bereits im Zusammenhang mit der Gebietskrankenkasse ausgeführt wurde, möchte ich auch noch einmal darauf eingehen, dass gerade natürlich die Arbeitslosigkeit eine massive Auswirkung auf diesen Stadthaushalt hat. Nämlich durch die derzeitige gestiegene Arbeitslosigkeit hat Wien erheblich mehr Mittel einsetzen müssen für die landeseigene Arbeitsmarktförderung. Wir bewegen uns mittlerweile bei 42 Millionen EUR. Durch die Sparpolitik des Bundes bei den öffentlichen Investitionen ist die Arbeitslosigkeit in Wien ebenso gestiegen wie durch den Aufnahmestopp im öffentlichen Dienst, und wir sprechen hier von 16 000 Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst. Und durch die schwache Konjunktur und die hohe Arbeitslosigkeit passiert natürlich das, dass in den letzten Jahren die Sozialausgaben in dieser Stadt massiv gestiegen sind, aber nicht nur in dieser Stadt, sondern in allen Ländern. Das bedeutet zum Beispiel in Wien ein Mehr an 40 Millionen EUR. In Regierungsprogrammen der ÖVP und der FPÖ ist zu lesen, dass für 2006 die Zusammenlegung von Notstandshilfe und Sozialhilfe vorgesehen ist. Das ist eine enorme Mehrbelastung für Länder und Gemeinden. 

Der Finanzausgleich der Gemeinden an die Bundesländer hat sich um 400 Millionen EUR erhöht. So bleibt den Gemeinden immer weniger Geld für Investitionen, und die kommunalen Investitionen in Österreich sind in den letzten Jahren nach Angaben des Städtebundes auf Grund der verschlechterten Finanzlage der Gemeinden um ein Drittel zurückgegangen. 

Durch die Steuerreform 2005 werden den Gemeinden pro Jahr weitere Einnahmen entfallen. Und trotzdem ist es gerade im arbeitsmarktpolitischen Bereich deutlich gelungen, einen positiven Trend im Bundesschnitt zu erreichen. Die gezielte Arbeitsmarktpolitik, die wir hier in Wien als Wiener SPÖ fahren, hat die Lage auf dem Wiener Arbeitsmarkt mittlerweile auch nachvollziehbar entspannt. Trotz der Sparpolitik des Bundes hat es Wien verstanden, die öffentlichen Investitionen und Aufträge aufrechtzuerhalten und zugleich weiterhin auch in Aus- und Weiterbildung zu investieren.

Und damit bin ich bei dem Thema, das heute auch einmal angesprochen wurde von den GRÜNEN in Bezug auf die LandeslehrerInnen. Ich möchte sagen, es gibt hier einen Erfolg in drei Punkten, in drei Punkten darstellbar. Erstens: Die Pläne Grassers, die Messzahlen zu verschlechtern, das konnte nicht Wirklichkeit werden, das ist verhindert worden. 

Zweiter Punkt: Der Mehrbedarf an sonderpädagogischer Förderung, der gerade in Wien gut nachweisbar war, ist anerkannt worden – das war eine lange Diskussion – und noch zusätzlich mit 12 Millionen EUR dotiert worden. Und das Geld, bitte, wird nicht hier aufgeteilt. Das Geld wird im Bund aufgeteilt. Die Frau Bundesministerin Gehrer wird die 12 Millionen EUR aufteilen.

Und der dritte erfolgreiche Punkt ist, dass insgesamt diese Entwicklungen, es muss generell ein bissel weniger werden in dem ganzen Bereich, nicht nur aufgehalten werden konnten, sondern sie konnten auch umgekehrt werden. 

In Wien ist zu erwarten, dass die SchülerInnenzahlen im Gegensatz zu den restlichen verglichenen Bundesländern nicht zurückgehen werden, sondern ganz im Gegenteil, wir erwarten uns, dass sie in den nächsten 10°Jahren stabil bleiben. Und das kann man auch mit diversen Studien von der IBW et cetera nachweisen. Tatsache ist auf jeden Fall, dass die Situation hier anders ist als in Oberösterreich, in Niederösterreich, in der Steiermark und in Kärnten, wo rückläufige SchülerInnenzahlen zu erwarten sind. Dort wird es auch massive Arbeitsmarktprobleme geben. Aber die Tendenz in Wien ist hier nicht messbar. Und das muss in eine Diskussion rund um Stellenpläne mit einfließen. 

Die angegebene Zahl von 1 400 LehrerInnen ist schlichtweg falsch. Wir haben sie ja nicht in Wien eingespart, sondern das hat der Bund eingespart. Man muss da immer die Kirche im Dorf lassen. 

Ich möchte auch noch sagen, dass die 600 mehr LehrerInnen, die im heurigen Stellenplan gefordert wurden, auch streng vom Finanzausgleich zu trennen sind, weil das trifft ja sozusagen erst im nächsten Jahr, im Jahr 2005, ein. Natürlich hätten wir uns auch als WienerInnen, als Wiener SPÖ, mehr gewünscht, und natürlich ist es so, dass wir gegen all diese Einsparungen auch immer wieder politisch aufgetreten sind. Unsere Forderungen bleiben aufrecht. Wir wollen nach wie vor eine Qualitätssteigerung, das heißt ein Angebot für Kinder mit einem Förderbedürfnis, und alles andere lassen wir uns auch in diesem Zusammenhang nicht unterstellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Durch die einseitige Veränderung des Finanzausgleiches 2001 ist es ja schon einmal zu erheblichen Einschnitten gekommen, gerade was diese Verhältniszahlen betrifft. Und eine Veränderung der Verhältniszahlen würden wir uns wünschen. Das würde uns genauso gut gefallen hier. Aber es ist, wie alles andere, ein Kompromiss. Und Tatsache ist, dass das nicht hier stattfindet, sondern genauso wie alles andere bisher Dargestellte: Das findet bitte im Bund statt. Also diese Forderung bitte nicht hierher richten, weil wir können ja sagen, da ist alles fein, aber Tatsache ist, das ist eine Forderung, die letztendlich und tatsächlich auch an den Nationalrat zu richten ist. 

Und jetzt noch zum Schluss ein Wort zum gesamten Bereich Nachmittagsbetreuung. Es war ja so eine Diskussion, die sich am Rande der LandeslehrerInnen-Geschichte aufgetan hat. Und ich möchte hier sagen: Tatsache ist, dass es in Wien ein Betreuungsangebot am Nachmittag gibt, und zwar ein flächendeckendes Betreuungsangebot, und das ohne soziale Barrieren. Alles andere ist schlichtweg falsch. Die Palette reicht von der ganztägig geführten Schulform bis hin zur offenen Schule, zu Horten und auch natürlich zur aufsuchenden Jugendarbeit und wird begleitet von einer Aufklärungs- und Informationsarbeit sowohl für die Jugendlichen als auch für die Eltern.

Verwerflich in diesem Zusammenhang finde ich den bösen Vergleich mit den Straßenkindern, und das kann ich der Frau Jerusalem nicht ersparen. Es ist tatsächlich eine Panikmache, und es ist ein verantwortungsloser Populismus, in dem Zusammenhang von Straßenkindern zu sprechen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Tatsache ist, dass die verfehlte Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik tatsächlich dazu führt, dass wir Arbeitslosigkeit haben und natürlich auch eine hohe Jugendarbeitslosigkeit, und dass relativ wenig dazu beigetragen wird auf der Bundesebene, Jugendlichen eine Zukunftsperspektive zu bieten. Aber Wien hat für diese Jugendlichen ein Angebot, und dieses Angebot, das wir haben und das ohne soziale Barriere funktioniert, ist bitte ganz, ganz wichtig, und das ist auch die wesentliche Message, die man da rüberbringen muss. Jede Form von Verunsicherung ist in Wirklichkeit eine populistische Darstellung, die wirklich absolut zu verurteilen ist. 

Apropos Jugend und Zukunft, was auch noch ganz interessant ist, weil heute immer von dem Rollenverständnis, von Verantwortung, Regierungsverantwortung ja oder nein gesprochen wurde. Ich habe im "Kurier" am Samstag eine ganz interessante Meldung gelesen, nämlich – und das ist im Zusammenhang mit Jugendlichen und jugendlichen Arbeitslosen nicht uninteressant –, dass die ÖVP und die GRÜNEN im oberösterreichischen Landtag oder in der Landesregierung beschlossen haben, dass die Lehrlingszeiten in Zukunft nicht mehr in die Pensionszeiten eingerechnet werden. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: So schaut's also aus, wenn die GRÜNEN, die ewig Oppositionellen, dann tatsächlich Regierungsverantwortung übernehmen. Das ist Zukunft für die Jugend. Ganz, ganz spannend. 

Und zum Schluss möchte ich jetzt noch etwas sagen. Die SPÖ steht zu diesem Finanzausgleich, und warum die ÖVP mit übler Strategie den Ländern und Gemeinden dringendst benötigte Mittel nun verweigert, das muss bitte die ÖVP selbst verantworten. Juristisch ist es problemlos möglich, dass dieser Finanzausgleich mit einer einfachen Mehrheit beschlossen wird. Lassen wir einmal die Kirche im Dorf. Die Bundesregierung ist da zuständig, und das Ergebnis ist nicht besser und nicht schlechter zu reden, da können wir jetzt noch so lang herumreden. Es ist ein Kompromiss. Und die SPÖ hat in dem Zusammenhang einmal mehr bewiesen, dass wir einen konstruktiven und verantwortungsvollen Gestaltungswillen an den Tag legen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die Frau GRin Jerusalem hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet.
GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Zwei tatsächliche Berichtigungen habe ich, und zwar hat der Titel dieses heutigen Sondergemeinderates geheißen: "Schwarz-rot-blauer Belastungspakt. – Wiener Stadtregierung packelt mit Schwarz-Blau." (GR Harry Kopietz: Das ist geschmacklos!) Nicht der Titel ist geschmacklos. Ich berichtige: Es ist das Ergebnis der Verhandlungen geschmacklos. Das war die erste Berichtigung. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Die zweite Berichtigung: Die Frau GRin Frauenberger hat, obwohl ich das in meiner Rede ihr schon erklärt habe, noch einmal gesagt, dass der Ausspruch, auf die Kürzungen gemünzt, dass hier in Wien Straßenkinder produziert würden, meinerseits verantwortungsloser Populismus sei. Frau Gemeinderätin! Dieser Ausspruch ist ein Zitat, und ich zitiere den Landesschulinspektor und Abteilungsleiter Mag Dr Gröpel. Der hat genau dieses, nämlich in Wien würden Straßenkinder produziert, wenn diese Kürzungen Platz greifen, im Herbst des Jahres 2001 bei einer Veranstaltung der TESAG, also bei einer öffentlichen Veranstaltung, gesagt. Es ist hochinteressant, dass Sie dem Herrn Abteilungsleiter in dieser Form in den Rücken fallen. Das finde ich ebenfalls geschmacklos. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Nächste Rednerin ist die Frau GRin Dr Sigrid Pilz. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Vorsitzende. 

Es ist sehr schade, dass Frau StRin Brauner jetzt nicht da ist, denn es wurde im Laufe dieses Tages immer wieder behauptet, die GRÜNEN machen Frontalopposition, sie hätten keine Vorschläge zu machen, wie man im Gesundheitsbereich in Wien effizient, sparsam und auf hoher Qualität die Menschen versorgen könnte. 

Wir haben sehr wohl Vorschläge, und den einen oder anderen möchte ich Ihnen heute deutlich machen, und ich möchte Ihnen zeigen, wo man sparen kann, sparen kann, ohne dass die Patienten und Patientinnen draufzahlen, sondern dort sparen, wo mit Wissen der SPÖ, mit Wissen der Stadtregierung Geld verpulvert wird, Geld verpulvert wird, das wir dringend brauchen, um ein hohes Niveau zu halten. 

Herr Kollege Wagner, ich bin bei Ihnen. Es geht nicht darum, Gewinne zu machen, und es geht nicht darum, Geld abzuziehen aus dem Gesundheitssystem. Aber wird sind in einer finanziellen Situation im Unternehmen Krankenanstaltenverbund, wo wir jeden Euro umdrehen müssen und schauen, ob er auch dort hingeht, wo er gebraucht wird. Und da ist weiß Gott Geld zu finden, das Sie verschenken, das Sie guten Gewissens oder schlechten Gewissens einfach hinaushauen.

Bleiben wir einmal beim ersten Beispiel. Da hat das Institut für Technikfolgenabschätzung eine Studie im Auftrag des Krankenanstaltenverbundes gemacht, wo der Einsatz von Röntgenkontrastmitteln untersucht wurde. Diese Röntgenkontrastmittel werden gebraucht zur Operationsvorbereitung oder für andere Untersuchungen, und die sind sehr teuer. Die sind sehr teuer, und vor allem sind die einzelnen Produkte, die angeboten werden, im Preis sehr unterschiedlich. Da gibt es teure und billige. 

Das Institut für Technikfolgenabschätzung hat sich das näher angeschaut und ausgerechnet, was man hier einsparen könnte. Man ist draufgekommen und hat das auch dem Krankenanstaltenverbund in einer Studie präsentiert, dass bei gleicher Qualität, Herr Kollege Wagner, bei gleicher Qualität, bei gleicher Verträglichkeit bis zu einer Million Euro, einer Million Euro, meine Damen und Herren, im Jahr gespart werden könnte, wenn man nicht die willkürliche Entscheidung von Abteilungsvorständen zur Kenntnis nehmen würde, nämlich einfach das teuerste Präparat zu nehmen. Der Krankenanstaltenverbund handelt nicht und die Frau Stadträtinnen, seien es Pittermann oder Brauner, haben bis jetzt keinen Auftrag erteilt, dieses verpulverte, hinausgeworfene Geld einzusparen. Man überlegt sich jetzt – hört man aus dem Krankenanstaltenverbund –, ob man die Herren Oberärzte und Primarärzte – und es sind ja in dem Fall meistens Herren – zwingen kann, auf ein günstigeres Präparat umzustellen. 

Ich sage Ihnen: Wenn Sie so Politik machen, dann wundert es einen, und es ist zynisch, wenn Sie stattdessen den Sündenfall begehen – und ich nenne es einen Sündenfall –, auf die Schwachen, auf die Kranken Kosten abzuwälzen, indem Sie die Rezeptgebühren und die Spitalskostenbeiträge hinaufsetzen. Das, hätte ich bis jetzt gemeint, wäre in einer SPÖ in Wien nicht denkbar. 

Frau Kollegin Frauenberger! Sie haben davon gesprochen, dass Belastungswellen hier abgelehnt werden sollen und dass Sie sie zurückweisen. Ich sage Ihnen jetzt von Frau zu Frau ein konkretes Beispiel, wie mit zynischer Politik gerade Frauen eine Belastung zugemutet wird.

Ich habe viel mit Personal im Krankenanstaltenverbund gesprochen und unter anderem mit Gynäkologen und Personal in gynäkologischen und geburtshilflichen Abteilungen. Da ist Folgendes der Fall:

Einer der üblichen Eingriffe, ein Standardeingriff, ist eine Kürettage. Viele Frauen sind davon betroffen. Es werden hohe Zahlen gehandelt mit diesem Eingriff, und es ist – so ist uns unter der Hand mitgeteilt worden – üblich – Frau Frauenberger, Sie sollten da zuhören, weil das ist echt skandalös –, die Frauen, die zur Kürettage angemeldet sind, drei Tage lang aufzunehmen. Einen Tag, um sie aufzunehmen, einen Tag, um die Kürettage durchzuführen, und den dritten Tag, um sie dann zu entlassen. Die medizinische und pflegerische Notwendigkeit wäre, diesen Eingriff in der überwiegenden Zahl der Fälle tagesklinisch durchzuführen. Niemand, keine Frau, muss üblicherweise übernachten, um diesen Eingriff ordnungsgemäß an sich vollziehen zu lassen. Es wird aufgenommen. Warum? Der Grund liegt zynisch auf der Hand: Aus betriebswirtschaftlichen Gründen, um die Betten zu belegen. Die Betten zu belegen, die schlechten Auslastungszahlen im Krankenanstaltenverbund auf Kosten der Frauen nach oben zu korrigieren. Das ist doppelzynisch. Erstens will niemand gern drei Tage im Spital bleiben, wenn ein Tag genügen würde. Und zweitens kann man durch die Beschlüsse, die die SPÖ jetzt mitträgt, dreimal den Spitalskostenbeitrag bei den Frauen einheben. Stellen Sie sich das vor. Tagesklinisch würden höchstens einmal die 10 EUR anfallen. Jetzt verlangt man es dreimal von den Frauen. Sie bleiben als Patientinnen drei Tage im Haus, um das betriebswirtschaftliche Ergebnis zu beschönigen. Das kostet die Steuerzahler, kostet die Frauen Lebensqualität, und die zahlen ein zweites Mal drauf, indem sie dreimal die Spitalskostenbeiträge zahlen. Das ist zynische Politik à la SPÖ, und das lehnen wir ab. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Bleiben wir bei der Gynäkologie und Geburtshilfe. Das ist ein Thema, wo der Krankenanstaltenverbund, wo die politische Führung in Wien schon längst sparen könnte, schon längst zugunsten der Frauen sinnvolle Modelle zum Tragen bringen könnte. 

Sie haben gehört, und Frau Kollegin Landauer hat es schon angesprochen, die Semmelweis-Klinik steht vor der Schließung. Sie steht schon seit langer Zeit vor der Schließung, und das bedeutet viel Demoralisierung für das dort tätige Personal, es bedeutet Unsicherheit für die Frauen, und obwohl man weiß, dass die Bezirke 21 und 22 Versorgungsbedarf haben, denkt man jetzt daran, die Semmelweis-Klinik in die Rudolfstiftung einzusiedeln. Man geht sehenden Auges auf die nächste sinnlose Lösung innerhalb des Gesundheitssystems in Wien zu, die Kosten erzeugt, für die Menschen keine Versorgungsverbesserung bedeutet, aber wo offensichtlich Partikularinteressen von Ärzten bedient werden.

Was heißt das nämlich, in ein Haus, das bereits 1 700 Geburten hat, noch weitere 1 500 Geburten einzugliedern? Man macht rivalisierende Abteilungen. Die Frauen haben sicherlich keinen Nutzen davon, dass sie hier in einem Großbetrieb untergebracht sind, und im 21. Bezirk ist die Versorgung weiter ungesichert.

Eine reformorientierte Politik würde heißen, dass man die Semmelweis-Klinik in Floridsdorf ansiedelt. Frau StRin Brauner hat diese Lösung zwar grundsätzlich als richtig erkannt, aber sie sagt schlicht und einfach: Dort habe ich kein Grundstück. Ja, wenn man so Politik macht, braucht man sich nicht zu wundern, wenn einem das Geld ausgeht, wenn die Ideen nur so weit reichen bis zum Grundstücksmakler und nicht für eine Gesamtlösung.

Die Bettenauslastung im Krankenanstaltenverbund ist in Summe ein Desaster. Man könnte Geld sparen, viel Geld sparen, wenn man die Konsequenzen daraus ziehen würde. Und das hieße eine vernünftige, patientenorientierte Politik und nicht etwa das Bedienen von Partikularinteressen in einzelnen Abteilungen.

Es sind nicht etwa polemische Feststellungen der Opposition, wenn wir hier festhalten müssen, dass in manchen Abteilungen nur 50 bis 70 Prozent der Betten ausgelastet sind. Das sagt der Krankenanstaltenverbund in seinem Jahresbericht selbst.

Ich habe im Gesundheitsausschuss darauf aufmerksam gemacht, dass es hier nach Konsequenzen schreien muss, denn ein systemisiertes Bett ist teuer, und 
es ist besonders teuer in Wien, es kostet nämlich 6 500 EUR im Jahr. Ein Viertel davon leer stehen zu lassen, ist Geldverschwendung der Sonderklasse.

Was war die Antwort des Generaldirektors auf meine Aufforderung, hier endlich Konsequenzen zu ziehen? Ja, wir sperren ohnehin hin und wieder zu Weihnachten und im Sommer zu. Wenn das Politik ist, die zukunftsorientiert ist, dann muss ich Ihnen sagen: Da werden Sie noch viel Beiträge und Rezeptgebühren erhöhen müssen, um diese Art von Verschwendungspolitik ausgleichen zu können.

Sie nehmen nicht einmal dort Ihr Einsparungspotential in die Hand und in Angriff, wo es Ihnen Institutionen sagen, die außer Streit stehen.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Ärztegehälter, die ja vor zwei Jahren erhöht wurden im SMZ-Ost, verbunden gewesen wären mit einer Flexibilisierung der Dienstzeit, zugunsten des Unternehmens, zugunsten des Spitals. Diese Flexibilisierung wurde nicht umgesetzt. Im Gegenteil, die Ärztegehälter wurden erhöht, und die Normalarbeitszeit wurde nicht ausgeschöpft, dafür wurden 6 500 Überstunden verrechnet. (Zwischenruf der GRin Marianne Klicka.) Schauen Sie sich den Bericht des Rechnungshofes an. Reden Sie ihn nicht schön, sondern nehmen Sie das Einsparungspotential in Angriff, was auf der Hand liegt.

Gleichzeitig mit dieser unfassbaren Geldverschwendung ist eine unerträgliche und eine unakzeptable Unterversorgung zu sehen im Krankenanstaltenverbund. Obwohl ein Viertel der Betten leer steht, schafft es der Krankenanstaltenverbund, Gangbetten nach wie vor zur Regel in den Krankenhäusern zu machen. Es hat mich vor kurzer Zeit der Sohn einer alten Dame angerufen, der fassungslos war, dass seine Mutter, die mit 90 Jah-ren einen Oberschenkelhalsbruch hatte, im SMZ-Ost auf der Chirurgie eine Woche lang neben dem Klo am Gang gestanden ist, eine Woche am Gang, und das nicht etwa in irgendeinem Land, das große finanzielle Schwierigkeiten hat, sondern im reichen Wien. Das kann es nicht sein, das darf man sich nicht leisten, wenn man Bettenüberkapazitäten hat. 

Und ein Thema, das nach wie vor und ungelöst auf der Tagesordnung steht, Herr StR Rieder, ist das Thema des Linearbeschleunigers im SMZ-Ost. Ich kann mir vorstellen, das Sie es schon nicht mehr hören wollen, wenn man davon spricht. Aber es ist für mich unverständlich und unakzeptabel, dass es nach wie vor so ist, dass Niederösterreich seine im ÖKAP niedergelegten Pflichten zur Mitfinanzierung eines zweiten Gerätes nicht in Angriff nimmt, nicht angeht: Ein roter Gesundheitslandesrat, der niederösterreichische nämlich, der Herr Kollege Schabl, Ihr Kollege Schabl macht es leider nicht besser. Der Kollege Schabl hat mir Folgendes gesagt: Wir beteiligen uns nicht am Linearbeschleuniger im SMZ-Ost, denn die Leute können nach Krems fahren. Sagen Sie das einmal jemandem in Zwerndorf, dass er nach Krems fahren darf, wenn er krank ist, wenn er Schmerzen hat. Zwerndorf fällt mir aus guten Gründen ein. Zwerndorf ist nahe zum SMZ-Ost. Man schickt die Leute nach Krems, weil der Herr Kollege Schabl, Herr StR Rieder, auch in Zukunft gar nicht daran denkt, den Linearbeschleuniger zu finanzieren, sondern er sagt: Werden wir halt den ÖKAP ändern. Na, wenn Sie so verhandeln, Herr StR Rieder, dann wird nichts werden aus einer finanzierbaren Gesundheitsversorgung, und dann nützt es auch nichts, Herr Kollege Wagner, wenn Sie sagen, Milliarden gehen in die Versorgung der so genannten Fremdpatienten. Tun Sie wenigstens dort was, wo Sie das Gesetz ohnehin auf Ihrer Seite hätten.

Letzter Punkt: Die Pflegeheime. Über 5 000 EUR – die Investitionen ausgenommen – sind die Vollkosten für einen Pflegeplatz in einem Pflegeheim. Um dieses Geld – und das haben wir hier weiß Gott wie oft durchgehandelt – sollte man mehr bekommen als ein Bett und ein Nachtkästchen in einem Mehrbettzimmer. 

Nichtsdestotrotz, obwohl die Erkenntnisse des letzten Jahres darauf hinweisen, dass Großheime der falsche Weg sind, das falsche Konzept, möchte die Frau StRin Brauner auch in Zukunft 1 000 Menschen in Lainz versorgen. 2010 sollen erst diese Zahlen erreicht werden, und offensichtlich müssen dort in den nächsten 20, 30 Jahren 1 000 Menschen leben. Es ist teuer, und es ist falsch. 

Ziehen Sie doch die Konsequenzen aus der falschen Politik und sagen Sie: Gut, wir sehen ein, es ist hoch an der Zeit, dass wir die Dinge ändern, und siedeln Sie dort die Menschen aus dem Pflegeheim ab. Machen Sie ein Sonderkrankenhaus für Geriatrie, machen Sie eine andere Nutzung dort, aber muten Sie nicht mehr 1 000 Men-schen zu, dort in übermedikalisierten Systemen und Häusern zu leben.

Die Konsequenz aus all dem ist klar: Die Stadt Wien hat sich leider dazu entschlossen, an Stelle von Strukturreformen die Last auf die Patienten und Patientinnen zu erhöhen. Es ist einer Sozialdemokratischen Partei nicht würdig, dass Sie das tun, und es ist bedauerlich, dass Sie sich auch noch hierher stellen und das als gutes Ergebnis verteidigen.

Stattdessen ist es hoch an der Zeit, dass Sie anfangen, im Krankenanstaltenverbund wieder politisch zu steuern, denn so wie er in den letzen Jahren geführt wurde, war es eine Kindesweglegung. Augen zu und durch. Und die Generaldirektion soll ihre Arbeit machen. Sie hat sich wiederum auf die Politik verlassen, und die Verantwortung ist in der Mitte durchgefallen. 

Nehmen Sie einen Bettenabbau in Angriff, einen Bettenabbau, der diesen Namen verdient, wo Sie tatsächlich nicht nur zu Weihnachten und zu Ostern Betten sperren, sondern Strukturreformen, die nachhaltig sind, die konsequent sind. 

Lassen Sie sich nicht immer von Partikularinteressen einzelner Berufsgruppen zu einer Politik verleiten, die falsch ist. Das Krankenhaus, die Orthopädie Gersthof ist dazu ein gutes Beispiel, wo das hinführt, wenn man meint, man muss die Interessen von Primarärzten bedienen. 

Und treffen Sie nicht wider besseren Wissens die falschen Entscheidungen. Die falsche Entscheidung ist es, die Semmelweis-Klinik in die Rudolfstiftung einzugliedern, und es gibt die falsche Entscheidung, weiterhin 1 000 Menschen in Lainz unterzubringen.

Wenn Sie sich dranmachen, die Strukturreformen anzugehen und umzusetzen, werden Sie die GRÜNEN an Ihrer Seite haben. Wenn Sie weiter darauf setzen, aus Bequemlichkeit die Last auf die Patienten und auf die sozial Schwachen abzuschieben, dann werden Sie uns als Ihre erbitterten, ja Ihre fundamentalen Gegner haben. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung der vorliegenden 5°Be-schluss- und Resolutionsanträge. Ich lasse in der Reihenfolge, so wie sie eingebracht worden sind, abstimmen.

Als erstes ein Antrag von den GRÜNEN, eingebracht von der Frau Vassilakou, von der Frau Pilz, vom Herrn Margulies und von der Frau Cordon betreffend Ablehnung des mit dem Finanzausgleich 2004 junktimierten gesundheitspolitischen Belastungspaketes zu Lasten der Bevölkerung. Wer diesen Antrag unterstützen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den GRÜNEN unterstützt und somit abgelehnt.

Ich lasse abstimmen den von den freiheitlichen GRen Strache und Kowarik vorgelegten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems. Wer diesen Antrag unterstützen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt.

Ich bringe als Nächstes zur Abstimmung den Antrag von den GRÜNEN, vom Herrn GR Margulies, betreffend Bericht über Veränderungen in Bezug auf den Budget-

voranschlagsentwurf 2005. Wer diesen Antrag unterstützen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den GRÜNEN und von der ÖVP unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Ich lasse jetzt abstimmen den von der ÖVP, von den GRen Tschirf, Strobl und Aichinger, eingebrachten Antrag betreffend Zustimmung zum Gesamtpaket Finanzausgleich 2005 bis 2008. Wer diesen Antrag der ÖVP unterstützen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er ist nur von den Antragstellern unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Als letzten Antrag bringe ich zur Abstimmung den Antrag von den GRÜNEN, von der GRin Jerusalem, vom GR Margulies und von der GRin Vassilakou, betreffend Verhältniszahlen LehrerInnen und SchülerInnen im neu zu regelnden Finanzausgleich. Wer diesen Antrag unterstützen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Antragstellern unterstützt und somit abgelehnt. 

Ich darf die Sitzung des Gemeinderates für beendet erklären und darf Ihnen noch einen schönen Tag wünschen. Wir sehen uns bei der nächsten Sitzung. 

(Schluss um 15.50 Uhr.)

